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Deutschland steht vor gewaltigen 
Herausforderungen. Deshalb ist es 
gut, dass sich die Ampel-Koalition 
so schnell auf einen Koalitionsver-
trag verständigt hat und wir noch 
vor Weihnachten eine neue Regie-
rung haben werden.

Im Koalitionsvertrag werden viele 
richtige Ziele beschrieben, die kon-
krete Umsetzung – insbesondere 
die nachhaltige Finanzierung – ist 
teilweise vage. Es bleibt zu hoffen, 
dass die Ampel die Leistungsfähig-
keit unseres Staates und der Wirt-
schaft nicht überschätzt hat. In 
diesem Zusammenhang fehlt be-
dauerlicherweise auch ein wirklich 
klares Bekenntnis zum Grundsatz: 
Wer bestellt, bezahlt.

Der Koalitionsvertrag erkennt an, 
dass wir in Deutschland leistungs-
starke und handlungsfähige Kom-
munen brauchen. Deshalb ist es 
ein gutes Signal, dass die Altschul-
denproblematik der Kommunen 
gemeinsam mit den Ländern nach-
haltig gelöst werden soll sowie der 
Förderdschungel entwirrt und ver-
einfacht und somit Übersichtlich-
keit und damit auch die Umsetz-

barkeit erleichtert werden soll. Die 
Eigenverantwortung und damit die 
kommunale Selbstverwaltung wird 
so deutlich gestärkt. 

Für die Kommunen ist positiv zu 
bewerten, dass sich der Koaliti-
onsvertrag zum Ziel von Zukunfts-
investitionen bekennt und dabei 
auch den hohen kommunalen 
Investitionsbedarf berücksichtigt 
und Kommunen bei notwendigen 
Anpassungen für Klimaresilienz 
unterstützen wird. 

Auch das Bekenntnis zu schnelle-
ren Verwaltungs-, Planungs- und 
Genehmigungsverfahren, die Di-
gitalisierung der Verwaltung so-
wie die Stärkung des öffentlichen 
Wohnungsbaus sind wichtige Zie-
le. Positiv ist die Ankündigung, die 
dringend notwendige Finanzie-
rung des Onlinezugangsgesetzes 
über das Jahr 2022 sicherzustellen. 

Die ehrgeizigen Ziele beim Ausbau 
der alternativen Energien deut-
lich zu beschleunigen, sodass bis 
zum Jahr 2030 Wind und Sonne 
80 Prozent des Stromverbrauchs 
in Deutschland decken, ist richtig. 

Es bleibt aber im Hinblick auf die 
großen Widerstände in der Bevöl-
kerung abzuwarten, ob die Umset-
zung tatsächlich gelingt. 

Der Erfolg der Ampel-Koalition 
wird maßgeblich davon abhän-
gen, ob das Leben der Menschen 
in den Städten und Gemeinden 
besser wird und die kommunale 
Daseinsvorsorge den Erwartungen 
der Menschen entspricht. Wir er-
warten, dass entsprechend der An-
kündigung im Koalitionsvertrag 
die Kommunen nicht an den Kat-
zentisch verwiesen werden, son-
dern ihren entscheidenden Beitrag 
zur Neugestaltung unseres Landes 
leisten können. 

Ihr

Dr. Gerd Landsberg

GUTE ANSÄTZE, 
ABER BEDENKEN MIT BLICK 
AUF IMMENSE HERAUSFORDERUNGEN 
BEI DER UMSETZUNG 

Weitere 
Einschätzungen 

zum neuen 
Koalitionsvertrag aus Sicht des DStGB unter 

WWW.
DSTGB.DE

https://www.dstgb.de/publikationen/pressemitteilungen/kommunale-erwartungen-an-die-ampel-koalition/
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Der Deutsche Städte- und Ge-
meindebund hat anlässlich 
seiner Präsidiumssitzung 

Mitte November in Bonn die Am-
pel-Koalition aufgefordert, die gut 
beschriebenen Ziele mit konkre-
ten Taten und Finanzierungen zu 
hinterlegen. „Unser Land steht vor 
gewaltigen Herausforderungen, bei 
Klimaanpassung und Klimaschutz, 
aber auch bei der Bewältigung der 
sich dramatisch entwickelnden Coro-
na-Pandemie“, sagten der Präsident 
des DStGB, Bürgermeister Ralph 
Spiegler (Nieder-Olm) und Haupt-
geschäftsführer Dr. Gerd Landsberg 
in Bonn.

Spiegler und Landsberg betonten, 

dass Städte und Gemeinden sich in 
einer Schlüsselfunktion befinden. 
„Der notwendige schnelle Zuwachs 
der regenerativen Energien (Wind-
kraft und Solaranlagen) wird nur 
gelingen, wenn wir es schaffen, die 
Menschen vor Ort zu überzeugen 
und mitzunehmen. Das muss eine 
zentrale Rolle in der Politik der neuen 
Regierung spielen. So erwarten wir, 
konkrete Schritte wie schnellere Ver-
waltungs- und Genehmigungsverfah-
ren tatsächlich umgesetzt werden. 
In diesem Zusammenhang schlagen 
wir ein Klimaschutzbeschleuni-
gungsgesetz vor“, führten Spiegler 
und Landsberg aus. Dazu gehörten 
digitale Genehmigungsverfahren, 
der Verzicht auf naturschutzrecht-

liche Ausgleichsregelungen, wenn 
die Maßnahme dem Klimaschutz 
oder der Klimaanpassung dient, die 
Verkürzung der Gerichtswege und 
auch Präklusions- und Stichtagsre-
gelungen, um die Gerichtsverfahren 
tatsächlich voranzubringen. 

„Die künftige Koalition muss die 
kommunale Finanzlage viel stärker 
gewichten. Die kommunalen Finan-
zen befinden sich trotz der etwas 
besseren Steuerschätzung weiter im 
Corona-Tief. Wir brauchen dringend 
mehr kommunale Finanzmittel und 
dürfen die Städte und Gemeinden 
nicht mit immer neuen Aufgaben und 
Ausgaben überlasten“, sagten Spieg-
ler und Landsberg.

BUNDESPOLITIK
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 Im Rahmen der Präsidiumssitzung des Deutschen Städte- und Gemeindebundes wurde auch der Beigeordnete Norbert Portz nach 
36 Jahren Engagement für die kommunale Familie in den Ruhestand verabschiedet. DStGB-Präsident Ralph Spiegler dankte Norbert 
Portz umfänglich für sein Engagement, für seine fachliche Expertise und sein Herzblut, mit dem er alle die Jahre die Verbandsarbeit 
maßgeblich mitgeprägt hat. Portz erhielt zudem eine Urkunde sowie die Ehrenmedaille des Deutschen Städte- und Gemeindebun-
des. Symbolisch überreichte Norbert Portz Referatsleiter Bernd Düsterdiek, der ihm ab 1.1.2022 als Beigeordneter nachfolgen wird, 
den Staffelstab.
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Kunst und Kultur bereichern 
das Leben in den Städten und 
Gemeinden und leisten einen 

Beitrag zu gesellschaftlichem Zu-
sammenhalt. Sie bieten Orte der 
Begegnung und des Austauschs 
zwischen den Generationen ebenso 
wie zwischen verschiedenen gesell-
schaftlichen Gruppen. Kulturelle 
Vielfalt ist ein besonderes Kennzei-
chen Deutschlands. In den Städten 
und Gemeinden wird die „Kultur 
für alle“ und die „Kultur von allen“ 
gefördert. „Hochkultur“ und „Brei-
tenkultur“ sind keine Gegensätze, 
sondern stehen nebeneinander und 
ergänzen sich. 

Die Beiträge dieser Ausgabe der 

„Stadt und Gemeinde“ verdeutli-
chen besonders anschaulich, welch 
große gesellschaftliche Bedeutung 
der Kultur beigemessen wird. In der 
öffentlichen Debatte bekommt sie 
jedoch oft nicht, den Stellenwert, 
den sie verdient. Das wollen wir mit 
diesem Heft ändern. 

In diesem Heft geht es unter 
anderem um: Rezepte für kom-
munale Kulturentwicklung (am 
Beispiel von Peine), um Sozio-
kultur als lebendige Demokra-
tie, um die „Möglichmacherei“ 
kultureller Daseinsvorsorge, um 
Kulturfördervereine als enga-
gierte Stützen unseres Kulturle-

bens, um kommunale Kinos als 
Leuchttürme der siebten Kunst, 
Bibliotheken als anregende Orte 
der Begegnung, Innenstädte als 
Raum für Kultur, um die Liebe 
zum Musizieren und Musik-
schulen als vitale Lebensräume, 
um die bunte Welt der Gast-
spieltheater und nicht zuletzt 
um den Kulturpakt in Schles-
wig-Holstein, über den die Mi-
nisterin für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur Karin Prien in 
einem eigenen Artikel berichtet.  

Die Beiträge dieser Ausgabe lie-
fern einen Einblick in die Vielfalt 
der Kulturlandschaft, freilich ohne 

SCHWERPUNKT  K U L T U R
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KULTUR VOR ORT  
VON ALLEN FÜR ALLE

Von Uwe Lübking
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alle Bereiche kulturellen Schaffens 
in einem Heft abbilden zu kön-
nen. Denn die Kulturangebote in 
unserer Republik reichen von den 
Opernhäusern und Theatern sowie 
Museen mit überregionaler Be-
deutung bis zu den Heimatmuse-
en und -theatern, soziokulturellen 
Einrichtungen, Bibliotheken, Mu-
sikschulen, Volkshochschulen oder 
Jugendkunstschulen, Heimat- und 
Kulturvereinen, Laienchören, Or-
chestern, Spielmannszügen oder 
Theatergruppen. In ländlichen Räu-
men kommt der Soziokultur eine 
besondere Rolle zu. Durch Musike-
vents, Skulpturenparks oder The-
aterprojekte können auch kleinere 
Städte und Gemeinden ein überre-
gionales kulturelles Profil bilden. 
In vielen Städten und Gemeinden 
findet man Künstlerkolonien oder 
Kommunen werden explizit zum 
Künstlerdorf.

KULTURELLE 
INFRASTRUKTUR IN 
LÄNDLICHEN REGIONEN

In ländlichen und/oder struktur-
schwachen Räumen sind die Her-
ausforderungen für Kulturangebo-
te bzw. -einrichtungen besonders 
groß. Vor diesem Hintergrund sind 
Förderprogramme sinnvoll, die die 
Entwicklung und Umsetzung neu-
er Konzepte für die kulturelle Inf-
rastruktur in ländlichen Regionen 
fördern. So können Testlabore ent-
stehen, in denen partizipative Ideen 
für einen Dritten Ort als zentraler 
Kultur-Knotenpunkt erprobt wer-
den oder Bürger:innen ein leerste-
hendes Gebäude zu einem leben-
digen Kultur- und Begegnungsort 
entwickeln mit Platz für eine Bü-
cherei, Kinovorstellungen, Kultur-

veranstaltungen und einem Café. 
Soziokulturelle Zentren können ein 
wesentlicher Baustein der kulturel-
len Angebote in ländlichen Räumen 
und bei der Gestaltung der Dritten 
Orte sein. Sie dienen nicht der rei-
nen „Konsumtion“, sondern ermög-
lichen eine aktive Teilhabe. 

KULTURPOLITIK 
GEMEINSAM GESTALTEN

Kulturelle Einrichtungen und An-
gebote müssen und sollen nicht 
immer ausschließlich von den 
Kommunen angeboten und finan-
ziert werden. In den Städten und 
Gemeinden spielen die kulturellen 
Angebote der Vereine und Grup-
pen bis zu einzelnen Künstlern 
oder Künstlergruppen eine wichtige 
Rolle. Es sollten die Möglichkeiten 
der Vernetzung genutzt werden, 
um ein attraktives kulturelles An-
gebot zu erhalten. Kulturplanung 
sollte deshalb nicht isoliert erfol-
gen, sondern Teil einer integrierten 
Sozialraumplanung sein. Ziel muss 
es sein, dass Kommunen im Dialog 
mit den Kulturschaffenden und mit 
den Bürger:innen strategische Zie-
le für die Kulturpolitik definieren 
und Maßnahmen entwickeln, um 
Kunst und Kultur in ihrem Ort oder 
ihrer Region fit für die Zukunft zu 
machen. Wichtig ist, dass vor Ort 
Ansprechpartner:innen für die Ge-
staltung von Kunst und Kultur zur 
Verfügung stehen. 

FINANZIELLE 
AUSSTATTUNG SICHERN

Rund 45 Prozent der öffentlichen 
Ausgaben für die Kultur werden 
von den Kommunen aufgewendet. 
Die Haushaltslage der Kommunen 
bleibt deshalb nicht ohne Auswir-
kungen auf die Förderung der örtli-
chen Kulturangebote. Nicht zuletzt 
durch die Förderpolitik von Bund 
und Ländern findet sich ein Groß-
teil der Kultureinrichtungen in den 
größeren Städten. Die Kultur „auf 
dem Lande“ oder in den Klein- und 
Mittelstädten steht oft im Abseits 
des kulturpolitischen Diskurses. 
Dies widerspricht dem Gebot der 
Gleichwertigkeit der Lebensverhält-
nisse. Es gilt die kulturelle Vielfalt 
und damit die Breite des Angebots 
in den Städten und Gemeinden zu 
fördern. 

Das Wesen der kommunalen Kul-
turpolitik liegt in der Freiwilligkeit 
der Aufgabe, da nur so die notwen-
dige Vielfalt erhalten bleibt. Der 
Zugang zu kulturellen Angeboten 
und die notwendige Infrastruktur 
sind auf der anderen Seite ein un-
verzichtbarer Bestandteil der kom-
munalen Daseinsvorsorge. 

Der Autor:  
Uwe Lübking, 
Beigeordneter Deutscher 
Städte- und Gemeindebund

SCHWERPUNKT  K U L T U R
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Langversion des Artikels unter WWW.
DStGB.
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https://www.dstgb.de/themen/bildung-sport-und-kultur/kultur-vor-ort/
https://www.dstgb.de/themen/bildung-sport-und-kultur/kultur-vor-ort/


 Stadt und Gemeinde 04/21   9

GIBT ES EIN REZEPT FÜR 
		  KOMMUNALE 

KULTURENTWICKLUNG?
JA, GIBT ES, ABER OHNE ENDE!

Die Kulturentwicklung in 
Städten und Gemeinden ist 
Chance und Herausforde-

rung zugleich. Ergebnisse dieser 
Prozesse lassen sich erst nach Jah-
ren ablesen, geschweige denn sind 
sie als solche erkennbar. 

Im Peiner Land wurde eine zentra-
le Grundlage zwischen den Jahren 
2011 bis 2013 erarbeitet. Der mit 40 
abschließenden Handlungsemp-
fehlungen ausgestattete Bericht „In 
die Zukunft mit Kultur“ stellt sich 
bis heute als Reflexionspunkt dar. 

Die Euphorie der Umsetzung vie-
ler Handlungsempfehlungen in den 
Jahren 2015-2019 scheint, bestärkt 
durch die Corona-Pandemie, aller-
dings verflogen. Zentrale, vor allem 
finanzielle Empfehlungen zu er-
reichen, scheint fast unerreichbar. 
Doch liegt hierin auch eine zentrale 
Erkenntnis: Entwicklung verlangt 
stetige Variation der eigenen Pers-
pektive(n) – und somit die immer-
währende Überarbeitung der eige-
nen Visionen und Praxen. 

ERFOLGSMODELL
SERVICESTELLE KULTUR

Als entscheidender Faktor stellt sich 
die Einrichtung der Servicestelle 
Kultur in 2015 mit einer Vollzeitkraft 
heraus. Als Multiplikatorin und Ver-
mittlerin zwischen Kulturakteur:in-
nen, Verwaltung und Politik berät 
sie Kunst- und Kulturschaffende 
sowie die Kommunen des Kreises.  
Damit die folgenden Themenbe-
reiche nachhaltig zielgruppenspe-
zifisch entwickelt werden können:
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Von Gregor Pellacini
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1.	 Kulturpolitik interkommunal 
gestalten

2.	 Kultur professionalisieren
3.	 Kultur finanzieren
4.	 Kulturakteure vernetzen
5.	 Kultur bekannt machen

Ein zentrales Format, um Kultur-
politik interkommunal, zu gestal-
ten ist Austausch. Hierzu wurden 
verschiedene Gremien eingerich-
tet, die bisher bei landkreisweiten 
Fragen beraten und unterstützen. 
Zukünftig werden die Treffen mit 
lokal-konkreten und gemeindes-
pezifischen Herausforderungen er- 
weitert um die oben genannten 
Themenbereiche zu integrieren.  

Im Weiterbildungsformat „Kultur-
taucher“ werden Expert:innen der 
Kulturpraxis eingeladen und refe-
rieren im Seminarformat zu ver-
schiedensten Themen der Kultur-
theorie und Praxis. Der Einbezug 
eines lokalen Beispiels ermöglicht 
zeitnah die Handlungsbilder aus der 
Abstraktion in konkrete Beispiele 
vor Ort umzusetzen. Hilfreich sind 
dabei zudem Kennenlern-Treffen 
mit Stiftungen und überregionalen 
Verbänden der Region. Sie erhöhen 
die Chance, dass wichtige kulturelle 
Drittmittel in den Kreis fließen und 
sich Mitgliedschaften lohnen.

Unbürokratische Finanzierung bie-
tet zudem eine eigens von kommu-
naler Seite eingerichtete Kulturför-
derrichtlinie, die durch die enge 
Begleitung der Servicestelle Kultur 
eine Hilfestellung für andere öffent-
liche Fördermittelgeber darstellt. 

BERATUNG, VERNETZUNG + 
NACHHALTIGE STRUKTUREN 
ENTWICKELN

Die daraus resultierende konstruk-
tive Vernetzung (intern und extern) 
verschiedenster Kulturakteur:innen 
ermöglicht eine stabile Kommu-
nikationsbasis. Nur so konnte der 
Landkreis Peine 2021 sich innerhalb 
kürzester Zeit auf die Projektmittel 
des Kultursommers bewerben, um 
nach der Zusage die stillstehende 
Kulturlandschaft in Zeiten der Co-
rona Pandemie zu einem Wiederbe-
ginn zu verhelfen. 

Das eigens eingerichtete Onlinepor-
tal www.kultur-peinerland.de, zur-
zeit ein Kataster der Kunst- und 
Kulturschaffenden und Angebote, 
wird kurz- bis mittelfristig vor allem 
zu einer Vermittlungsebene weiter-
entwickelt. Praktische Beispiele aus 
allen Bereichen kultureller Teilha-
be und Wirkungen aus dem Peiner 
Land werden von inhaltlich passen-
den Impulstexten begleitet. 

STETIGE VARIATION +
WEITERENTWICKLUNG DER 
EIGENEN PERSPEKTIVE 

Die Reflexion des Peiner Beispiels 
zeigt, dass Kulturentwicklungs-

pläne hervorragende Grundlagen 
bilden können, um Rahmenbedin-
gungen für Kultur gerade in länd-
lichen Räumen zu strukturieren. 
Doch müssen sich kommunale wie 
gesellschaftliche Praxen auch stetig 
ändern und neu betrachtet wer-
den. Wer begleitende Reflexion in 
Anspruch nimmt, Variationen er-
arbeitet und mutige Schritte folgen 
lässt, erhält ein Rezept, das regiona-
le Ausgangssituationen einschließt 
und für ein verantwortungsvolles 
Miteinander steht. Projekte haben 
einen Anfang und ein Ende, Kul-
turentwicklung nicht. 

Der Autor:  
Gregor Pellacini
Leitung Servicestelle Kultur
Landkreis Peine

Projekte haben einen Anfang und 
ein Ende, Kulturentwicklung nicht.

SCHWERPUNKT  K U L T U R

http://www.kultur-peinerland.de
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"Wo man singt, da lass‘ 
Dich ruhig nieder.“ 
Die Bedeutung die-

ser Volksweisheit ist in der Coro-
na-Pandemie deutlicher zu spüren 
denn je: Eine lebendige Gemein-
schaft ist dort zu erwarten, wo Kul-
tur ist. Dies wurde uns während der 
langen Phasen, die durch soziale Di-
stanz und Home-Office geprägt wa-
ren, schmerzlich bewusst. Mit ihren 
vielfältigen Institutionen, Akteu-
rinnen und Akteuren schafft Kultur 
Orte der Selbstwahrnehmung und 
-entfaltung und macht Angebote 
der Freizeitgestaltung, bietet aber 
auch Gelegenheiten der Reflexion. 
Kultur stützt die lokale Infrastruk-
tur und ist ein elementarer Stand-
ortfaktor. In den kulturellen Räu-
men – sowohl physisch und als auch 
im übertragenen Sinn zu verstehen 
– können Bürgerinnen und Bürger 
beispielsweise Begriffe der Identi-

tät, Heimat und Zukunft diskutie-
ren, gemeinsam Werte verhandeln 
und sich als Individuen und als Ge-
meinschaft bewusst erfahren. Kul-
turförderung und die Sicherung der 
kulturellen Infrastruktur sind somit 
wesentliche Elemente kommuna-
ler Entwicklung und zentral für die 
Ausbildung eines gesellschaftlichen 
Miteinanders. 

KULTURELLE INFRASTRUK-
TUR ALS STANDORTFAKTOR

Die kulturelle Infrastruktur umfasst 
ein breites Spektrum: Neben Muse-
en und Theatern sind auch Sozio- 
kulturelle Zentren, Bibliotheken, 
Musik- und Volkshochschulen sowie 
Gedenkstätten und viele mehr unter 
dem Begriff vereint. Die Sicherung 
eben dieser Angebote steht im Mit-
telpunkt des sogenannten Kultur-
dialogs in Schleswig-Holstein. In 

diesem Format pflegen wir seit 2013 
einen kontinuierlichen Austausch 
zwischen Politik, Verwaltung und 
der breiten Kulturszene. Im gemein-
samen Gespräch stehen neben der 
kulturellen Infrastruktur auch Ver-
netzung, Themen digitaler Transfor-
mation und des Ausbaus der kultu-
rellen Bildung im Fokus.

Mittlerweile ist auf dem Fundament 
des Kulturdialogs eine sehr gute Dia-
logkultur zwischen allen Beteiligten 
entstanden. Wir erleben heute eine 
konstruktive und in vielen Bereichen 
bewährte Kooperation sowie eine of-
fene und vertrauensvolle Atmosphä-
re der Kommunikation. Eine Leer-
stelle der bisherigen Dialogprozesse 
war allerdings ein strukturierter Aus-
tausch zwischen Land und Kommu-
nen über die künftige Stärkung, Si-
cherung und Weiterentwicklung der 
Kulturförderung. Beide Ebenen bil-

Foto: ©
 Rainer Deutschm

ann

„KULTURPAKT“ 
         IN SCHLESWIG-HOLSTEIN

Von Karin Prien

https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/K/kulturdialog/Downloads/Forum_08_06_Kulturpakt.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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den nach unserer Landesverfassung 
eine Verantwortungsgemeinschaft 
in dieser Hinsicht.

KULTURENTWICKLUNG IN 
SCHLESWIG-HOLSTEIN: 
DIALOG ALS 
ERFOLGSKRITERIUM

Im Jahr 2020 haben wir uns daher 
trotz aller Widrigkeiten der pan-
demischen Situation und als Land 
wohl einmalig, dazu entschlossen, 
einen letztlich vollständig auf digi-
tale Formate setzenden Dialog- und 
Kulturentwicklungsprozess zu star-
ten. Eine gemeinsame Arbeitsgrup-
pe des Ministeriums und der kom-
munalen Landesverbände bereitete 
zusammen mit kulturellen Landes-
dachverbänden und wichtigen Kul-
turakteurinnen und -akteuren die 
weiteren Schritte vor. Ab Februar 
2021 adressierten wir in sechs öffent-
lichen Dialogveranstaltungen Bür-
germeisterinnen und Bürgermeis-
ter, Gemeindevertreterinnen und 
-vertreter, Verantwortliche der Kul-
turverwaltungen, aber auch der Be-
reiche Finanzen, Stadt- und Regio-
nalentwicklung, Bürgerdienste und 
Bildung. Auch Vertreterinnen und 
Vertreter aus den Kulturverbänden 
und der Landespolitik nahmen an 
den Formaten teil. Die geschaffenen 

Dialogräume ermöglichten einen 
Erfahrungs- und Informationsaus-
tausch über kommunale Kulturför-
derung, das Ausloten neuer Mög-
lichkeiten und über den Aufbau 
gemeinsamer intelligenter Förder-
systeme und innovativer Allianzen.

Angesichts der kommenden Her-
ausforderungen war ein klares ge-
meinsames Bekenntnis zur Kultur 
mit möglichst konkreten Maßnah-
men wichtiger denn je. Dies haben 
wir im Abschlusspapier des Kultur-
dialogs zwischen Land und Kom-
munen, dem „Kulturpakt 2030“, 
festgehalten. Eine unserer geteil-
ten Grundüberzeugungen ist, dass 
Kulturausgaben keine Subventio-
nen sind, sondern Investitionen in 
die Zukunft unserer Gesellschaft. 
Kunst und Kultur haben bei allen 
wirtschaftlichen, gesellschaftlichen 
und politischen Herausforderun-
gen selbst ein enormes Potenzial. 
Sie helfen uns, gesellschaftliche 
Entwicklungen erfolgreich zu meis-
tern, stiften Identität und regiona-
les „Branding“, sind Arbeitgeber und 
Wirtschaftsfaktor – um nur einige 
Aspekte zu benennen. Mit konkre-
ten Verabredungen und Vorhaben 
wollen wir die Kultur in Schles-
wig-Holstein in den kommenden 
Jahren im Schulterschluss von Land 
und Kommunen stärken. Erste Mo-
dellprojekte zur Struktur der Volks-
hochschulen im ländlichen Raum 
oder zur Zukunftsfähigkeit der So-
ziokultur im Land werden bereits 
umgesetzt oder sind in Vorberei-

tung. Zudem ist eine Verstetigung 
des Austauschs zwischen Land und 
Kommunen in einem verlässlichen 
Rahmen vereinbart.

KULTUR IST EINE ZENTRA-
LE GRUNDLAGE UNSERES 
GEMEINWESENS – SIE IST 
DASEINSVORSORGE 

Nicht erst Corona hat uns gelehrt, 
dass unsere Gesellschaft im steten 
Wandel ist. Und mit ihr wandelt 
sich auch die Kultur. Das muss sie 
und das ist gut so, denn nur so kann 
sie ihre gestalterische Kraft entfal-
ten. Wir müssen unsererseits die 
Voraussetzungen dafür schaffen, 
indem wir uns klar dazu bekennen, 
dass Kultur eine gemeinschaftliche 
Aufgabe quer durch alle Bereiche 
und Zuständigkeiten ist. Kultur hat 
also nicht nur einen immensen und 
nicht zu beziffernden Wert: Kultur 
ist uns etwas wert. Budgetbeschnei-
dungen für Kunst und Kultur sind 
keine Option. Kürzen wir an der 
Kultur, so kürzen wir an unserem 
demokratischen Gemeinwesen. Die 
Kommunen müssen in die Lage ver-
setzt werden, nicht wieder in das 
Muster zu verfallen, im Bereich der 
vermeintlich „freiwilligen Leistun-
gen“ zu kürzen. Umgekehrt wächst 
daraus auch eine Pflicht: Wenn die 
Ressourcen vorhanden sind und 
geschaffen werden, dann sind Kür-
zungen nicht akzeptabel. Für das 
Land und für die kommunalen Lan-
desverbände in Schleswig-Holstein 
kann ich deutlich sagen: Dafür wer-
den wir streiten. 

Die Autorin:  
Karin Prien, 
Ministerin für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur

Eine unserer geteilten 
Grundüberzeugungen ist, 
dass Kulturausgaben keine 
Subventionen sind, sondern 
Investitionen in die Zukunft 
unserer Gesellschaft.“
Karin Prien, Ministerin für Bildung, Wissenschaft und Kultur
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der Kommunen sowie des Landes ist die Gewährleistung gleichwertiger Lebensverhältnisse hinsichtlich des Zugangs zu einer wohnortnahen Grundversorgung 
mit Kultur- und Bildungsangeboten in verschiedenen Formen für alle Generationen und 
Menschen jeder Herkunft in allen Teilräumen des Landes.  3. Kultur ist im Wandel. Die Verantwortlichen müssen angesichts der gesellschaftlichen 
Herausforderungen wie Digitalisierung, nachhaltige Entwicklung, Diversität und den 
Folgen der Corona-Pandemie die Kulturförderung gemeinsam weiterentwickeln. Dabei 
gilt es angesichts der knappen Ressourcen vorrangig intelligente Allianzen sowie 
Netzwerkstrukturen zu stärken. Die Kommunen nutzen bei ihrer Kulturarbeit u.a. 
Möglichkeiten interkommunaler und regionaler Kooperation. Sie verknüpfen und bündeln 
Kultur- und Bildungsangebote mit dem Ziel einer besseren Sichtbarkeit und dem Erhalt 
der regionalen Infrastruktur. Das Land unterstützt innovative Allianzen. 4. Kultur ist Querschnittsthema und Gemeinschaftsaufgabe, denn Kultur fördert die 
kommunale Entwicklung. Land und Kommunen verfolgen gemeinsam das Ziel, die 
Verantwortung für die Kultur fachbereichs- bzw. ressortübergreifend wahrzunehmen. Als 
ein strategisches Element der Ortskern-, Stadt- und Regionalentwicklung erlangen 
Kunst-, Kultur- und Bildungseinrichtungen als Treiber und Multiplikatoren einer 
Innenentwicklung zu mehr Aktivität und Frequenz in Innenstädten bzw. in Stadt- und 
Ortsteilzentren besondere Bedeutung.  5. Kultur ist (uns) etwas wert. Kultur ist vielfach wirksam und rechnet sich. Kultur- und 
Bildungsangebote nur nach Kostendeckungsgraden, also einer ausschließlich betriebswirtschaftlichen Perspektive, zu betrachten, greift zu kurz. Nicht nur ist Kultur ein 
Wirtschaftsfaktor, finanzielle Mittel für die Kultur sind dynamisch wirksame Investitionen 
in die Gesellschaft und ihren Zusammenhalt sowie den Standort Schleswig-Holstein.  
 

Land und Kommunen treffen auf Basis dieser gemeinsamen Überzeugungen folgende 
Verabredungen: 
1. Das Land und die Kommunen bekennen sich weiterhin zur partnerschaftlichen 

Finanzierung von kultureller Infrastruktur. Dazu gehören insbesondere Theater, 
Volkshochschulen, Musikschulen, Bibliotheken, Museen, Soziokulturelle Zentren und 
Gedenkstätten. Das Land fördert insbesondere überregionale und landesweite kulturelle 
Vorhaben und Verbandsstrukturen sowie Projekte mit Modellcharakter. Die Kommunen 
betreiben Kulturförderung im Rahmen ihrer Selbstverwaltung in ihrem Gebiet in eigener 
Verantwortung.  

2. Gemeinsam verfolgen Land und Kommunen das Ziel bis zum Jahr 2030 bei den 
öffentlichen Ausgaben für Kultur den Durchschnitt der Flächenländer zu erreichen. Die 
Kulturförderung muss verlässlich und planbar sein. 

 

 

 
 

 
 
Kulturpakt 2030  

 
zur gemeinsamen Verantwortung von Land und Kommunen für die 

Kulturförderung in Schleswig-Holstein 

 
08. Juni 2021 

 
Der Kulturdialog zwischen dem Land und den Kommunen und Kulturverbänden hat deutlich 

gemacht, dass Schleswig-Holstein über eine wertvolle und vielfältige Kulturlandschaft 

verfügt. Die Lebendigkeit der Kunst- und Kulturszene gilt es zu erhalten. Ein reichhaltiges 

und vielfältiges kulturelles Angebot schafft Lebens- und Aufenthaltsqualität für alle, ist 

Grundlage von Bildung und bietet Möglichkeiten der Beteiligung sowie Gelegenheiten 

sinnvoller und kreativer Freizeitgestaltung für die Bevölkerung ebenso wie für Gäste.  

 
Es gibt in Schleswig-Holstein eine gute Kooperationskultur der im Kulturbereich aktiven 

Akteurinnen und Akteure sowie vielerorts überzeugende Ansätze einer gemeinsamen 

Verantwortung für die Kultur und ihre Förderung. Diese Ansätze müssen angesichts 

vielfältiger Herausforderungen in den kommenden Jahren weiterentwickelt werden. Gerade 

unter dem Eindruck der Pandemie wurde das kulturelle Leben in seinen bisherigen 

Ausprägungen stark beeinträchtigt. Das Land und die Kommunen haben wesentlichen Teilen 

der kulturellen Infrastruktur in dieser Zeit Zukunftssicherheit gegeben und vielfache 

Unterstützung geleistet. Angesichts absehbarer Verschärfungen der Haushaltslagen teilen 

Land und Kommunen folgende gemeinsame Überzeugungen: 

 

1. Kultur ist entscheidende Grundlage unseres Gemeinwesens. Sie ermöglicht allgemein 

zugänglich und auf Augenhöhe Teilhabe an der Gesellschaft und schafft Identität. 

Ihre Förderung und die Stärkung kultureller Teilhabe ist eine gemeinsame Aufgabe des 

Landes und der Kommunen.  

2. Kultur ist Daseinsvorsorge. Gemeinsam mit dem Land stehen die Kommunen nach 

Artikel 13 der Landesverfassung in der Verpflichtung, die Kultur zu schützen und zu 

fördern. Daraus folgt unmittelbar der Auftrag, kulturelle Angebote zu ermöglichen und die 

kulturelle Infrastruktur zu erhalten und nachhaltig weiterzuentwickeln. Gemeinsames Ziel 

⇐ Download Kulturpakt 2030 

https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/K/kulturdialog/Downloads/Forum_08_06_Kulturpakt.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/K/kulturdialog/Downloads/Forum_08_06_Kulturpakt.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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ENGAGIERT FÜR DIE KULTUR IN DER FLÄCHE
DIE INTERESSENGEMEINSCHAFT DER STÄDTE

 MIT THEATERGASTSPIELEN INTHEGA 

Die INTHEGA e. V., die „Inter-
essengemeinschaft der Städte 
mit Theatergastspielen“, stellt 

neben dem Deutschen Bühnenver-
ein und dem Bundesverband Freie 
Darstellende Künste eine der drei 
tragenden Säulen der deutschen 
Theaterlandschaft dar. Die INTHE-
GA hat rund 400 Mitgliedsstädte 
und erreicht auf rund 600 Spielstät-
ten rund 15 Millionen Einwohner im 
ganzen deutschsprachigen Raum, 
also auch in der Schweiz und Ös-
terreich. Die INTHEGA tritt für eine 
eigenständige Kultur- und Theater-
arbeit in der sogenannten Provinz 
ein. INTHEGA-Häuser sind Gast-
spielhäuser ohne eigenes Ensemble, 
sie liegen in der Regel abseits der 

Metropolen, im ländlichen Raum, 
in Klein- und Mittelstädten. Die 
INTHEGA tritt nachdrücklich dafür 
ein, dass eigenständige Kulturarbeit 
in der Fläche auch zukünftig mög-
lich ist, ja, dass sie auf- und ausge-
baut wird. 

KULTURELLE SOZIALISATION 
IN DER STADT UND 
AUF DEM LAND

Diese Aufbauarbeit scheint aktuell 
notwendiger denn je. Die Medien 
sind voll mit Beiträgen zum Phäno-
men Stadtflucht. Im Zuge von Co-
rona zieht es die Menschen aus der 
Enge der Städte auf das Land. „Bis-
her gab es zwei Gründe, warum Men-

schen (…) aus der Stadt wegzogen: 
hohe Mieten und kleine Wohnungen. 
Der dritte, neue Grund: Home-Of-
fice.“ – so war kürzlich in dem Beitrag 
„Raus hier“ von Niewel/Vollmuth in 
der Süddeutschen Zeitung zu lesen. 
Allerdings lebten auch vor Corona 
bereits knapp 60 Prozent der Deut-
schen in Klein- und Mittelzentren. 
Wir können also davon ausgehen, 
dass über die Hälfte der Deutschen 
nicht etwa in Staatstheatern oder 
Nationalgalerien kulturell soziali-
siert sind, sondern zum ersten Mal 
mit Kultur über das Weihnachtsmär-
chen in Kontakt kommen, das eben 
nicht im Staatstheater, sondern im 
Saal der örtlichen Veranstalter oder 
der Schulaula gezeigt wird.
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Von Dorothee Starke
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NACHHALTIGE STRUKTUREN 
IN DER FLÄCHE SCHAFFEN

Will man dem derzeitigen Auf-
schwung des Landlebens eine Zu-
kunft geben, so müssen jetzt nach-
haltige Strukturen dafür geschaffen 
werden. Dazu gehört entscheidend 
auch der Aufbau einer kulturellen 
Infrastruktur.

Dass dies in den unterschiedlichsten 
Facetten auch in kleinsten Gemein-
den mit geringen Etats möglich ist, 
zeigt die Vielfalt der INTHEGA, de-
ren Mitgliedshäuser und ihre Struk-
turen unterschiedlicher nicht sein 
können:

Es gibt große Häuser – wie die The-
ater in Wolfsburg, Schweinfurt, 
Hameln, Ludwigshafen – Thea-
tergebäude mit mehreren Bühnen 
(großes Haus, kleines Haus), meh-
reren Abonnements und an die 200 
Veranstaltungen oder mehr im Jahr. 
Sie erfüllen, auch wenn sie kein eige-
nes Ensemble haben, die Funktion 
eines Stadttheaters für ihre gesamte 
Region. Die Bandbreite reicht aber 
bis hin zu kleinsten Veranstaltern in 
Orten mit unter 10.000 Einwohnern. 
Hier wird das Kulturprogramm häu-
fig mit viel Engagement von einem 
ehrenamtlichen Verein organisiert, 
manchmal nur fünf Veranstaltun-
gen im Jahr. Doch diese tragen ent-
scheidend zum gesellschaftlichen 
Zusammenhalt der Gemeinde bei. 

DIE BUNTE WELT DER 
GASTSPIELTHEATER

Auch die Organigramme weisen die 
unterschiedlichsten Modelle auf: 
Die Theater oder Veranstaltungs-
räume sind als städtischer Regiebe-
trieb, Eigenbetriebe, ausgegliederte 
GmbHs, Vereine etc. organisiert. 
Die Theaterleiter:innen nennen sich 

Intendant:innen, Direktor:nnen, 
aber auch Kulturamtsleiter:nnen, 
Kulturreferenten, Vereinsvorsitzen-
de oder eben Ehrenamtliche. Die 
Welt der Gastspieltheater ist bunt 
und genau darin liegt die Chance für 
die Kulturarbeit in der Fläche. 

Theater in der Fläche bedeutet In-
tegration und Aufrechterhalten von 
gesellschaftlichen Zusammenhän-
gen häufig in Regionen, die dro-
hen, abgehängt zu werden. Längst 
sind Formate wie Bürgerbühnen, 
Community Dance etc. auch auf 
den Gastspielbühnen angekom-
men. Theater in der Fläche bedeu-
tet Bildungsarbeit. Die gastieren-
den Theater bieten umfangreiche 
Vermittlungsprogramme an – von 
Werkeinführungen über Nachbe-
sprechungen bis hin zu theaterpäda-
gogischem Material für die Schulen. 
Stücke, die im Lehrplan auftauchen, 
sind fester Bestandteil der Spiel-
pläne und sind somit für die Schü-
ler:innen auch im ländlichen Raum 
live erlebbar. Viele Gastspieltheater 
haben ein ambitioniertes Kinder- 
und Jugendtheaterangebot, teilwei-
se mit eigenem Abonnement. Nur 
so gelingt es, auch das Publikum von 
morgen heranzuziehen.

GENERATIONEN 
ZUSAMMENBRINGEN

Und Theater in der Fläche bedeutet 
das Aufrechterhalten eines kultu-
rellen Angebots, das einfach Spaß 
macht und Menschen verschiedens-
ter Generationen zusammenbringt. 

Das Theater gerade in kleineren und 
mittleren Städten ist der kulturelle 
Mittelpunkt der Stadt, der Ort, an 
dem sich die Stadtgesellschaft trifft, 
austauscht, sich ihrer selbst ver-
sichert und diskutiert. Dies umso 
mehr, da die klassischen Treffpunk-
te, der Lebensmittelladen oder die 
Post, lange von der Landkarte ver-
schwunden sind. Theateraufführun-
gen schaffen Anlässe für Gespräche 
– auch wenn die gastierende Truppe 
den Ort längst verlassen hat.

Das bedeutet, die Aufgabe eines 
Gastspieltheaters geht weit über das 
Anbieten eines munteren Unterhal-
tungsprogramms hinaus. Der Spiel-
plan wird nach den Bedürfnissen 
des Publikums und nach dem kul-
turpolitischen Auftrag konzipiert, 
er muss ausgewogen sein, die ver-
schiedenen Aboringe bedienen, das 
Publikum zu Diskussionen anre-
gen, an den gesellschaftsrelevanten 
Themen dranbleiben, junge Leute 
an das Theater heranführen und die 
treuen älteren nicht verscheuchen 
– und das alles im Rahmen eines 
vorgegebenen Budgets. Die Leitung 
muss ein „Händchen“ haben für die 
Menschen ihrer Stadt oder Gemein-
de, sie muss spüren, was die Men-
schen bewegt und herausfinden, 
wie sie auf das Angebot des Theaters 
aufmerksam machen kann – wie sie 
die Bevölkerung erreicht. Denn es 
ist schon längst nicht mehr so, dass 
es ausreicht, abends die Saaltüren 
zu öffnen. Die Konkurrenz ist stark: 
die zahlreichen Medien, Sportange-
bote, fordernde Jobs, die nicht dazu 

Die Welt der Gastspieltheater 
ist bunt und genau darin liegt 

die Chance für die Kulturarbeit
 in der Fläche. 
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angetan sind, sich abends noch ein-
mal aus dem Haus zu bewegen. 

KULTURARBEIT 
IN DER FLÄCHE

„Das wichtigste und zentrale Auf-
wertungspotential im ländlichen 
Raum sind die Menschen mit ihrer 
Lebenslust, Phantasie, Kreativität 
und Innovationsfähigkeit“ (Werner 
Bätzing, Das Landleben. Geschichte 

und Zukunft einer gefährdeten Le-
bensform; München 2020). Es gibt 
zahlreiche Beispiele dafür, dass Kul-
turprojekte in kleinsten Gemein-
den, die mit hohem ehrenamtlichen 
Engagement und großer Leiden-
schaft realisiert werden, den Orten 
zu einem Aufschwung verholfen ha-
ben. Das Dorf Netzeband in Bran-
denburg erlebt jährlich in seinem 

Theatersommer einen Zustrom von 
Berlinern und Hamburgern, die sich 
für die besondere Atmosphäre be-
geistern. „Das Dorf lebt. Das Theater 
erweist sich als probates Mittel ge-
gen Frust und Abwanderung. Nicht 
einmal rechte Scharfmacher haben 
im Dorf Fuß gefasst“ beschreibt 
Christhard Läpple die Situation in 
Netzeband (C.L.: So viel Anfang war 
nie. Notizen aus der Provinz; Mün-
chen 2017). Das Jahrmarkttheater 

in Bostelwiebeck in der Lünebur-
ger Heide „versorgt nicht nur eine 
Landschaft mit ansonsten geringem 
kulturellem Angebot mit anspruchs-
voller, großer und doch zugänglicher 
Theaterkunst, sondern es sammelt 
die Themen auf der Dorfstraße, ver-
arbeitet sie und lockt ein überregi-
onales Publikum an“ – so heißt es 
im Juryspruch zum Theaterpreis 

des Bundes, der 2021 ebenfalls dem 
Salzlandtheater in Staßfurt, Sach-
sen-Anhalt, als erstem INTHE-
GA-Haus, zugesprochen wurde: 
„Seine Aufgabe sieht das Theater da-
rin, die regionale Kultur zu fördern 
und gleichzeitig durch renommierte 
KünstlerInnen und Ensembles auf 
Staßfurt aufmerksam zu machen. 
Den Herausforderungen der Regi-
on – Abwanderung, Arbeitslosigkeit, 
Strukturschwäche – mit kulturellen 
Mitteln entgegenzutreten, ist das 
erklärte Ziel des engagierten Teams.“

BUNDESPOLITIK WÜRDIGT 
BÜHNEN ALS ZENTRALE 
ORTE KULTURELLER 
BILDUNG

2015 hat Staatsministerin Prof. Mo-
nika Grütters den Theaterpreis des 
Bundes ausgelobt, um die Arbeit 
der Theater abseits der Metropo-
len zu würdigen: „Gerade die klei-
nen und mittleren Bühnen jenseits 
der Großstädte sind wichtige Orte 
der kulturellen Bildung und des ge-
sellschaftlichen Dialogs. (…) Für 
diese Beharrlichkeit und Kreativität 
verdienen sie unsere dankbare Auf-
merksamkeit und Wertschätzung.“ 
Im Koalitionsvertrag zwischen 
CDU und SPD wurde dem Thema 
„Gleichwertige Lebensverhältnisse“ 
2018 erstmals ein größerer Stellen-
wert zugesprochen.

Es bleibt zu hoffen, dass unter wel-
chen politischen Verhältnissen auch 
immer, diese Initiativen, die erst 
einen Anfang darstellen, weiter-
hin Bestand haben. Heribert Prantl 
brachte es auf den Punkt: „Es geht 
darum, das Leuchten der Provinz 
zu organisieren. Die Politik muss 
für gute Leuchtmittel sorgen.“ (Süd-
deutsche Zeitung, 7./8. März 2020, 
„Stadt, Land, Kuss“).

ÜBER DIE INTHEGA

Die INTHEGA organisiert den 
größten Theatermarkt Europas, 
auf dem Agenturen, Landes-
bühnen, Freie Theater, Einzel-
künstler ihre Angebote präsen-
tieren. Das gesamte Angebot ist 
außerdem über die INTHEGA 
Datenbank, die den Mitgliedern 
frei zur Verfügung steht, jeder-
zeit abrufbar. Fachtagungen und 
Videokonferenzen bieten den 
Mitgliedern neben dem Erfah-
rungsaustausch untereinander 
Spezialworkshops zu rechtlichen 
und technischen Fragen (z.B. 
GEMA, Veranstaltungssicherheit, 
Brandschutz etc.) sowie Exper-
ten-Vorträge und Diskussionen 
zu relevanten Themen. Das 
viermal im Jahr erscheinende 

Kultur-Journal bietet zahlreiche 
fachlich relevante Artikel zu 
rechtlichen Fragen, Neuigkeiten 
aus den Häusern und von den 
Agenturen, Best-Practice-Bei-
spiele sowie einen Stellenmarkt. 
Die INTHEGA steht auch Nicht-
mitgliedern als Partnerin und 
Beraterin für den Aufbau von 
kulturellen Strukturen im ländli-
chen Raum zur Verfügung.
Die INTHEGA organisiert seit 
über 40 Jahren das „Leuchten der 
Provinz“. Sie wird sich weiterhin 
stark machen für die Kultur in 
der Fläche und Lobbyistin sein 
für Kulturveranstalter:innen vor 
allem in kleinen und mittleren 
Gemeinden.

Weiterführend Infos unter: 
http://www.inthega.de

http://www.inthega.de/
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Anmerkung: 
Im Zuge des seit 2020 von der INTHEGA betreuten Förderprogramms NEUSTART KULTUR – „Theater in Bewegung“ sind 
über 30 neue Mitglieder dem Verband beigetreten, die bei dieser Darstellung noch unberücksichtigt sind.

Lage der Städte mit INTHEGA-Mitgliedern

Dass der INTHEGA im Zuge von 
Corona über 30 neue Mitglieder bei-
getreten sind, verdeutlicht wie sehr 
die Unterstützung eines Fachver-
bands gerade in schwierigen Zeiten 
hilft. Ein von der Bundesregierung 
zur Verfügung gestelltes eigenes 
Förderprogramm im Rahmen von 
NEUSTART Kultur – „Theater in Be-
wegung“ – beweist die hohe Aner-

kennung für den Fachverband und 
das Vertrauen in die Projektträger-
schaft auch auf Bundesebene. Die 
INTHEGA organisiert seit über 40 
Jahren das „Leuchten der Provinz“. 
Sie wird sich weiterhin stark ma-
chen für die Kultur in der Fläche und 
Lobbyistin sein für Kulturveranstal-
terInnen vor allem in kleinen und 
mittleren Gemeinden. 

Die Autorin:  
Dorothee Starke, 
INTHEGA Präsidentin und Leiterin 
des Kulturamts Bremerhaven

Anmerkung: 
Im Zuge des seit 2020 von der INTHEGA betreuten Förderprogramms NEUSTART KULTUR – „Theater in Bewegung“ sind 
über 30 neue Mitglieder dem Verband beigetreten, die bei dieser Darstellung noch unberücksichtigt sind.

Lage der Städte mit INTHEGA-Mitgliedern

SCHWERPUNKT  K U L T U R

http://www.inthega.de
http://www.inthega.de
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Die Pandemie hat die Innen-
städte und Ortskerne erneut 
in den öffentlichen Fokus ge-

rückt. Fernsehbilder von ausgestor-
benen Fußgängerzonen wirkten un-
wirklich und beklemmend. Dass sie 
nach den Lockdowns sofort wieder 
von den Menschen „zurückerobert“ 
wurden, darf mit Recht als positive 
Bestätigung für deren Bedeutung als 
wichtige Funktionsräume, aber auch 
als beliebte Begegnungsstätten ver-
standen werden. 

In die Freude über die Rückkehr der 
Normalität mischt sich aber auch 
Sorge, weil die Lockdowns und der 

Boom des Online-Handels neue 
Unsicherheiten für Innenstädte und 
Ortszentren gebracht haben. Dabei 
darf aber nicht vergessen werden, 
dass diese schon vor der Pandemie 
vor erheblichen Herausforderungen 
standen. An erster Stelle ist die ein-
seitige Kommerzialisierung vieler 
Innenstädte zu nennen, in denen 
konsumfreie Aufenthaltsangebo-
te, Sitzmöglichkeiten und Toiletten 
vermisst werden. Auch die Defizite 
des öffentlichen Raumes bezüglich 
Gestaltung, Sauberkeit und Barri-
erefreiheit sind schon seit Jahren 
erkannt; hinzukommen fehlende 
Grün- und Wasserflächen. 

UNZUREICHENDER 
NETZAUFTRITT DES 
STATIONÄREN HANDELS

Aber auch die Handelsfunktion als 
historische Kernkompetenz der Zen-
tren hatte schon vor der Pandemie 
markante Schwachstellen offenbart. 
Hinreichend bekannt sind die Nach-
folgeprobleme des inhabergeführten 
Handels, schwindender Branchen-
mix, die Ausbreitung von (Billig-)
Ketten sowie nur noch schwer zu 
kaschierende Leerstände. Außer-
dem zeigen überhöhte Mieten, feh-
lende Abstimmungen (z. B. bei den 
Öffnungszeiten) und Probleme bei 
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              RAUM FÜR KULTUR
DIE ZUKUNFT DER INNENSTÄDTE 

UND ORTSKERNE GESTALTEN
Von Prof. Dr. Axel Priebs
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Gemeinschaftsaktionen (z. B. Weih-
nachtsbeleuchtung), dass manche 
Akteure in den Stadt- und Ortszen-
tren die gemeinsame Verantwortung 
und die Dramatik der Herausforde-
rungen nicht erkannt haben. Auch 
bei dem gewaltigen Digitalisie-
rungsschub, einer speziellen Folge 
der Pandemie, werden häufig die 
Chancen für den stationären Handel 
verkannt. Natürlich liegen dessen 
wesentliche Stärken in der persön-
lichen Beratung und dem Service. 
Aber immer mehr Einkaufswillige 
wollen schon vor dem Aufbruch in 
die Innenstadt im Internet eruieren, 
welche Marken bestimmte Geschäf-
te führen, ob es Sonderangebote und 
wo es tagesaktuell interessante kuli-
narische Angebote gibt. Und gerne 
genutzt wird auch die Möglichkeit, 
nicht am Lager befindliche Waren 
online zu bestellen und diese per-
sönlich abzuholen. Deswegen kann 
der völlig unzureichende Netzauf-
tritt des stationären Handels nicht 
deutlich genug kritisiert werden. 

LEBENDIGE ZENTREN 
UND KULTURANGEBOT STÄR-
KEN LEBENSQUALITÄT

Die Erfahrungen aus der Pandemie 
haben den Handlungsbedarf in den 
Stadtmitten und Ortszentren noch 
einmal verstärkt, wie zusätzliche 
Leerstände sowie Betriebsaufgaben 
in der Gastronomie zeigen. Drama-
tische Folgen hatten die Lockdowns 
und die folgenden Einschränkungen 
auch für die Kulturangebote. Aller-
dings hat die Verlusterfahrung bei 
vielen Menschen auch das Bewusst-
sein für die Bedeutung lebendiger 
Zentren, einer fußläufigen Versor-
gung, des städtischen Grüns und 
kultureller Angebote als wichtige 
Faktoren für die persönliche Lebens-
qualität deutlich gesteigert. Diese 
Bewusstseinserweiterung verschafft 
den kommunalen und privaten Ak-
teuren zusätzliche Akzeptanz und 
Unterstützung. 

EINE GUTE VERBINDUNG 
VON KOMMUNIKATION UND 
KOMMERZ

Unter Fachleuten ist unumstritten, 
dass die Zukunft der Innenstädte 
und Ortsmitten in einer besseren 
Mischung der Nutzungen liegt, 
und dass – bei aller Bedeutung 
der Stadt als Ort des Handels – die 
kommerziellen Funktionen nicht 
mehr dominieren. Erwartet werden 
attraktive öffentliche Räume, wo es 
möglich ist, ohne Konsumzwang zu 
verweilen und die Atmosphäre zu 
genießen. Deswegen ist deren Auf-
wertung mit Spielmöglichkeiten für 
Kinder, Sitzgelegenheiten, kulturel-
len Angeboten, grünen Oasen und 
öffentliche Toiletten eine zentrale 
Aufgabe. Eine gute Verbindung von 
Kommunikation und Kommerz bie-
ten Märkte in den Ortsmitten und 
Stadtteilzentren. Auch kleinere und 
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größere kulturelle und kommerzi-
elle Events werden als Abwechslung 
gebraucht. Als „Gegenmittel“ zu 
den Leerständen bieten vor allem 
in großen Städten sogenannte Pop-
Up-Stores temporär neue Angebote 
– auch in kleineren Städten sollte 
dieser Ansatz verstärkt genutzt wer-
den. Zur Belebung tragen auch neue 
Wohnungen in der Innenstadt bei. 
Und nicht zu vergessen ist eine ver-
besserte Erreichbarkeit der Innen-
städte zu Fuß und mit dem Fahrrad 
über neue Wegeverbindungen. Auch 
hier hat die Pandemie neue Erkennt-
nisse gebracht und gezeigt, welche 
Potenziale im Ausbau der umwelt-
freundlichen Nahmobilität liegen, 
womit auch der Klimaschutz, die 
Verkehrswende und die Gesundheit 
gefördert werden. 

Welch wesentlichen Beitrag die 
Kultur zur Belebung, Vielfalt und 
Zukunftsfähigkeit der Stadtmitten 
und Ortszentren leisten kann, ist 
leider noch nicht allen Akteuren vor 
Ort bewusst. So werden immer wie-
der Diskussionen darüber geführt, 
ob Museen, Ausstellungen, Volks-
hochsachulen, Musikschulen und 
Bibliotheken wirklich mitten in der 
Stadt liegen sollen. Tatsächlich ist 
es an der Zeit, denjenigen Kommu-
nen zu gratulieren, die dies realisiert 
haben. Als weitere kulturelle Akti-
vitäten sind Theater und Konzerte 
(auf der Straße und in Sälen, auch in 
Leerstandsimmobilien), Kleinkunst 
und Straßenfeste zu nennen. Kul-
turelle Angebote tragen nicht nur 
zur Funktionsvielfalt bei und bieten 
weitgehend kommerzfreie Räume, 
sondern sind auch Frequenzbringer. 
Wer diese Einrichtungen aufsucht, 
verbindet dies gerne mit einem Be-
such in der Gastronomie oder nutzt 
andere Angebote. Und es gibt auch 
Synergien zwischen kommerziellen 

und kulturellen Angeboten. Klarer 
Vorreiter ist der Buchhandel, der als 
erste Branche einer massiven Inter-
netkonkurrenz ausgesetzt war, aber 
in vielen Innenstädten eine ganz 
zentrale Funktion als Kulturträger 
übernommen hat: Es werden dort 
Lesungen und Kulturveranstaltun-
gen organisiert, teilweise zusam-
men mit anderen Branchen, wenn 
etwa eine französische Woche mit 
Büchern und Lesungen sowie dazu 
passenden Delikatessen und Wei-
nen kreiert wird.

RESILIENZ SCHAFFEN DURCH 
KOOPERATIVE KONZEPTE

Angesichts der angesprochenen 
Herausforderungen und Potenziale 
drängt sich die Frage auf, wie Innen-
städte und Ortsmitten resilient und 
zukunftsfest werden können und 
wer sich für diese große Aufgabe ver-
antwortlich fühlt. Es ist allerhöchs-
te Zeit, die seit längerem geführte 
Diskussion über die Zukunft der 
Innenstädte und Ortskerne grund-
sätzlich, übergreifend und lösungs-
orientiert zu führen. Dabei ist ein 
funktionierendes Zentrum immer 
ein Gemeinschaftswerk vieler Ak-

teure. Gefordert sind Handel, Hand-
werk, Gastronomie und Immobili-
eneigentümer, die ihren Beitrag für 
den gemeinsamen Standort leisten 
müssen. Die Kultur muss viel stär-
ker die Möglichkeit bekommen, sich 
einzubringen. Letztlich aber haben 
die Kommunen selbst, und zwar Rat 
und Verwaltung mit ihren jeweiligen 
Verantwortlichkeiten, eine zentrale 
Rolle. Wo es jetzt noch kein Hand-
lungskonzept für die Zukunft der 
Stadtmitte und der Ortskerne gibt, 
sollten die Kommunen die öffentli-
che Aufmerksamkeit und Unterstüt-
zung nutzen, zügig zu kooperativen 
Konzepten und mutigen Entschei-
dungen zu kommen. 

Der Autor:  
Prof. Dr. Axel Priebs, Vizepräsident 
der Akademie für Raumentwicklung 
in der Leibniz-Akademie



20   Stadt und Gemeinde 04/21

© TARA Ingenieurbüro NordWest GmbH Co. KG

Wenn ein Chor singt – so 
stellt die Künstlerin Ber-
nadette La Hengst fest 

– dann kann man entweder sagen, 
er mache alle gleich; man kann aber 
auch sagen, er ermächtigt die Men-
schen, ihre Stimme zu heben. Und 
sie gleichzeitig in die Gemeinschaft 
hineinzutragen. In der von La 
Hengst komponierten heiter-ironi-
schen Heimat-Hymne auf die saar-
pfälzische Gemeinde Blieskastel 
klingt das so: „U-huu, a-haa, macht 
Euch allgemein // u-huu, a-haa, wir 
leben im Verein!“ Und man darf 
hinzufügen: Egal in welchem. Ob 
Wanderclub, Spielmannszug, Taek-
Won-Do oder Segelflug – in der 

quicklebendigen Aufzählung der 
Vereine spiegelt sich das ganze kul-
turelle Potenzial der Region. 

„Groovy“ ist der Song. Oft gespielt 
in den lokalen Rundfunkstationen. 
Und mit einem Titel, der aufs Gan-
ze zielt: „Dorfoper in 214 Akten“ 
(www.youtube.com).  Kleiner ging’s 
nicht in Blieskastel. Aber es steht ja 
auch Großes auf dem Spiel. In der 
Saarpfalz – wie auch in den ande-
ren, bundesweit zehn TRAFO-Re-
gionen im Oderbruch, Altenburger 
Land, Harz, auf der Schwäbischen 
Alb, in Uecker-Randow, Rends-
burg-Eckernförde, dem hessischen 
Vogelsbergkreis, Kusel oder Köthen 

– geht es darum, die Kultur als fun-
damentale Kraft des gesellschaftli-
chen Zusammenhalts ins Bewusst-
sein zu heben. Allzu oft ist nämlich 
in den infrastrukturellen Entwick-
lungsplänen der vergangenen Jahre 
ausgerechnet die Kultur unter den 
Tisch gefallen. Sie verdient jedoch 
Beachtung als ebenso weicher wie 
wirkungsvoller Faktor der Daseins-
vorsorge. 

SCHWERPUNKT  K U L T U R
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VEREINT EUCH! 
ÜBER DIE „MÖGLICHMACHEREI“ 

KULTURELLER DASEINSVORSORGE
Von Hortensia Völckers

Mit ihrem TRAFO-Programm 
stärkt die Kulturstiftung des 
Bundes die Rolle der Kultur in 
ländlichen Regionen, Gemeinden 
und Städten. Um neben der Ent-
wicklung materieller Infrastruk-
turen auch den demokratischen 
Zusammenhalt der Gesellschaft 
zu stärken, erproben bundes-
weit zehn TRAFO-Regionen 
neue Wege der Kooperation von 
Verwaltung, Politik und Kultur 
www.trafo-programm.de

https://www.youtube.com/watch?v=NTnkQRjpCmo
https://www.youtube.com/watch?v=NTnkQRjpCmo
https://www.trafo-programm.de/
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„Zukunft wird aus Mut gemacht“. 
So heißt es aus der Saarpfalz. Wie 
zahlreiche andere Regionen in 
Deutschland trüben demogra-
phische Schrumpfungsprognosen 
die Aussicht in den Kommunen. 
Gleichzeitig besitzt die Region eine 
einzigartige Dichte an Vereinen. 
Hier setzt das TRAFO-Projekt „Kul-
tur+“ an. Seit 2016 zielt es darauf ab, 
kulturelle Orte weiterzuentwickeln 
und zugleich eine nachhaltige 
Strukturbildung anzuregen, bei der 
Verwaltung und Zivilgesellschaft in 
neuer Form zusammenwirken. 

EHRENAMT 
PROFESSIONALISIEREN

Einen Schlüssel für diesen Trans-
formationsprozess hat der Saar-
pfalz-Kreis in der Personalentwick-
lung gefunden. Da es kaum mehr 
hauptamtlich geführte Kulturein-
richtungen gibt, versucht das TRA-
FO-Projekt gezielt ehrenamtliche 
Tätigkeiten und Kompetenzen zu 
professionalisieren. Dafür bietet es 
etwa einen kommunalen Knoten-
punkt an, der ein vitales Zusam-
menwirken zwischen Vereinen, 
Künstlerinnen und Künstlern, Pu-
blikum wie auch Kulturverwaltun-
gen ermöglichen soll. In Homburg 
ist deswegen ein Kulturbüro unter 
dem Titel „Möglichmacherei“ 
(kultur-plus.com/moeglichmache-
rei)  entstanden: als ein Netzwerk 
kultureller Aktivitäten und zugleich 
als Bündnis gegen den kollektiven 
Verdruss über Schuldenlasten und 
Abwanderungstendenzen. 

Vermutlich ist der letzte der „214 
Akte“ auch in der Saarpfalz längst 
noch nicht geschrieben. Ein 
Grundstein aber ist gelegt, dass 

die Saarpfälzer „Dorfoper“ einen 
glücklichen Ausgang nimmt. Da-
für spricht auch, dass andere TRA-
FO-Projekte in Deutschland auf 
ganz ähnliche strategische Kombi-
nationen von Capacity-Building in 
Kommunalverwaltungen plus Stär-
kung zivilgesellschaftlicher und 
kultureller Netzwerke setzen. 

NETZWERKSTELLEN MIT 
BREITEM PROFIL
 
Auf der Schwäbischen Alb zum 
Beispiel haben TRAFO und die 
Baden-Württembergische Landes-
regierung das Pilotprojekt „Regi-
onalmanager*in Kultur“ gestartet. 
Es geht darum, die kulturelle Zu-
ständigkeit der Verwaltung auch 
personalpolitisch zu erneuern und 
so die Lücke zwischen Kreisverwal-
tung und Kulturszene zu schließen, 
die zuletzt immer weiter zu klaffen 
drohte. Solche Netzwerkstellen be-
sitzen ein breites Profil. Ganz im 
Sinne eines Kulturbegriffs, der nicht 
allein auf Hochkultur oder klassi-
sche Spartenförderung abzielt, ver-
netzen sie Bürgerinnen und Bürger 
sowie Kultureinrichtungen auch 

mit anderen gesellschaftlichen Be-
reichen – Tourismus, Regionalent-
wicklung, Bildung und Soziales. 

ZUM WOHLERGEHEN 
GANZER REGIONEN

Ähnliches gilt zum Beispiel für das 
Oderbruch Museum Altranft  
(oderbruchmuseum.de)  – das Land 
Brandenburg spricht in seinem För-
derprogramm von einem „kulturel-
len Ankerpunkt“: In sein im Rahmen 
des TRAFO-Programms ins Leben 
gerufenen „Netzwerk Kulturerbe 
Oderbruch“ sind Heimatstuben 
und Dorfmuseen, Baudenkmäler, 
Kirchen und Bauernhöfe der ganzen 
Region einbezogen und bewerben 
sich gemeinsam um das Europä-
ische Kulturerbe-Siegel. 16 Kom-
munen im Oderbruch unterstützen 
das Netzwerk auch in Zukunft mit 
zehn Cent pro Einwohnerin. Und 
die Zusammenarbeit mit der regi-
onalen Handwerkskammer, dem 
Gewässer- und Deichverband oder 
dem Bauernverband ermöglicht 
nicht nur, professionelles Wissen 
in die Erarbeitung eines der jährlich 
wechselnden Schwerpunktthemen 

       Mit dabei ist der Mut, 
Neues zu beginnen, die 

Bereitschaft, Ambivalenzen zu ertragen 
und Widersprüche demokratisch auszu-

handeln. Mit dabei ist außerdem jede 
Menge Lebensfreude und mit ihr die 
Lust, an heimischen Orten mit ganz 

verschiedenen Menschen zu sprechen, 
zu essen, zu trinken, zu streiten oder 

auch zu singen. 

https://kultur-plus.com/moeglichmacherei/
https://kultur-plus.com/moeglichmacherei/
https://kultur-plus.com/moeglichmacherei/
https://oderbruchmuseum.de/
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ODERBRUCH MUSEUM 
ALTRANFT

In Altranft, einem Ortsteil von 
Bad Freienwalde in Brandenburg, 
liegt in einem unter dem Einfluss 
von Peter Joseph Lenné gestal-
teten 3,5 Hektar großen Schlos-
spark das Oderbruch Museum 
Altranft, eine Werkstatt für 
ländliche Kultur und ein Museum 
für Regionalentwicklung. Ein 
Museum für die Gegenwart und 
Zukunft einer Landschaft – das 
ist das Ungewöhnliche dieses 
Museums. Gemeinsam mit den in 
der Region lebenden Menschen 
wird versucht, ein reiches und 
attraktives Bild des Oderbruchs 
zu entwerfen, das auch Einsicht 
in die Konflikte der Gegenwart 
vermittelt. Mit Ausstellungen, 
Projekten und Veranstaltungen 
werden die die Region prägen-
den Themen Wasser, Handwerk, 
Landwirtschaft oder Baukultur 
aufgegriffen. Dr. Kenneth An-
ders, seit 2016 Programmleiter 
am Oderbruch Museum Altranft 
beschreibt die hinter dem Mu-
seum stehende Idee wie folgt: 

„Unser Kerngedanke ist, dass die 
Menschen die besten Experten 
ihrer Region sind und man ihr 
Wissen und ihr Urteilsvermögen 
braucht, wenn man etwas in der 
Regionalentwicklung erreichen 
möchte. Am Anfang eines jeden 
Jahresthemas stehen deshalb 
ausführliche Befragungen durch 
ein Rechercheteam. Mein Ein-
druck ist, dass die Klugheit und 
Erfahrung der Leute ein riesiges 
Potenzial für die Gesellschaft 
sind, das bisher zu wenig genutzt 
wird. Regionalentwicklung ist das 
Gegenteil von Suburbanisierung: 
Die Menschen teilen ihre Kultur-
landschaft miteinander, die sie als 
gemeinsamen Handlungsraum 
verstehen, nicht nur als Funkti-
onsraum eines Ballungszentrums. 
Erst dann kann alles, was zur 
Hand ist – Boden und Wasser, 
Geschichte und Baukultur, aber 
eben auch die Menschen und 
ihre Lebensformen – zu einer 
Ressource werden. Dafür braucht 
es kollektive Aufmerksamkeit, 
den Menschen muss gemeinsam 
etwas wichtig sein. Die heutige 
Mobilität, die modernen Medien 
und die Arbeitswelten führen 

jedoch eher vom konkreten Ort 
weg. Das ist unseres Erachtens 
ein Problem für die ländlichen 
Räume, während sich die großen 
Städte gern und oft selbst be-
schreiben. Deshalb investieren 
wir in diese Form der Kommu-
nikation.“ Insoweit versteht sich 
das Museum auch als Zentrum 
für landschaftliche Bildung, das 
an den Schulen und im Museum 
kulturelle Bildung mit einem 
klaren Raumbezug anregt. Mit 
einer riesigen Murmelbahn kann 
man die Fließwege des Wassers 
im Bruch spielerisch nachvollzie-
hen, mit einem Talk Walk wird zu 
einem Dorfrundgang eingeladen 
und die Sichtweisen der Bewoh-
ner Altranfts vermittelt. Ein altes, 
reetgedecktes Landarbeiterhaus, 
eine Dorfschmiede und eine 
Patronatskirche bilden einige der 
Stationen. Auf einem Bauernhof 
wird das historische Samm-
lungsgut auf neuartige Weise 
präsentiert. Mit den umliegenden 
Kommunen wurde ein Netz-
werk „Kulturerbe Oderbruch“ 
gegründet, das inzwischen über 
35 Kulturerbe-Orte in der Region 
umfasst. 

https://oderbruchmuseum.de/


 Stadt und Gemeinde 04/21   23

wie Handwerk, Wasser oder Land-
wirtschaft einzubinden, sondern 
jungen Menschen zu vermitteln, 
welche Beschäftigungspotenziale 
die Region bietet. Kulturinstitu-
tion Museum – ja, aber zugleich 
auch eine Art Ausbildungsbörse, 
eine Werkstatt für ländliche Kultur, 
Schnittstelle für diverse Vereinsak-
tivitäten und Kompetenzzentrum 
für Regionalgeschichte und -ent-
wicklung, in dem Ortsvorsteher, 
Stadtverordnete, Mitarbeiterinnen 
der Landkreisverwaltung oder des 
Brandenburgischen Ministeriums 
für Wissenschaft, Forschung und 
Kultur kenntnisreich und konst-
ruktiv auf eine nachhaltige Stär-
kung der Kultureinrichtungen und 
auf ein Wohlergehen der gesamten 
Region hinarbeiten. 

TRAFO: KULTURPOLITISCHE 
STRUKTUREN DAUERHAFT 
STÄRKEN 

Ob „Ankerpunkt“, „Regionalma-
nagement“ oder „Möglichmacherei“ 
– das TRAFO-Programm leistet bun-
desweit einen Beitrag, um in ländli-
chen Regionen und Gemeinden die 
Bedeutung der Kultur in der öffent-
lichen Wahrnehmung zu verbessern 
und die kulturpolitischen Struktu-
ren in den Kommunen und Land-
kreisen dauerhaft zu stärken. 26,6 
Millionen Euro hat die Kulturstif-
tung des Bundes in den Jahren 2015 
bis 2024 für dieses Programm be-
reitgestellt. Mit dabei sind Museen, 
Theater, Büchereien, Musikschulen 
neben unzähligen ehrenamtlichen 
Akteurinnen, Künstlern und Verei-

nen. Mit dabei ist der Mut, Neues zu 
beginnen, die Bereitschaft, Ambiva-
lenzen zu ertragen und Widersprü-
che demokratisch auszuhandeln. 
Mit dabei ist außerdem jede Menge 
Lebensfreude und mit ihr die Lust, 
an heimischen Orten mit ganz ver-
schiedenen Menschen zu sprechen, 
zu essen, zu trinken, zu streiten oder 
auch zu singen  –  etwa so, wie es der 
kommunale Saarpfälzer Chor vorge-
sungen hat: „Wir investieren unsere 
Zeit / in der Gemeinsamkeit.“ Denn 
am Ende kennt eine glückliche ge-
sellschaftliche Transformation vor 
allem ein Rezept: „Vereint Euch“. 

Die Autorin:  
Hortensia Völckers, 
Künstlerische Direktorin der 
Kulturstiftung des Bundes
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Kultur und Kommune gehören 
untrennbar zusammen. Das 
kulturelle Leben findet in den 

Kommunen statt – ganz egal, ob es 
sich um große oder kleine Kom-
munen handelt, um solche, die 
im ländlichen Raum oder solche, 
die in Metropolregionen liegen. In 
der Kommune engagieren sich die 
Menschen in Vereinen. Sie singen, 
spielen, schreiben, tanzen, kurz 
machen selbst Kultur oder fördern 
Kultur. In der Kommune leben die 
Künstlerinnen und Künstler, die 
Kunst schaffen, interpretieren oder 
aufführen. Hier findet der direkte 
Kontakt mit dem Publikum statt. 
Hier stellen Künstlerinnen und 
Künstler aus, führen ihre Werke auf 
oder verkaufen sie. In der Kommu-
ne sind die Kulturunternehmen zu 

Hause. Hier sind die lokalen Buch-
handlungen mit ihrem Angebot zu 
finden, hier arbeiten die Designer-
innen und Designer, die Architekt-
innen und Architekten. Hier haben 
die Kunsthandwerker und Musikin-
strumentenbauerinnen ihre Werk-
stätten, hier pflegen sie den Kontakt 
zu den Kundinnen und Kunden, 
hier bilden sie den Nachwuchs, die 
Fachkräfte von morgen, aus. In den 
Kommunen sind die Kultureinrich-
tungen verortet. Die Bibliotheken, 
die soziokulturellen Zentren und 
Bürgerhäuser, die Musikschulen, 
die Museen – seien es im ländlichen 
Raum die Heimatstuben. Und in 
vielen Kommunen gibt es ein Thea-
ter – entweder als Ensemblebetrieb 
mit festem Haus oder als Gastspiel-
betrieb. 

GESAMTEN KULTURBETRIEB 
IN DEN BLICK NEHMEN 

Kommune und Kultur gehören zu-
sammen wie Topf und Deckel. Und 
das gilt insbesondere, wenn der ge-
samte Kulturbetrieb in den Blick ge-
nommen wird, der auf den vier Säu-
len, Künstlerinnen und Künstler, 
Kulturunternehmen, Kultureinrich-
tungen, Kulturvereine, ruht. Selbst-
verständlich unterscheidet sich das 
konkrete kulturelle Leben von Kom-
mune zu Kommune, von Region zu 
Region. Der Grundsatz, dass vor Ort 
das kulturelle Leben seine Ausprä-
gung findet, gilt aber allerorten. 

Die große Bedeutung der Kommu-
nen findet ihren Ausdruck in der 

Foto: © Oliver Boehmer - bluedesign® - stock.adobe

Von Olaf Zimmermann

+ KOMMUNE
GEHÖREN ZUSAMMEN
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Kulturfinanzierung. Die Kommu-
nen tragen den größten Teil der Kul-
turfinanzierung, danach folgen die 
Länder und dann erst mit weitem 
Abstand der Bund. 

Gerade weil die Kommunen eine so 
herausragende Bedeutung für die 
Kultur haben, ist die kommunale 
Kulturpolitik zentral und ist die Fi-
nanzausstattung der Kommunen 
eine der wichtigsten Stellschrauben 
für die Entwicklung des kulturellen 
Lebens.

Die Corona-Pandemie hat überall 
ihre Spuren hinterlassen. Sie traf 
die allermeisten unerwartet. Nach 
anderthalb Jahren sind die Spuren 
deutlich sichtbar. Auch wenn Kul-
tureinrichtungen und Einrichtun-
gen der kulturellen Bildung unter 
Hygieneauflagen wieder öffnen dür-
fen, sind sie keineswegs über den 
Berg. Viele Besucherinnen und Be-
sucher sind noch zögerlich, die Kul-
tureinrichtungen haben vielerorts 

noch nicht die Zuschauerzahl, die 
sie haben könnten. Dies reißt – auch 
bei den öffentlich geförderten Insti-
tutionen – Löcher in das Budget. 

INNENSTÄDTE ALS 
LEBENDIGE ORTE DES
AUSTAUSCHS GESTALTEN

Durch den Lockdown änderten sich 
die Einkaufsgewohnheiten. Wäh-
rend der Online-Handel boomt, 
kämpfen viele Geschäfte vor Ort um 
das Überleben. Das hat nicht nur 
Auswirkungen auf die Nahversor-
gung, sondern stellt auch die Frage 
nach der Zukunft der Innenstädte 
– egal, ob groß oder klein – in den 
Raum. Viele Innenstädte boten 
schon vor der Corona-Pandemie ein 
Bild des Jammers. Geschlossene Ge-
schäfte, die immer gleichen Ketten, 
wenig Abwechslung und vor allem 
wenig Urbanität. Die Wiederge-
winnung der Polis, der Stadt als Be-
gegnungsraum, als Ort des Austau-
sches, der Auseinandersetzung und 

der Debatte ist eigentlich gefragter 
denn je, doch wie gelingt es, Innen-
städte zu lebendigen Orten des Aus-
tausches werden zu lassen? Ich bin 
fest davon überzeugt, dass Kulturor-
te, die sich als Dritte Orte präsen-
tieren, an denen nicht konsumiert 
oder gekauft werden muss, einen 
wesentlichen Beitrag zur Lebendig-
keit der Innenstädte leisten können. 
Dabei gilt es Aspekte der Nachhal-
tigkeit mitzuberücksichtigen. Aber 
auch der Einzelhandel, speziell der 
Einzelhandel mit Kunst und Kultur 
kann seinen eigenen, unverwechsel-
baren Beitrag zur Lebendigkeit der 
Stadt leisten.

NEUSTART KULTUR: 
FORTSETZUNG FOLGT?!

Wichtig erscheint mir ferner, die 
Chancen vor Ort stärker zu nutzen. 
Der Kultursommer 2021 ist für mich 
ein gutes Beispiel. Er wurde von der 
Kulturstiftung des Bundes im Rah-
men des Programms NEUSTART 

Mehr Infos unter 
WWW.KULTURRAT.

DE

https://www.kulturrat.de/
https://www.kulturrat.de/
https://www.kulturrat.de/
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KULTUR unterstützt. Eine wichtige 
Voraussetzung bei der Antragstel-
lung war, dass die Künstlerinnen 
und Künstler vor Ort Auftritts-
möglichkeiten erhalten sollten. Sie 
sollten gestärkt, ihre Arbeit wieder 
analog und unmittelbar dem Pub-
likum präsentiert werden. Der gro-
ße Erfolg des Kultursommers 2021 
sollte die Kulturstiftung des Bundes 
animieren auch im Jahr 2022 das 
Programm Kultursommer durch-
zuführen, um dazu beizutragen, 
dass das lokale Kulturleben gestärkt 
und präsentiert wird. Zum loka-
len Kulturleben gehören essentiell 
die Künstlerinnen und Künstler, 
die dort leben und arbeiten sowie 
selbstverständlich die zahlreichen 
Vereine, in denen Amateure selbst 
Kultur machen oder aber in denen 
Kultur gefördert wird.

FINANZIELLE HANDLUNGS-
SPIELRÄUME DER 
KOMMUNEN UNERLÄSSLICH 
FÜR DIE KULTUR 

Das A und O für die Kultur in den 
Kommunen ist die Zukunft der Ge-
meindefinanzen. Einbrüche in der 
Gewerbesteuer, höhere Ausgaben 

im Gesundheitswesen, für Hygi-
enemaßnahmen in Schulen und 
Kindergärten und vieles andere 
mehr belasten die Kommunen. Und 
vielen stand schon vor der Pande-
mie das Wasser bis zum Hals. Eine 
solide und auskömmliche Finanz-
ausstattung der Kommunen ist ein 
wichtiger Schlüssel für die Zukunft 
des kulturellen Lebens vor Ort. 
Kommunen in der Haushaltssiche-
rung haben kaum Spielräume für 
die sogenannte freiwillige Aufgabe 
Kultur. Doch wie soll ohne Kultur 
das Leben in der Kommune wieder 
Aufwind bekommen, Begegnungen 
wieder stattfinden und eine Kom-
mune lebens- und liebenswert sein?
Die Corona-Pandemie hat nach-
drücklich vor Augen geführt. Wir 
Menschen brauchen einander. Wir 
müssen uns sehen, uns berühren, 
gemeinsam etwas erleben, zusam-
men lachen und weinen. Die digi-
talen Möglichkeiten haben ermög-
licht, Kontakt zu halten, doch je 
mehr analoge Begegnungen wieder 
möglich sind, desto schmerzlicher 
wird bewusst, was in den letzten 
anderthalb Jahren gefehlt hat. Da-
rum: vieles von der Digitalisierung 
wird bleiben, die Wertschätzung 

der unmittelbaren Begegnung ist 
gewachsen. 

Diese Wertschätzung muss genutzt 
werden, um noch deutlicher zu ma-
chen, dass Kultur in der Kommu-
ne unverzichtbar ist und dass die 
Kommunen in den Stand gesetzt 
werden müssen, ihren Aufgaben 
nachzukommen. Dazu zählt eine 
auskömmliche Kommunalfinanzie-
rung an erster Stelle. Daraus folgt 
allerdings ebenso, dass die Bedeu-
tung der Kultur in den Kommunen 
anerkannt und in ihrer gesamten 
Vielschichtigkeit in den Blick ge-
nommen wird. 

Kultur und Kommune, Kommune 
und Kultur sie gehören untrennbar 
zusammen. Ich bin fest davon über-
zeugt: Nur eine Kommune mit ei-
nem lebendigen kulturellen Leben 
ist zukunftsfähig. Lassen Sie uns 
gemeinsam dafür streiten! 

Der Autor:  
Olaf Zimmermann, 
Geschäftsführer des 
Deutschen Kulturrates

SCHWERPUNKT  K U L T U R

https://www.dstgb.de/publikationen/dokumentationen/nr-163-auslaufende-konzessionsvertraege-dokumentation-von-dstgb-bet-und-bbh-gibt-kommunen-hilfestellungen/
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KOMMUNALE KINOS
LEBENDIGE KULTURORTE + LEUCHTTÜRME

DER SIEBTEN KUNST

Vor fünfzig Jahren entstand 
ein neue Ort in der westdeut-
schen Kulturlandschaft: das 

Kommunale Kino. Einer der wich-
tigsten Vordenker war der junge 
Frankfurter Kulturdezernent Hilmar 
Hoffmann, gegen dessen Gründung 
eines Kommunalen Kinos im Herbst 
1971 die gewerblichen Kinobetreiber 
umgehend prozessierten. Im Urteil 
des Verwaltungsgerichts zugunsten 
der Stadt wurde festgestellt, dass 
„neben den traditionell aner-
kannten öffentlichen kulturellen 
Einrichtungen (…) heute auch das 

Kino ein Träger von Kulturgut“ ist 
und ein Kommunales Kino als Teil 
der gemeindewirtschaftlichen kul-
turellen Daseinsvorsorge betrieben 
werden kann. In Folge dieses Ur-
teils wurden bundesweit, nach dem 
Vorbild der ersten Kommunalkinos 
in den Großstädten auch in vielen 
Klein- und Mittelstädten kommu-
nal getragene bzw. geförderte Kinos 
gegründet und schon bald die da-
hinterstehende Idee im Schlagwort 
Walter Schoberts „Andere Filme 
anders zeigen“ zusammengefasst. 
Dieses Motto bildet noch heute 

das verbindende Band der sehr he-
terogenen Szene der Kommunalen 
Kinos: Einerseits in öffentlicher 
Trägerschaft, andererseits gemein-
nützig betriebene Kinos, mit einem 
kulturellen Anspruch und recht 
unterschiedlich hoher Förderung, 
in vielen Fällen rein ehrenamtlich 
aber immer professionell geführt. 
Alternativ zum eigenen Saal gibt es 
auch das Modell des „Untermieter-
kinos“, in dem sich das „KoKi“ zu 
regelmäßigen Terminen in ein ge-
werbliches Kino einmietet und eine 
besondere Filmreihe veranstaltet.

Von Fabian Schauren
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ANGEBOT FÜR 
GROSS- + KLEINSTÄDTE 

Der Idealtyp der Kommunalen Ki-
nos als entsprechend gut mit Mitteln 
ausgestattete kommunale Kulturin-
stitution für alle, als Kinemathek 
analog zu Schauspieltheatern und 
Museen und als Medienhub einer 
modernen Gesellschaft, ist selbst 
in vielen Großstädten immer noch 
nicht adäquat umgesetzt – 40 Pro-
zent von diesen haben kein solches. 
Baden-Württemberg – die größte 
Kommune davon ist ausgerechnet 
die Hauptstadt – beherbergt durch 
eine besondere Förderung eine 
überproportionale Anzahl großer 
und kleiner Kommunaler Kinos 
und gilt als „KoKi-Musterländle“. 
Hier ist man jedoch auf dem bes-
ten Weg, nachdem alle Stuttgarter 
Filminstitutionen seit mehreren 
Jahren gemeinsam ein neues Haus 
für Film und Medien fordern und 
planen, noch in diesem Jahrzehnt in 
einem neuerrichteten Gebäude und 
mit neuer Konzeption die Leerstelle 
des 2008 geschlossenen Kommuna-
len Kinos zu füllen.

Auch wenn ein gutes Kommunales 
Kino eigentlich eine Pflichtaufgabe 
für jede Großstadt sein sollte, ist 

das Konzept des Kommunalen Ki-
nos gerade auch für kleinere Kom-
munen ideal. Als niedrigschwelliges 
Kulturangebot für alle Bevölke-
rungsschichten und Altersklassen, 
welches im Vergleich zu anderen 
Kulturinstitutionen mit relativ ge-
ringen Mitteln eingerichtet und 
betrieben werden kann und einen 
zentralen Ort der Vermittlung der 
immer wichtigeren Medienkompe-
tenz darstellt, ist das Kommunale 
Kino eine sinnvolle Erweiterung je-
des kommunalen Kulturangebots. 

KULTURORT 
KINO VOR ORT ERHALTEN

Dies zeigt sich unter anderem auch 
darin, dass etwas über 50 Prozent 
der im Bundesverband kommunale 
Filmarbeit e. V. zusammengeschlos-
senen Filmtheater in Kommunen 
unter 100.000 Einwohnern zu fin-
den sind. Hier liegt der Schwer-
punkt jedoch oft nicht mehr darin, 
einen besonderen Kulturort inner-
halb des Kinosystems zu schaffen, 
sondern es geht in erster Regel 
meist darum, den Kulturort Kino 
lokal zu erhalten, wenn die Schlie-
ßung droht, insbesondere wenn die 
Nachfolge

fehlt, beziehungsweise überhaupt 
wieder zu etablieren.

In Deutschland wird die sieb-
te Kunst Film viel zu oft als reines 
Wirtschaftsgut gesehen, dabei bie-
tet gerade sie ideale Anknüpfungs-
punkte zu allen anderen Künsten 
und somit kann ein Kommunales 
Kino einen Nukleus für ein vielfäl-
tiges lokales Kulturangebot oder 
eine sinnvolle Ergänzung zu beste-
henden Kulturangeboten bilden. 
Dies kann sehr unterschiedlich aus-
sehen: vielerorts gibt es neben den 
Filmvorstellungen auch Lesungen, 
Konzerte und Ausstellungen; bei-
spielsweise wurde in Bad Krozingen 
beim Neubau der Stadtbibliothek 
ein Kinosaal miterrichtet, in Lands-
berg/Lech bespielt das Filmforum 
am Ruhetag das Stadttheater, in 
Zell wurde mit viel Engagement 
in den Klassenraum einer ehema-
ligen Grundschule ein Kinosaal 
eingebaut und ein bemerkenswer-
ter kultureller Treffpunkt für die 
Kleinstadt an der Mosel geschaffen. 
Letztendlich kann gerade auch im 
ländlichen Raum ein hervorragen-
des Kulturangebot mit einem gut 
geführten Kommunalen Kino ein 
nicht zu unterschätzender sekun-
därer Standortfaktor sein. 

Der Autor:  
FABIAN SCHAUREN,
Geschäftsführer des Bundesver-
bands kommunale Filmarbeit e.V.

HINTERGRUNDINFO

Im Bundesverband kommunale Filmarbeit 
e.V. sind 150 kommunale und gemeinnüt-
zige, kulturelle Kinos und Filminstitutio-
nen organisiert. 
Weitere Infos unter 
www.kommunale-kinos.de

https://www.kommunale-kinos.de/
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	 SOZIOKULTUR 
LEBENDIGE DEMOKRATIE VOR ORT

Dem Bundesverband Sozio-
kultur gehören mehr als 600 
Mitgliedseinrichtungen an. 

Die Akteur:innen engagieren sich 
dafür, die Lebensqualität in ihren 
Kommunen zu erhöhen und das 
Miteinander zu stärken. 

Abhängig von den Interessen der 
Menschen und den Bedingungen 
vor Ort haben die soziokulturellen 
Zentren und Initiativen sehr unter-
schiedliche Profile ausgeprägt. Es 
sind alle Kunstsparten und Gen-
res in vielfältigen Formaten der 
künstlerischen, kulturellen und 

politischen Bildung anzutreffen. 
Kunst- und Musikveranstaltungen 
gehören ebenso zum Alltag wie 
Workshops zum Mediendesign 
oder Computerkurse für Senior:in-
nen, Amateurtheater, Projekte zur 
Stadtgeschichte, Tanz, kreatives 
Schreiben und vieles andere mehr. 

Die Bandbreite der Organisatio-
nen, die hinter den Einrichtungen 
stehen, reicht von kleinen Vereinen 
ohne eigene Räume, die mit ihren 
Veranstaltungen und Aktionen in 
strukturschwachen Regionen ganz 
unterschiedliche Orte oftmals erst 
erschließen, bis zu großen Häu-

sern, die im Verlauf mehrerer Jahr-
zehnte sehr komplexe Programme 
und Angebote entwickelt haben. 
Es macht einen erheblichen Un-
terschied, ob es darum geht, in Ge-
bieten mit geringer oder gar nicht 
vorhandener kommerzieller Infra-
struktur an Kultur oder Gastrono-
mie überhaupt gesellschaftliches 
Leben zu ermöglichen, oder ob So-
ziokultur in benachteiligten Quar-
tieren von Großstädten wirkt. Im-
mer jedoch geht es darum, mit dem 
soziokulturellen Engagement den 
Zusammenhalt der Gesellschaft zu 
stärken.

Von Ellen Ahbe

 VIELFALT 

Mehr Infos unter 
WWW.SOZIOKULTUR.DE

http://www.soziokultur.de
http://www.soziokultur.de
http://www.soziokultur.de
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Nicht nur in Deutschland, aber auch 
hier, sind Auflösungserscheinungen 
dieses Zusammenhalts zu beobach-
ten. Wir befassen uns deshalb im 
Bundesverband seit längerem mit 
den Stressfaktoren, denen die De-
mokratie ausgesetzt ist, und mit den 
Möglichkeiten der Soziokultur, die-
ser Gefährdung produktive und kon-
struktive Entwicklungen entgegen-
zusetzen. Eine Zusammenfassung 
unserer Analysen und Debatten so-
wie die Vorstellung von Projekten zu 
diesem thematischen Schwerpunkt 
haben wir in der Zeitschrift SOZIO-
kultur, besonders in den Ausgaben - 
(I/2020) und „Lock’n‘ Roll“(II/2020) 
vorgelegt.

Einer unserer wichtigsten Befunde 
ist: Gesellschaftliche Konflikte ver-
schärfen sich – hauptsächlich durch 
die Globalisierung, durch die mit 
der Digitalisierung einhergehen-
de Revolution der Produktion und 
Kommunikation sowie durch die 
Klimaveränderungen. Gleichzeitig 
gehen Bindekräfte verloren, nimmt 
die Fähigkeit zur argumentativen 
und kommunikativen Lösung der 
Konflikte ab. Darin liegt eine große 
Aufgabe für die gesamte Zivilgesell-
schaft.

Im Bundesverband Soziokultur se-
hen wir uns in der Verantwortung, 
die besonderen Potenziale der So-
ziokultur weiter zu entwickeln und 
effektiv zu nutzen, die sie zur Er-
möglichung unmittelbarer gesell-
schaftlicher Kommunikation zwi-
schen den Menschen vor Ort und 
zur Stärkung von Empathie und 
bürgerschaftlichem Engagement be-
sitzt.

Die Einrichtungen und Initiativen 
stellen ein breites Spektrum an Ver-
anstaltungen auf die Beine. Damit 

wenden sich die 
Akteur: innen 
nicht haupt-
sächlich an 
zahlungsfä-
hige Rezi-
p i e n t : i n n e n 
von Kunst und 
Kultur. Vielmehr 
geht es um die 
zahlreichen permanen-
ten Angebote der kul-
turellen, politischen und digitalen 
Bildung. Viele davon konnten so-
gar während der Lockdowns mit 
eigens entwickelten digitalen und 
hybriden Formaten durchgeführt 
werden. So entstehen dauerhafte 
Bindungen. 

Soziokultur engagiert sich vor al-
lem auch dafür, dass Menschen – 
ihrer Haustür so nahe es geht – die 
Möglichkeiten von Kunst und Kul-
tur nutzen können, um sich selbst 
auszudrücken, dass sie miteinander 
und in Zusammenarbeit mit profes-
sionellen Künstler:innen zu Produ-
zent:innen von Kunst und Kultur 
werden. Wer zum Beispiel einmal 
im Jugendtheater in eine Rolle ge-
schlüpft ist, kann sich leichter in die 
Situation von anderen hineinverset-
zen, sich leichter mitteilen. So ent-
steht unter anderem die Empathie, 
die wir gesellschaftlich brauchen. 
Und so bekommen auch Kinder aus 
weniger zahlungskräftigen Famili-
en Startbedingungen für ihr Leben, 
indem sie Schlüsselkompetenzen 
entwickeln, die wiederum Türöffner 
für anspruchsvolle Bildungs- und 
Berufswege bilden.

Viele Kommunen unterstützen ihre 
Einrichtungen der Soziokultur nach 
Kräften. 

Meist ausgerechnet dort jedoch, wo 
die Konfliktlagen am schwierigsten 
sind und wo die spezifischen Mög-

lichkeiten der 
Soziokultur am dringendsten be-
nötigt werden, verfügen die Städte 
und Gemeinden über die geringsten 
finanziellen Mittel. Hier springen in 
unterschiedlichem Maße die Länder 
und vereinzelt der Bund ein. Mit ih-
ren im Zuge der Pandemiekrise auf-
gelegten Fördermaßnahmen haben 
sie die Existenz vieler unserer Ein-
richtungen geschützt und darüber 
hinaus sogar ein wenig von dem In-
vestitionsstau abgebaut, den unsere 
Mitgliedseinrichtungen seit Jahren 
vor sich herschieben. 

Doch diese notgeborene Finanzie-
rungskonstruktion hat auch Nach-
teile.

Die betreffenden Kommunen kön-
nen ihre Kulturhoheit nur bedingt 
ausüben. Sie sind aber diejenigen, 
von denen ein Mindestmaß an Pla-
nungssicherheit in den Einrichtun-
gen der Soziokultur hauptsächlich 
abhängt. Bundes- und Landesför-
derung bedeutet fast immer Pro-
jektförderung und diese wiederum 
Kurzfristigkeit und strukturelle Un-
terfinanzierung vor allem der Perso-
nalkosten. 

Der Bundesverband Soziokultur 
unterstützt die Forderung der kom-
munalen Spitzenverbände, dass die 
Finanzierung der Städte und Ge-
meinden neu geordnet wird. 

Die Autorin:  
ELLEN AHBE
Geschäftsführerin des 
Bundesverbands Soziokultur e. V.

 VERANTWORTUNG  

SPEZIFISCHE POTENZIALE

 UNTERSTÜTZUNG 

Eine 
Zusammenfassung unse-

rer Analysen und Debatten sowie die 
Vorstellung von Projekten zu diesem thema-

tischen Schwerpunkt haben wir in der Zeitschrift 
SOZIOkultur, besonders in den Ausgaben 

„Demokratie“ (I/2020) und „Lock’n‘ 
Roll“ (II/2020) vorgelegt.
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BEGEGNUNG MIT KUNST + KULTUR 
IN LÄNDLICHEN RÄUMEN

     DRITTE ORTE 
IN NORDRHEIN-WESTFALEN

17 Vorhaben werden in der 
ersten Phase des För-
derprogramms „Dritte 

Orte - Häuser für Kultur und Be-
gegnung im ländlichen Raum“ vom 
Ministerium für Kultur und Wis-
senschaft des Landes NRW mit ins-
gesamt 750.000 Euro gefördert.

 QULTURWERK-  
 STATT E. V. 
 IN NETPHEN 

Die Qulturwerkstatt e.V. will in 
einer historischen Scheune in 
Netphen‐Deuz einen Kultur- und 
Begegnungsort eröffnen. Neben 
Veranstaltungen zum Zuschau-

en und Zuhören soll es vor allem 
Angebote zum Mitmachen geben. 
Örtliche Vereine und Akteure wer-
den in die Arbeit eingebunden, um 
auch neue Formen der Kultur‐ und 
Vereinsarbeit zu erproben. Die Jury 
hat das Vorhaben aufgrund der be-
sonders kreativen Konzeptansätze 
ausgewählt. 

 GEMEINDE  
SCHALKSMÜHLE 

Die Gemeinde Schalks-
mühle will mit Musikschule, Kir-
chengemeinde und Vereinen die 
ehemalige Kreuzkirche Am Ma-
thagen zu einem Kultur-, Bil-

dungs- und Begegnungszentrum 
entwickeln. Neben Räumen für 
Kulturveranstaltungen, Musik‐ und 
Volkshochschule sowie Vereine und 
bürgerschaftliches Engagement 
soll ein gastronomisches Angebot 
geschaffen werden. Die Jury hat be-
sonders das fundierte Akteursspek-
trum hervorgehoben. 

 STADT 
 SCHMALLENBERG 

Ein Akteursnetzwerk 
aus Stadt, Kulturbüro und Schmal-
lenberger Sauerland Tourismus will 
das Informationszentrum für Holz 
und Touristik zu einem zentralen 

Foto: © MKW NRW
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kulturellen Dritten Ort ausbauen. 
Ziel ist eine bauliche Weiterent-
wicklung, um qualitativ hochwer-
tigen Raum für Kultur und Kultur-
vermittlung zu schaffen. Die Jury 
hat die besondere Herausforderung 
sowie die Einbindung des Aspekts 
„Digitalisierung“ betont.

 WE LOVE 
WARSTEIN E. V. 

Der Verein We love 
Warstein e. V. will in einer alten 
Direktoren-Villa in zentraler Lage 
die Aspekte Kultur, Bildung und 
Arbeit miteinander verknüpfen. 
Zu den Nutzungsideen gehören ein 
Coworking Space, ein Café, eine 
Musikbühne, Studierenden-WGs 
oder auch ein Hostelbetrieb, die 
mit einer kulturellen Programma-
tik verbunden werden. Die Jury 
hat den Ansatz einer Mischung aus 
kommerzieller und nicht-kommer-
zieller Nutzung besonders hervor-
gehoben. 

 STADT 
 HARSEWINKEL 

Die Stadt Harsewinkel, 
die Volkshochschule und ein Kul-
tur‐ und Bildungsverein wollen mit 
weiteren Partnern eine seit 1788 im 
Ortskern betriebene Gaststätte wie-
derbeleben und zu einem Ort für 
Kultur, Bildung und Zusammenhalt 
entwickeln und mit innovativen 
Ideen neue Zielgruppen erreichen. 
Die Jury hat diesen Ansatz als ein 
Modellvorhaben für den Umgang 
mit Gaststätten als Kultur- und Be-
gegnungsorte ausgewählt und das 

Partizipationsverfahren gelobt. 

 LANDESEISENBAHN LIPPE 
 E. V. IN EXTERTAL 

Die Landeseisenbahn 
Lippe e.V. will eine 

Bahnmeisterei für den historischen 
Eisenbahnbetrieb, eine Eisenbahn-
strecke und einen 90 Jahre alten 
Gepäckwagen als rollendes Jugend-
zentrum und Europawaggon als 
Dritten Ort ausbauen und weite-
ren Akteuren zugänglich machen. 
Die Jury hat die gute Vernetzung in 
der Region, den jugendlichen und 
originellen Konzeptansatz und die 
Verbindung von zentraler und de-
zentraler Jugendarbeit hervorgeho-
ben. 

 LÖHNE 
 UMSTEIGEN E. V.  

Der Verein Löhne um-
steigen e. V. will in Ko-

operation mit der Stadt Löhne den 
dortigen leerstehenden Bahnhof 
wieder mit Leben füllen. Als Ko-
operationspartner mit an Bord ist 
die Stadtbibliothek, die ihren zu-
künftigen neuen Standort im alten 
Bahnhof finden soll. Die Jury hat 
die bisherige Genese des Projekts 
als guten Ausgangspunkt und das 
starke Identifikationspotenzial mit 
dem Ort hervorgehoben. 

 LIFE HOUSE / JFK 
 STEMWEDE E. V.  

Der Verein für Jugend, 
Freizeit und Kultur in 

Stemwede e.V. möchte das Life 

House zu einem Dritten Ort wei-
terentwickeln. Die Angebote im 
Jugendzentrum sollen ergänzt und 
gemeinsam mit Partnern daran 
gearbeitet werden, die Verantwor-
tungsstrukturen generationsüber-
greifend und nachhaltig anzupas-
sen. Die Jury hat das besondere 
Maß an Engagement und Vernet-
zung der Akteure sowie die große 
Offenheit für Transformationspro-
zesse hervorgehoben.

 STADT
 HAMMINKELN 

Die Stadt Hamminkeln 
will das Schloss Ringenberg zu ei-
nem Dritten Ort weiterentwickeln. 
Als „Urbane Wohnstube“ soll das 
Denkmal Räume für Begegnungen 
und Kooperationen bieten und auch 
ein Ort für die Bürgerinnen und 
Bürger Hamminkelns und benach-
barter Kommunen werden. Die Jury 
hat die spannende Ausgangslage ei-
ner Einrichtung mit überregionaler 
Bedeutung hervorgehoben, die sich 
auf Basis eines starken Netzwerks 
weiterentwickeln möchte.  

 STADT 
 BERGNEUSTADT 

Die Stadt Bergneustadt 
will die „Kulturkneipe Jägerhof“ zu 
einem Ankerpunkt für Kunst, Kul-
tur, Kommunikation und Begeg-
nung für alle Gesellschaftsteile und 
Generationen machen. Dazu soll 
die Kulturszene der Stadt mit ande-
ren Kunst‐ und Kulturschaffenden 
der Region an einem Ort vernetzt 
werden. Die Jury hat besonders 
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hervorgehoben, dass der Impuls 
aus der Theaterszene kommt und 
jetzt mit viel bürgerschaftlichem 
Engagement umgesetzt werden 
soll. 

 HEIMAT- UND 
 NATURVEREIN  
 BRACHELEN E. V.  
 IN HÜCKELHOVEN 

Der Heimat‐ und Naturverein Bra-
chelen e.V. hat das Ziel, aus der Zi-
vilgesellschaft heraus einen Dritten 
Ort an der ältesten, noch erhalte-
nen Mühle im Ort zu errichten. Der 
Verein arbeitet dabei mit der Stadt 
Hückelhoven, Vereinen, Schulen 
und Privatpersonen zusammen. 
Die Jury hat das Projekt als „Initi-
ative von unten“ ausgewählt und 
den Aktivierungsprozess sowie das 
hohe Identifikationspotenzial her-
vorgehoben. 

 EIFELGEMEINDE 
 NETTERSHEIM 

Die Gemeinde Netters-
heim will mit dem kommunalen 
Kulturbüro das Literaturhaus zu 
einem „Haus der Kulturen“ wei-
terentwickeln. Dafür sollen Ko-
operation mit anderen Kulturor-
ten ausgebaut, bürgerschaftliche 
Beteiligungsprozesse intensiviert, 
kreative Methoden eingesetzt und 
weitere Akteure gewonnen werden. 
Die Jury sieht das Projekt als gutes 
Beispiel für eine Gemeinde, die ei-
nen starken Transformationswillen 
hat und auf Kooperation setzt. 

 VPK - VIEL PLATZ  
 FÜR  KULTUR E. V.  
 IN RHEINBACH  

Die Stadt Hamminkeln will das 
Schloss Ringenberg zu einem Drit-
ten Ort weiterentwickeln. Als „Ur-
bane Wohnstube“ soll das Denk-
mal Räume für Begegnungen und 
Kooperationen bieten und auch ein 
Ort für die Bürgerinnen und Bürger 
Hamminkelns und benachbarter 
Kommunen werden. Die Jury hat 
die spannende Ausgangslage einer 
Einrichtung mit überregionaler Be-
deutung hervorgehoben, die sich 
auf Basis eines starken Netzwerks 
weiterentwickeln möchte.  

 STADT BORKEN 

Die Stadt Borken will für 
die Musikschule und die 

Bücherei sowie die zahlreichen Ver-
eine in zentraler Lage einen neuen 
Dritten Ort schaffen. Das Vorhaben 
fügt sich in eine Reihe von Maß-
nahmen der Stadtentwicklung ein. 
Er soll Teil der sukzessiven zu ent-
wickelnden Kulturachse werden. 
Die Jury hat das gut dargestellte 
Verständnis von einem Dritten 
Ort sowie die Verknüpfung mit der 
Stadtentwicklung besonders her-
vorgehoben.  

 HEIMATVEREIN  
 BURGSTEINFURT  
 E. V. & 
DAMPFROSS E. V. 

Heimatverein Burgsteinfurt e.V. & 
Dampfross e.V. wollen in einer alten 
jüdischen Schule und dem angren-
zenden Garten einen neuen Dritten 

Ort für Austausch und gemeinsame 
interkulturelle und intergenerative 
Projekte schaffen: identitätsstif-
tend, kreativ, offen, Innenstadt be-
lebend und lebendig erinnernd. Die 
Jury hat die gute Vernetzung vor Ort 
und die historische Kontextualisie-
rung hervorgehoben. 

 STADT RHEINE 

Die Stadt Rheine will in 
der historischen Trieb-

wagenhalle am Bahnhof eine Ju-
gendkunstschule errichten, die sich 
als Dritter Ort mit vielfältigen kul-
turellen Nutzungen generations-
übergreifend öffnet und zu einem 
Ort der Begegnung werden soll. Die 
Jury hob positiv hervor, dass die In-
itiative auf einen Wunsch der Bür-
gerinnen und Bürger im Rahmen 
eines Kulturentwicklungsplans zu-
rückgeht, und dass junge Menschen 
im Fokus der Aktivitäten stehen. 

 STADT WALTROP  

mit der Volkshochschu-
le stärker verbunden 

werden soll. Die Jury hat die beson-
dere Bedarfslage betont und den 
Ansatz, dass Kultur als Impulsgeber 
für Stadtentwicklung verstanden 
wird, hervorgehoben. 

Dieser Beitrag wurde zuerst veröffent-

licht in STÄDTE- UND GEMEINDERAT 

7-8/2020.
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Städte und Gemeinden sind 
Orte für Menschen. Sie befin-
den sich in einem Prozess der 

beschleunigten Transformation, 
der die geänderten Bedürfnisse und 
Erwartungen der Menschen in den 
Blick nehmen muss. Für eine am 
Gemeinwohl orientierte Weiterent-
wicklung bedarf es dazu öffentlicher 
Orte und Räume, die unterschiedli-
che Nutzergruppen ansprechen, die 
einladend wirken sowie verschiede-
ne Nutzungsmöglichkeiten anregen 
und ermöglichen. 

Bibliotheken leisten als verlässliche 
Partner einen wesentlichen Bei-
trag zur erfolgreichen Gestaltung 
dieser Veränderungen. Selbst in 

einem Wandlungsprozess begrif-
fen, stellen sie dabei die Menschen 
und ihre geänderten Bedürfnisse 
in den Mittelpunkt ihrer Verände-
rungsstrategien. Neben dem gleich-
berechtigten Zugang zu qualitäts-
vollen Informationen, der offenen 
Wissensvermittlung und dem wei-
terhin gefragten Ausleihmodell von 
physischen und digitalen Medien 
öffnen sie ihre Räume für einen an-
regenden Aufenthalt und die krea-
tive Nutzung durch alle Menschen.

Viele Bibliotheken laden ihre Nutze-
rinnen und Nutzer ein, ihre Biblio-
thek selbst mitzugestalten: gemein-
sam entwickeln sie neue Bereiche 
oder ganze Zweigstellen. Dazu ge-

hören auch Maker Spaces oder Re-
pair-Cafés, in denen mit und ohne 
neue Technologien in Projekten ge-
arbeitet wird. Dort können sie auch 
ihr Wissen einbringen, indem sie 
Vorträge und Workshops anbieten.

ORTE DER KULTURELLEN 
BEGEGNUNG

Öffentliche Bibliotheken sind Orte 
der kulturellen Begegnung von 
Menschen aus allen Generationen 
und Milieus. Sie genießen eine hohe 
Akzeptanz in der Bevölkerung und 
pflegen eine an Respekt orientierte 
Kommunikationskultur. Die Zahl 
von jährlich 125 Millionen Besu-
chen zeigt, welch großes Potential 
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BIBLIOTHEKEN 
ANREGENDE ORTE DER BEGEGNUNG

Von Barbara Schleihagen
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zeitgemäß ausgestattete Bibliothe-
ken in unserer Gesellschaft haben. 
Bibliotheken sind frei zugängliche 
und konsumfreie öffentliche Orte 
und in ländlichen Regionen häufig 
die einzige Kultureinrichtung in ih-
rer Gemeinde. Ihre wachsende Be-
deutung zeigt sich auch an der stei-
genden Aufenthaltsdauer, die mit 
neuen Raumkonzepten unterstützt 
wird. 

Wie alle Kultur- und Bildungsein-
richtungen erhöhen Bibliotheken 
die Lebensqualität der Menschen in 
ihrem Umfeld. Als für alle zugäng-
liche Treffpunkte mit möglichst 
wohnortnahem Zugang, angeneh-
mer Atmosphäre und sicherlich 
noch zu erweiternden, familien-
freundlichen Öffnungszeiten tragen 
sie zum sozialen Zusammenhalt bei. 
Bibliotheken stellen ihre Räume für 
den Dialog zwischen verschiedenen 
gesellschaftlichen Gruppen bereit 
und bereichern so die Gesellschaft. 
Ihre vielfältigen Angebote für Men-
schen mit unterschiedlichem kul-
turellen Hintergrund unterstützen 
offene Begegnungen, fördern Tole-
ranz und kulturelle Integration. 

Viele Bibliotheken ergreifen Maß-
nahmen, um ihre Funktion als 
„Dritter Ort“ zu stärken und sich 
gezielt mit anderen Institutionen, 
Personen oder Vereinen zu ver-
netzen. Dabei setzen sie auf zi-
vilgesellschaftliche Akteure, die 
beispielsweise in der Sozialarbeit, 
der Seniorenarbeit oder im Klima-
schutz aktiv sind. Gemeinsam mit 
diesen Partnern  entwickeln sie 
Angebote für die Kommune und 
erarbeiten gute Beispiele für einen 
ökologisch, ökonomisch und sozial 
bewussten Alltag.

ORTE DER 
DIGITALEN TEILHABE

Die Pandemie hat den Bedarf ei-
nes großen Teils der Bevölkerung 
nach digitaler Unterstützung und 
digitalen Angeboten unterstrichen. 
Durch ihre Strategien zur digita-
len Teilhabe wirken Bibliotheken 
gezielt der digitalen Spaltung der 
Gesellschaft entgegen. Sie ermög-
lichen allen Bürgerinnen und Bür-
gern den Zugang zu Informationen, 
Wissen und Kultur auch in digita-
ler Form. Daher bauen sie ihre di-
gitalen Angebote konsequent aus. 
Sie integrieren in ihre Angebote 
E-Books und E-Zeitschriften, Hör-
spiele und das Streamen von Filmen 
ebenso wie digitale Fortbildungs- 
und Sprachlernangebote. Ziel ist 
es, einen umfassenden Zugang zu 
allen Inhalten unabhängig vom Me-
dienformat zu bieten. Dabei richtet 
sich ihr Medienangebot in erster 
Linie an den lokalen Bedürfnissen 
der Menschen einer Gemeinde oder 
einer Stadt aus, aber auch nach 
Standortfaktoren oder lokalen Ko-
operationspartnern.

Der Zugang zu modernen Kommu-
nikationsmitteln sowie zu digitalen 
Inhalten ist unerlässlich, um am ge-
sellschaftlichen Leben teilzuhaben. 
Auch unter dem Aspekt des Daten-
schutzes wächst das Bedürfnis nach 
sicheren und nicht-kommerziellen 
Einrichtungen in der digitalen Me-
dienwelt. Öffentliche Bibliothe-
ken bieten ihren Nutzerinnen und 
Nutzern einen sicheren Zugang zu 
modernen Kommunikationsmit-
teln wie PCs oder Tablets. Zu ihrem 
Angebot gehören außerdem Kurse 
zum Kennenlernen neuer Techno-
logien sowie kostenfreie Lernset-

tings mit entsprechender flexibler 
Ausstattung.

ORTE DER 
KULTURELLEN BILDUNG

Bibliotheken sind auch starke Akteu-
re der kulturellen Bildung. Sprach- 
und Leseförderung gehört zu ihren 
Kernaufgaben. Sie tragen mit ihrer 
vielfältigen Programm- und Veran-
staltungsarbeit wie Lesungen, Auto-
rengesprächen, Schreibwerkstätten, 
Vorträgen, Konzerten oder Diskus-
sionen essenziell zum kulturellen 
Leben in vielen Kommunen bei. Vor 
allem Kindern und Jugendlichen 
soll der niedrigschwellige Zugang 
zu Literatur eröffnet werden, um der 
wachsenden Bildungsungleichheit 
in unserer Gesellschaft entschieden 
entgegenzuwirken. Innovative, oft 
analog-digitale Formate unterstüt-
zen dabei die selbstgesteuerte, kre-
ative Auseinandersetzung von Kin-
dern und Jugendlichen mit Literatur, 
aber auch mit Musik oder Filmen.

Hinzu kommt noch die Vermittlung 
technischer Grundlagen, der sichere 
Umgang mit Sozialen Medien so-
wie die Recherche und Bewertung 
von digitalen Inhalten. Die biblio-
thekspädagogische Arbeit bereitet 
Informationen seriös auf, stärkt de-
mokratische Werte und hilft Fake 
News sowie Hass und Hetze zu 
erkennen. Unabhängig von Lehr-
plänen, aber oft in Kooperation mit 
Bildungseinrichtungen, ermöglicht 
die Bibliothek die selbstgesteuerte 
Aneignung von Wissen und Fertig-
keiten.

Um Städte und Gemeinden auch 
an Sonntagen zu beleben, setzt sich 
der Deutsche Bibliotheksverband 
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seit langem dafür ein, dass kom-
munalen Bibliotheken die Öffnung 
auch am Sonntag ermöglicht werden 
sollte, so dass sie als attraktive Be-
gegnungs- und Aufenthaltsorte mit 
einem vielfältigen Veranstaltungs-
programm für Kinder, Jugendliche 
und Familien zu deren Lebensge-
staltung beitragen. 

Die Entwicklung einer Bibliothek 
hängt immer auch von den lokalen 
Gegebenheiten und Bedürfnissen 

der Menschen ab. Die Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse 
muss bei unterschiedlichen gesell-
schaftlichen Ausgangslagen trotz-
dem handlungsleitend sein. Deshalb 
brauchen alle Bibliotheken eine ad-
äquate technische, räumliche, finan-
zielle und personelle Ausstattung. 

Mit politischer und finanzieller Un-
terstützung können die mehr als 
9.000 Bibliotheken zeitgemäße An-
gebote für ihre Nutzerinnen und 

Nutzer weiter ausbauen und wesent-
lich zur Belebung von Städten und 
Gemeinden beitragen. Für die Städte 
und Gemeinden bedeutet die konse-
quente Einbeziehung der Bibliothe-
ken bei der Gestaltung zukunftso-
rientierter Lebensverhältnisse, dass 
Bürgerinnen und Bürgern der unge-
hinderte Zugang zu Informationen 
und Wissen, Teilhabe in jeglicher 
Hinsicht und demokratischer Aus-
tausch in einer lebendigen Gesell-
schaft ermöglicht wird. 

Die Autorin:  
Barbara Schleihagen
Deutscher 
Bibliotheksverband e. V. (dbv)
Bundesgeschäftsführerin
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VITALER LEBENSRAUM MIT MUSIK 
 	 MUSIKSCHULE IN DER 

KOMMUNALEN BILDUNGSLANDSCHAFT

Öffentliche Musikschulen 
sind Bildungseinrichtungen 
für Kinder, Jugendliche und 

Erwachsene, mit bildungs- und kul-
turpolitischen, jugend- und sozial-
politischen Aufgaben. Musikschulen 
sind als kommunal verantwortete 
Einrichtungen Orte des Musizie-
rens und der musikalischen Bildung, 
Orte der Kunst und Kultur und Orte 
für Begegnung und Gestaltung – für 
die Menschen in ihrem Lebensraum, 
sowohl in Städten als auch in länd-
lichen Räumen. In der Musikschu-
le kommen Menschen aus unter-
schiedlichen Milieus, Kulturkreisen 
und Generationen zusammen, Tag 
für Tag, Woche für Woche, mit Mo-

tivation, Freude und Begeisterung. 
Sie erfahren dort eine vielfältige und 
intensive Begegnung mit Musik, wie 
sie in der Regelschule und in Kinder-
tagesstätten so nicht möglich ist. Die 
Bildungsangebote der Musikschule 
reichen vom jüngsten Kindesalter bis 
hin zu Hochbetagten: erster spieleri-
scher Einstieg in eine Welterfahrung 
mit Musik in Eltern-Kind-Gruppen, 
musikalische Früherziehung und 
Grundausbildung, professioneller 
Instrumental- und Vokalunterricht 
für alle Altersgruppen, vielfältige 
Ensembleangebote für das gemein-
schaftliche Musizieren, spannende 
Musikprojekte für Klein und Groß, 
musikpädagogische Angebote in Se-

nioreneinrichtungen, inklusive An-
gebote und vieles mehr – die Aufzäh-
lung würde ein Heft füllen können. 

ÖFFENTLICHE MUSIKSCHU-
LEN: LEBENDIGE KULTUR- 
ORTE IN DEN KOMMUNEN

Musikschulen eröffnen den Men-
schen vor Ort breite Zugänge zur 
Musik und legen mit qualifiziertem 
Unterricht die Grundlage für eine 
lebenslange Beschäftigung mit Mu-
sik. Aufgaben der Musikschule sind 
die musikalische Grundbildung, die 
Breitenförderung, die Begabtenför-
derung, auch zur Vorbereitung auf 
ein Musikstudium. Musikschulen 
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halten ein vollständiges Angebot 
vor – von der Elementarstufe bis 
zur Oberstufe, in verschiedens-
ten Fächern (Streichinstrumente, 
Holz- und Blechblasinstrumente, 
Tasteninstrumente, Zupfinstrumen-
te, Schlaginstrumente und Gesang) 
sowie eine Vielfalt von Ensemblefä-
chern unterschiedlicher Besetzun-
gen und Stilistiken sowie Ergän-
zungsfächer (Musiktheorie/Tonsatz, 
Gehörbildung, Musikgeschichte, 
Improvisation, Rhythmik, Tanz und 
Ballett, Musiktheater, Producing, 
Musiktherapie und vieles mehr). 
Die Musikschule ist somit das Kom-
petenzzentrum für musikalische 
Bildung in der Kommunalen Bil-
dungslandschaft. Dabei können die 
Lernorte ihres Angebot-Portfolios 
sowohl innerhalb der Musikschule 
als auch bei anderen Einrichtungen 
im kommunalen Kontext angesie-
delt sein. Hier kommt den Koope-
rationen mit Kindertagesstätten, 
Schulen, Vereinen und vielfältigen 
weiteren Akteuren in der Kommune 
besondere Bedeutung zu. 

MUSIZIEREN 
IN GEMEINSCHAFT

Das Musizieren in der Gemein-
schaft – in Ensembles vom Duo 
bis zu großen Formationen, in Or-
chestern, Bands und Chören – ist 
systematisch integrierter, regelmä-
ßiger Bestandteil der Ausbildung 
an Musikschulen. Die Hinführung 
zum aktiven Musizieren korres-
pondiert gerade hier mit Freude 
am Lernen, an der eigenen Gestal-
tungsfähigkeit, an der individuellen 

und gemeinsamen Leistung und 
am Erfolg beim gemeinschaftlich 
erarbeiteten musikalischen Ergeb-
nis. Sing- und Spielgruppen, Chö-
re, Streich- und Kammerorchester, 
Sinfonieorchester, Blasorchester, 
Zupf- und Akkordeonorchester, Big-
Bands und Jazz-Combos, Rock- und 
Pop-Bands, Gruppen im Kontext 
von Weltmusik und Folklore – diese 
Aufzählung stellt nur Beispiele einer 
großen Vielfalt von Formationen für 
musikalische Gemeinschaften dar, 
für musikalische Gestaltungsräume 
und emotionale Identifikationsorte, 
für ein achtsames Miteinander, für 
differenzierte Wahrnehmung und 
Kommunikation.

AUFSUCHENDE 
KULTURARBEIT

Musikschulen ermöglichen mit in-
klusiven und diversitätssensiblen 
Angeboten Erfahrungen von Selbst-
wirksamkeit und kreativer Gestal-
tungsmöglichkeit – Vielfalt und 
Heterogenität werden als Reichtum 
wahrgenommen. Für die öffentli-
chen Musikschulen bedeutet dies, 
eine Teilhabe aller Menschen an 
musikalischen Bildungsmöglich-
keiten durch diskriminierungsfreie 
Angebote und angemessene Vorkeh-
rungen zu ermöglichen. Inklusion 
bedeutet im Bereich von Musikschu-
len auch der möglichst barrierefreie 
Zugang zu Musikschulangeboten 
für Menschen in sozial prekären 
Lebenssituationen durch sozial an-
gepasste Gebühren bzw. Entgelte. 
Die öffentlichen Musikschulen im 
Verband deutscher Musikschu-

len (VdM) sind seit jeher durch die 
Mitgliedschaftsbedingungen an So-
zialermäßigungen gebunden: der 
Leitgedanke, dass niemand von der 
Teilhabemöglichkeit an musikali-
scher Bildung aufgrund finanzieller 
Barrieren ausgeschlossen sein darf, 
ist in den Gebühren- und Entgelt-
ordnungen aller Mitgliedsschulen 
verankert. Auch dann muss dieses 
Thema im Sinne aufsuchender Kul-
turarbeit aber immer wieder unter 
veränderten Perspektiven neu be-
handelt werden.

DIE ZUKUNFT WIRD HYBRID

Veränderte Perspektiven hat bereits 
die Pandemie gebracht: Die Zukunft 
der Musikschule wird hybrid. Unter-
richt von Lehrkräften mit Schülerin-
nen und Schülern wird als Kern von 
Musikschularbeit weiter bestehen 
und unverzichtbar bleiben – aber er 
wird auch grundlegend durch Im-
plementierung von online-Features 
und Nutzung digitaler Werkzeuge 
verändert werden. Individualisie-
rung und Emanzipation des Ler-
nens, Umgang mit Heterogenität 
und Partizipation, Augmented Re-
ality und innovative Formen von 
(auch nonverbaler) Kommunikation 
und permanente Verfügbarkeit von 
Wissen, spielerische Vermittlungs- 
und Aneignungsmethoden, kreati-
ve Prozesse und letztlich auch eine 
stärker inklusive Ausrichtung des 
Bildungsorganismus Musikschule 
werden eine wesentlich stärkere Rol-
le spielen. Musikschulen verändern 
sich, um ihrem Auftrag weiter ge-
recht zu bleiben.
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934 öffentliche Musikschulen sind 
im Verband deutscher Musikschu-
len (VdM) als Fachverband der zu-
meist kommunalen Träger zusam-
mengeschlossen. An über 4.000 
Standorten in Städten, Kreisen und 
Gemeinden wird wohnortnah und 
sozial offen eine nachhaltige mu-
sikalische Bildungsarbeit von etwa 
40.000 professionellen Lehrkräften 
für mehr als 1,5 Millionen Menschen 
– vorwiegend Kinder und Jugendli-
che – kontinuierlich geleistet. Die-
se Musikschulen stehen mit ihrem 
öffentlichen Auftrag im Dienst der 
kommunalen Daseinsvorsorge. Sie 
sind eine freiwillige Aufgabe, aber 
wirkungsrelevant für eine lebens-
werte, familienfreundliche und kul-
turell gut aufgestellte Kommune mit 
einer modernen und leistungsfähi-
gen Bildungsinfrastruktur. 

STRUKTUREN + 
ARBEITSBEDINGUNGEN 
ANGEMESSEN GESTALTEN

Musikschulen brauchen angemesse-
ne Strukturen und Arbeitsbedingun-
gen: ein bedarfsgerechtes Verhältnis 
von angestelltem Personal und Ho-

norarkräften, Nachwuchsgewinnung 
von Fachkräften und Qualifizierung 
des Personals, funktionsgerechte 
Räume und Sachausstattung und 
finanzielle Verantwortung der Kom-
munen als Musikschulträger wie 
auch der Länder – dieses sind Hal-
tungen und Positionen aller drei 
kommunalen Spitzenverbände im 
gemeinsamen Leitlinien-Papier zur 
Musikschule, das 2009/2010 verab-
schiedet und herausgegeben wurde.

Seit rund 70 Jahren sind die Musik-
schulen für die musikalischen Be-
dürfnisse der Menschen in ihrem 
Lebensraum engagiert. Der Bedarf 
und die Nachfrage an musikalischen 
Bildungsangeboten wächst nach wie 
vor an – die Musikschulen haben mit 
Veränderungen der Angebotsfor-
men stetig darauf reagiert. So sind 
die Entwicklung der Ganztagsbe-
treuung in Kita und Schule in die Ar-
beit der Musikschulen eingeflossen, 
Programme wie Jekits (Jedem Kind 
ein Instrument, tanzen und singen), 
SBS (Singen, Bewegen, Sprechen), 
EMSA (Eine Musikschule für alle) 
und zahlreiche andere sind Initiati-
ven zu aufsuchender Bildungsarbeit. 

Angebote für Menschen mit Wur-
zeln in anderen Kulturen, Projekte 
für Geflüchtete, innovative Wege in 
der digitalen Musikwelt, musikali-
sche Erinnerungsarbeit mit hochal-
ten Menschen – die Musikschul-Fa-
cetten und die Arbeitsbedingungen 
der Lehrkräfte haben sich deutlich 
gewandelt, sind komplexer gewor-
den, mit einer anderen Schüler-Leh-
rer-Relation, mit der Digitalisierung, 
mit Kooperationen und mit flexib-
len Angebotsformen. Musikschulen 
sind in dieser Veränderungsdyna-
mik ein vitaler Ort für musikalisch 
innovative Entwicklung ebenso wie 
für eine reflektierte Auseinander-
setzung mit dem musikkulturellen 
Erbe. Musikschulen für alle Men-
schen, mit bedarfsgerechtem Ange-
bot, mit klaren Strukturen, in leben-
digem Wandel – damit es so bleibt, 
bedarf es gemeinsamer Anstrengun-
gen für Zukunftsinvestition in musi-
kalische Bildung. 

Der Autor:  
Matthias Pannes, 
Bundesgeschäftsführer Verband 
deutscher Musikschulen e. V.
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VERNETZUNGS- UND BEGEGNUNGSORT
DEMOKRATIEBAHNHOF ANKLAM 
IN MECKLENBURG-VORPOMMERN

Der Demokratiebahnhof Anklam ist ein Jugend- und 
Kulturzentrum, das im Jahr 2014 von jungen Menschen 
aus Anklam und der Region Vorpommern gegründet 
wurde und seitdem zu großen Teilen ehrenamtlich or-
ganisiert wird. Es ist zu einem Vernetzungs- und Be-
gegnungsort für Kinder, Jugendliche und Erwachsene 
geworden, bei dem Mitbestimmung und selbstorgani-
siertes Engagement im Mittelpunkt stehen. Der Demo-
kratiebahnhof trägt zur Entwicklung einer lebendigen 
Zivilgesellschaft bei und ermutigt Menschen ihre Fä-
higkeiten im Interesse des Gemeinwohls einzubringen. 
Mittlerweile arbeiten zwei Jugendsozialarbeiter:innen 
im Demokratiebahnhof, die den offenen Kinder- und 
Jugendtreff begleiten, aber auch Projektangebote in 
Schulen anbieten. Unterstützt werden sie von zwei ju-
gendlichen Bundesfreiwilligen, die auch eigene Projekte 
entwickeln und Ideen umsetzten. So wurde beispiels-
weise kürzlich eine offene Ausstellung vorbereitet, bei 
der alle Anklamer:innen eingeladen wurden, Kunstwer-
ke einzureichen und gemeinsam bei einer Vernissage in 
den Austausch zu treten.

Im Jugendzentrum können sich Jugendliche auspro-
bieren, einbringen und ihren Lebensraum eigenverant-
wortlich gestalten. Das regelmäßige Wochenprogramm 
lädt zum upcyclen, basteln, gärtnern, gemeinsamen 
Musik machen und Abhängen ein. Ein in Eigenarbeit 

renovierter Bahnhofsanbau, der sogenannte Klima.
Anbau, wird als zusätzlicher intergenerativer Begeg-
nungsort ein Schüler- und Nachbarschaftscafé sowie 
einen Tauschladen beinhalten. In Zusammenarbeit mit 
Umweltinitiativen aus der Region soll er so einen Raum 
bieten für Workshops und Veranstaltungen rund um 
das Thema Klima- und Naturschutz. Ein zusätzliches 
Angebot ist die kostenlose Fahrradselbsthilfewerkstatt. 
Dort können alle Fahrradfahrer:innen eigenständig ler-
nen ihre Räder zu reparieren und dabei Wissen und 
Materialien teilen. Durch diese Projekte wird der Klima.
Anbau ein Ort der Begegnung, der Praxis, der Selbstbe-
stimmung und der Kreativität.

Im großen Saal, dem Kulturzentrum, finden regelmäßig 
Vorträge, Diskussionsrunden, Film- und Musikaben-
de statt. Auch Vereine und Initiativen aus Anklam und 
Umgebung können sich in den Räumen des Bahnhofs 
treffen. Zur Bundestagswahl 2021 fanden unter anderem 
Gesprächsrunden mit Landtagsabgeordneten statt, zu 
denen die jugendlichen Erstwähler:innen ihre Fragen 
in persönlicher Runde stellen konnten. Aber auch ein 
Abend mit Kurzfilmen und -texten zum Thema Wider-
stand, anlässlich des 100. Geburtstag von Sophie Scholl, 
wurde im Sommer im Demokratiebahnhof veranstaltet. 

Nachzulesen sind alle Neuigkeiten und Termine, die das 
Kulturprogramm und die Jugendangebote betreffen auf 
unserer Homepage www.demokratiebahnhof.de oder un-
serem Instagram Account @demokratiebahnhof.   

M E L D U N G

Foto: © Demokratiebahnhof Foto: © Tobias Kruse/ Ostkreuz

http://www.demokratiebahnhof.de
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SOZIALE SKULPTUR IM LÄNDLICHEN RAUM 
KÜNSTLERSTADT KALBE

Menschen kommen von weit her nach Kalbe: Seien 
es inter- und nationale Künstler:innen während des 
80-tägigen Campus, Besuchende der drei Festivals oder 
Teilnehmende des umfangreichen Kinder- und Jugend-
programms und vieles mehr. Menschen werden auf ver-
schiedenste Arten ermuntert, ihre Gestaltungskräfte zu 
entdecken und sie für die Gesellschaft nutzbar zu ma-
chen. So stärkt die Künstlerstadt Kalbe kulturelle Viel-
falt und zivilgesellschaftliches Engagement.

Die Künstlerstadt Kalbe, 2013 gegründet, versteht sich als 
soziale Skulptur im ländlichen Raum der Altmark. Mit 
Kunst und Kultur werden Stadt und Region belebt, um 
dem demografischen Wandel entgegen zu wirken. Inzwi-
schen werden 15 Immobilien mit kulturellen Formaten 
bespielt, zwei denkmalsgeschützte Gebäude davon be-
finden sich im Besitz des Vereins. Sie werden zu kulturel-
len und sozialen Orten umgebaut. So werden Leerstand 
beseitigt und Zuzugsmöglichkeiten errichtet. Im letzten 
Jahr wurden fünf Arbeitsplätze zur Unterstützung der 
bisherigen ehrenamtlichen Arbeit geschaffen.

M E L D U N G

Foto: © Tippi: Jürgen Gläsche 
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SCHWERPUNKT  K U L T U R

AUS LIEBE ZUM MUSIZIEREN
ZUR ROLLE DER AMATEURMUSIK 

IM KULTURELLEN LEBEN

Mit schätzungsweise 14 
Millionen Menschen, 
die in ihrer Freizeit Mu-

sik machen, ist das Laien- bezie-
hungsweise Amateurmusizieren 
eine der größten Bewegungen des 
bürgerschaftlichen Engagements 
in Deutschland. Die musikalischen 
Aktivitäten der Musikvereine fin-
den dabei zu rund drei Vierteln 
in Gemeinden und Kleinstädten 
unter 50.000 Einwohnern statt. In 
Städten mit mehr als 50.000 Ein-
wohnern sind rund ein Viertel der 
Musikvereine aktiv.

FIXPUNKTE IM SOZIALEN 
MITEINANDER

Die meisten Ensembles sind heute 
in Vereinen organisiert, ein knappes 

Viertel der Ensembles ist in Struk-
turen der Kirchenmusik erfasst. 
Alle Chöre und Orchester haben 
nicht nur bezogen auf Kunst- und 
Traditionspflege, sondern ebenfalls 
unter gemeinschaftsbildenden wie 
auch jugendpflegerischen Aspek-
ten einen anerkannt hohen gesell-
schaftspolitischen Stellenwert. So 
sind zum Beispiel Musikvereine 
nicht nur als Orte der Musikpflege 
zu verstehen, sondern zudem als 
Institutionen kultureller Bildung 
sowie sozialer und kommunikati-
ver Repräsentanz. Darüber hinaus 
bilden die Ensembles einen Nähr-
boden, auf dem Begabungen wach-
sen, Talente entdeckt sowie in vie-
len Fällen Voraussetzungen für das 
spätere Berufsleben als Musiker:in 
erworben werden. Gleichzeitig prä-

gen sie das kulturelle Leben vor Ort 
und schaffen Fixpunkte im sozialen 
Miteinander.

VIELFALT DES MUSIZIERENS 

Dabei ist Vielfalt eines der auffäl-
ligsten Merkmale des Laien- und 
Amateurmusizierens: So haben 
sich zum Beispiel Genres, Reper-
toires und Gruppen in den letzten 
Jahren ausdifferenziert, sei es im 
Bereich der Chöre, Orchester oder 
der Pop- und Rockbands. Ob von 
Laienmusizieren oder Amateur-
musizieren gesprochen wird, ist je 
nach Region und Sprachgefühl un-
terschiedlich. Es wird der jeweils als 
„höherwertig“ empfundene Begriff 
genutzt, um den eigenen Qualitäts-
anspruch zu unterstreichen. Beide 
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Von Lorenz Overbeck

Mehr Infos unter WWW.BUNDESMUSIKVERBAND.
DE

http://www.bundesmusikverband.de
http://www.bundesmusikverband.de
http://www.bundesmusikverband.de
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Mehr Infos unter WWW.BUNDESMUSIKVERBAND.
DE

Begriffe veranschaulichen dabei 
die inhaltliche Dimension: Laien 
(von griechisch λαός (laós) „Volk“) 
postuliert eine Volksbewegung, 
während Amateure zu Deutsch die 
„Liebhaber“ sind, also aus Liebe 
zum Musizieren selbst Teil dieser 
Gruppe sind.

PRÄGENDER EINFLUSS AUF 
DIE KULTURELLE IDENTITÄT

Das Laien- und Amateurmusizie-
ren in Deutschland durchdringt 
alle gesellschaftlichen Bereiche 
und übt damit einen prägenden 
Einfluss auf die kulturelle Identität 
Deutschlands aus. Ohne das vokale 
und instrumentale Laienmusizie-

ren würden bedeutende musikali-
sche Werke der Vergangenheit und 
der Gegenwart für viele Menschen 
in Städten und Gemeinden nur sel-
ten unmittelbar und live erfahrbar 
werden, denn die Aufführungen in 
ihrer großen Anzahl und Qualität 
wären nicht bezahlbar. Um eine 
kleine Vorstellung der Dimensi-
on zu bekommen: Noch vor der 
Pandemie wurden in Deutschland 
rund 1400 Konzerte täglich im Be-
reich der Amateurmusik veranstal-
tet. Das aktuelle Laien- und Ama-
teurmusizieren – eingetragen auf 
der nationalen Liste immateriellen 
Kulturerbes – hält allerdings nicht 
nur an Überlieferungen fest, son-
dern entwickelt sich ständig weiter 

und setzt sich mit gesellschafts-
politischen Themen auseinander. 

Für die geographische Verteilung 
des Amateurmusizierens liegen 
keine vollständigen Daten vor. 
Aus regionaler Sicht finden sich 
allerdings Hochburgen besonders 
im Süden Deutschlands. Allein in 
den Bundesländern Baden-Würt-
temberg und Bayern sind über die 
Hälfte der erfassten Ensembles 
angesiedelt. Ein weiteres Drittel 
der Chöre und Orchester sind in 
Nordrhein-Westfalen, Niedersach-
sen, Rheinland-Pfalz und Hessen 
beheimatet. Eine mit Abstand ge-
ringere Ensembledichte besteht in 
den fünf ostdeutschen Bundeslän-
dern, in denen zusammen knapp 
über vier Prozent der Gruppierun-
gen aktiv sind. Allerdings existieren 
nach Expertenmeinung dort weite-
re Ensembles, die sich bisher ver-
bandlich nicht organisiert haben 
und deshalb in den Mitgliederlis-
ten der Verbände nicht auftauchen. 
Die verbleibenden sieben Prozent 
der Vereins- und Kirchenensemb-
les verteilen sich auf die Stadtstaa-
ten Berlin, Hamburg und Bremen 
(zusammen 1 Prozent) und die 
Bundesländer Saarland (2,4 Pro-
zent) und Schleswig-Holstein (3,8 
Prozent). 

Musikschulen, Schulensembles, 
Musikvereine, kirchliche Ensem-
bles: Sie alle tragen dazu bei, dass 
Menschen auf und vor der Bühne 
verbunden werden und sich ver-
bunden fühlen. Amateurmusik 
schafft gesellschaftlichen Zusam-
menhalt und bereichert das kultu-
relle Leben vor Ort auf vielfältige 
Weise. 

Der Autor:  
Lorenz Overbeck, 
Geschäftsführer des 
Bundesmusikverbands Chor & 
Orchester e. V. 

http://www.bundesmusikverband.de
http://www.bundesmusikverband.de
http://www.bundesmusikverband.de
http:// Tilman Wilhelm, Bereichsleiter Kommunikation und Wissensmanagement bei der NOW GmbH
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KULTURFÖRDERVEREINE
ENGAGIERTE STÜTZEN UNSERES KULTURLEBENS

Gänzlich auf Kunst ver-
zichten wollten sie nicht, 
die Mitglieder des jungen 

Freundeskreises „Die Aufseßigen“ 
am Germanischen Nationalmuse-
um. Und so luden sie in der Pande-
mie mit Online-Führungen und in-
teraktiven Abenden zum digitalen 
Kunstgenuss trotz Krise ein.

Was den „Aufseßigen“ ihr Museum, 
ist anderen Kulturfreund:innen ihre 
Bibliothek, ihr Theater, Chor oder 
Dorffest. Gerade im letzten Jahr 
zeigte sich, mit welcher Leiden-
schaft sich Bürger:innen allerorts in 
Deutschland für Kunst und Kultur 
einsetzen. 

Der Großteil von ihnen ist in einem 
von rund 17.000 Kulturförderverei-
nen organisiert. Hier spenden die 

Engagierten Geld, Zeit und Kom-
petenzen, mit denen sie Kulturein-
richtungen unterstützen, Kultur-
güter bewahren und Menschen für 
Kultur begeistern. Durch ihre finan-
zielle Förderung ermöglichen sie 
zum Beispiel vergünstigte Eintritte, 
den Erwerb von Gemälden, die Ge-
staltung von Bühnenbildern und 
Sanierung historischer Bauwerke. 
Auch finanzieren sie Stipendien, 
um beispielsweise die musikalische 
Bildung talentierter Kinder zu för-
dern, deren Eltern die Musikschul-
gebühren nicht zahlen können.

Zugleich helfen die Kulturförder-
vereine und Freundeskreise bei der 
Publikumsgewinnung oder setzen 
sich für den Erhalt ihrer Kulturins-
titutionen ein. Das ideelle Engage-
ment der Vereine baut dabei oftmals 

auf persönlichen und beruflichen 
Stärken ihrer Mitglieder auf – etwa 
durch die Einführung einer Lehre-
rin in eine Lesung, die Hilfe eines 
Grafikers bei der Öffentlichkeitsar-
beit oder eines Juristen bei Verwal-
tungsfragen. 86 Prozent der Aktiven 
engagieren sich ehrenamtlich.

TEILHABE ERMÖGLICHEN

Neben ihrer kulturstärkenden Auf-
gabe ist die Rolle der Vereine als Ort 
kultureller Begegnung und Bildung 
besonders zentral. Mit Führun-
gen, Exkursionen und Empfängen 
zu Premieren und Ausstellungser-
öffnungen ermöglichen sie ihren 
Mitgliedern wie auch Menschen 
außerhalb der Vereine, am kulturel-
len Leben teilzuhaben, und sorgen 
dafür, dass Wissen weitervermittelt 

Von Dr. Jutta Dette und Ulrike Petzold
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wird. Oftmals kooperieren sie dabei 
mit Schulen und anderen Bildungs-
einrichtungen und binden zuneh-
mend auch die örtliche Nachbar-
schaft in ihre Projekte ein, die von 
Kultur-Rallyes durch großstädtische 
Kieze bis hin zu dörflichen Erntefes-
ten reichen.

Auch Museumsläden, Cafés und 
spendenbasierte Flohmärkte werden 
von Kulturförder- und Freundeskrei-
sen betrieben. In einem historischen 
Gutshaus in Mecklenburg-Vorpom-
mern beispielsweise ist der Floh-
markt zentraler Treffpunkt für die 
Menschen vor Ort: Hier kommt man 
zusammen, tauscht sich aus und 
lernt nebenbei die lokale Kulturge-
schichte kennen.

Das enorme Engagement der Bür-
ger:innen führt die hohe Wertschät-
zung für Kultur in Deutschland vor 
Augen. Angesichts der Herausfor-
derungen, vor denen kulturelle Ein-
richtungen und Kulturschaffende 
nicht zuletzt durch die Pandemie 
stehen, ist dieses Engagement wich-
tiger denn je. 

#dufürdieKultur

Um noch mehr Menschen für ein 
Engagement im Kulturbereich zu 
gewinnen, rief daher der Dachver-
band der Kulturfördervereine in 
Deutschland (DAKU) gemeinsam 
mit Kulturfördervereinen unter-
schiedlichster Sparten die Kampag-

ne #dufürdieKultur ins Leben. Kern 
der Kampagne ist eine Postleitzahl-
suche auf der Website www.dufuer-
diekultur.de, über die alle, die in ei-
nem Kulturförderverein mitwirken 
möchten, nach Möglichkeiten im 
nächsten Umfeld suchen können. 
Zahlreiche Vereinsaktionen und 
-projekte zeigen, wie ein solches En-
gagement aussehen kann. Die Ideen 
reichen von Charity-Auktionen und 
Patenschaften für Theaterstühle 
über mobile Bibliotheken (Bücher-
busse) bis hin zu digitalen Formaten 
zur Vermittlung kultureller Angebo-
te (etwa Online-Poetry-Slams, Mär-
chen-Podcasts, digitale Atelierbesu-
che und interaktive Konzerte).

Wir sind dankbar, wenn die Post-
leitzahlsuche www.dufuerdiekultur.
de auch von den Kommunen in 
möglichst vielen Gemeindeblät-

tern, Stadtmagazinen, Newslettern 
etc. weiterverbreitet wird.  Denn 
auch wenn Kultureinrichtungen 
wieder öffnen und umfangreiche 
Nothilfefonds an Kulturschaffende 
ausgeschüttet werden, sind die Pan-
demie bedingten Einbußen im Kul-
turbereich nach wie vor dramatisch. 
Auch wird Hilfe benötigt, um Pub-
likum für kulturelle Einrichtungen 
und Veranstaltungen zurückzuge-
winnen und die Kultur in ihren vie-
len kleinen Strukturen neu aufleben 
zu lassen. 

Für dieses enorme Engagement ist 
Unterstützung dringend nötig – auf 
kommunaler wie auf Länder- und 
Bundesebene. Forderungen der Ver-
eine nach einer praktikablen und 
nachhaltigen Engagementpolitik 
wurden im Vorfeld der Koalitions-
verhandlungen zur Bundestagswahl 
2021 jüngst formuliert. Denn nur 
mit Unterstützung aller kann Kultur 
in ihrer ganzen Vielfalt auch lang-
fristig in Stadt und Land lebendig 
bleiben. 

Die Autorinnen:  
Dr. Jutta Dette, Kommunikation 
DAKU und Ulrike Petzold, 
Geschäftsführende Vorständin 
des DAKU

Wir sind dankbar, wenn die 
Postleitzahlsuche www.dufuerdiekultur.de 

auch von den Kommunen in möglichst
 vielen Gemeindeblättern, 
Stadtmagazinen, Newslettern etc. 

weiterverbreitet wird. 

http://www.dufuerdiekultur.de
http://www.dufuerdiekultur.de
http://www.dufuerdiekultur.de
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		  EINBRUCH 
DER INVESTITIONSTÄTIGKEIT DROHT

PROGNOSE DER KOMMUNALEN 
SPITZENVERBÄNDE ZU KOMMUNALFINANZEN

Mitte Oktober haben die 
kommunalen Spitzen-
verbände ihre alljährli-

che Prognose zur Entwicklung der 
Kommunalfinanzen veröffentlicht. 
Die aktuellen Zahlen zeigen die 
Gefahr einer sich manifestierenden 
kommunalen Haushaltskrise. Eine 
durch die Corona-Pandemie ausge-
löste Niveauverschiebung bei den 
Einnahmen trifft auf weiter anzie-
hende Ausgaben. In der Folge wird 
der Finanzierungssaldo der Kom-
munen bereits im laufenden Jahr 
um voraussichtlich rund 10 Mrd. 
Euro auf nunmehr -7,0 Mrd. Euro 
einbrechen. Dass der Saldo in den 
Folgejahren nicht in den zweistel-
ligen Minusbereich absackt, ist 

allein auf den zu befürchtenden, 
haushalterisch aber erzwungenen, 
Rückgang der Investitionen zurück-
zuführen.

NIVEAUVERSCHIEBUNG 
BEI DEN EINNAHMEN 

Durch die von Bund und Ländern 
beschlossenen Maßnahmen (ins-
besondere die einmalige Kom-
pensation der Corona-bedingten 
Gewerbesteuerausfälle und die dau-
erhafte Entlastung bei den „Kosten 
der Unterkunft“ KdU) gelang es 
den Kommunen im vergangenen 
Jahr trotz der enormen Einnahme-
einbrüche ihre Haushalte in der 
Summe stabil zu halten. Für das 

laufende Jahr plant der Bund keine 
Kompensation der Corona-beding-
ten gemeindlichen Steuerminder-
einnahmen mehr. Auch die Länder 
kompensieren nur vereinzelt und 
in geringerem Umfang Corona-be-
dingte Steuerausfälle. Die kommu-
nalen Haushalte müssen allerdings 
nicht nur weiterhin Steuerminde-
reinnahmen verkraften, sondern 
auch Einnahmeeinbußen bei den 
Zuweisungen der Länder hinneh-
men. Herzstück sind hier mit einem 
voraussichtlichen Volumen von 63 
Mrd. Euro in 2021 die kommuna-
len Finanzausgleiche. Zwar haben 
nahezu alle Länder Maßnahmen 
ergriffen, um die kommunalen Fi-
nanzausgleiche von den Steuerein-
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Mehr Infos unter 
WWW.DStGB.DE

https://www.dstgb.de/publikationen/pressemitteilungen/enorme-belastungen-fuer-kommunale-haushalte/
https://www.dstgb.de/publikationen/pressemitteilungen/enorme-belastungen-fuer-kommunale-haushalte/
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brüchen abzuschirmen. Mit einem 
Zuwachs von 0,4 Prozent von 2020 
auf 2021 ist damit eine Stabilisie-
rung der Finanzausgleichsmasse 
zumindest in einer aggregierten 
Sicht gelungen. Wie bei den Steu-
ereinnahmen fehlen aber auch hier 
schmerzlich die für die kommuna-
len Haushalte vor der Pandemie er-
warteten Zuwächse. Letztlich hat es 
auf der Einnahmenseite Corona-be-
dingt also eine Niveauverschiebung 
gegeben. Angesichts einer wieder 
anziehenden Konjunktur entwi-
ckeln sich zwar die Einnahmen 
der öffentlichen Haushalte positiv, 
doch längst nicht derart dynamisch, 

um wieder die vor der Pandemie ge-
schätzten Aufkommensvolumina 
zu erreichen.

STEIGENDE AUSGABEN, 
ABER EINBRUCH BEI 
INVESTITIONEN

Von den Zinsausgaben abgesehen, 
werden die kommunalen Ausgaben 
auch in diesem Jahr in allen Berei-
chen aufwachsen. Auch wenn die 
Einnahmen wegbrechen, bleiben 
die wesentlichen Ausgaben beste-
hen. Der größte Posten sind die 
Personalausgaben. Diese werden 
2021 voraussichtlich auf 72 Mrd. 

Euro aufwachsen und auch in den 
nächsten Jahren allein schon in-
folge der Tarifabschlüsse weiter 
zunehmen. Dabei sind die vor der 
Tür stehenden Maßnahmen wie 
etwa die Stärkung des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes noch nicht 
einmal berücksichtigt. Auch die 
Ausgaben für soziale Leistungen, 
die mit über 64 Mrd. Euro den 
zweitgrößten kommunalen Aus-
gabeposten bilden, wachsen all-
jährlich dynamisch weiter an.

Dass der kommunale Finanzie-
rungssaldo in den kommenden 
Jahren nicht weiter abrutscht, ist 
auf einen zu befürchtenden, ohne 
Bundes- und Landeshilfen haus-
halterisch aber nicht zu vermei-
denden, deutlichen Rückgang bei 
den Investitionsausgaben zurück-
zuführen. Nach aktueller Finanz-
lage gehen die kommunalen Spit-
zenverbände im kommenden Jahr 
von einem förmlichen Einbruch 
bei den Investitionen um 8,4 Pro-
zent aus. Auch für die Folgejahre 
ist der Rückgang mit -5,5 Prozent 
in 2023 und nochmals -5,0 Prozent 
in 2024 dramatisch.

Vor dem Hintergrund der seit mitt-
lerweile fast 20 Jahren negativen 
Nettoinvestitionsquote, wonach 
der Werteverzehr also größer als die 
Investitionen war, und des in der 
Folge entsprechend massiven kom-
munalen Investitionsrückstandes 
von zuletzt 149 Mrd. Euro ist die-
se Entwicklung äußerst besorgni-
serregend. Hinzu kommen noch 
notwendige Zukunftsinvestitionen 
unter anderem in den Bereichen 
Klimaschutz, Digitalisierung und 
Gesundheit. Eine rückläufige kom-
munale Investitionstätigkeit, die 
in struktur- und finanzschwachen 
Städten und Gemeinden nochmals 
ausgeprägter ist, gefährdet die Zu-
kunftsfähigkeit des Wirtschafts-

KOMMUNALER 
FINANZIERUNGSSALDO

Quelle: Sta�s�sches Bundesamt, Bundesministerium der Finanzen, Eigene Berechnungen; Grafik: DStGB 2021
Kernhaushalte

In Mrd. € 

KOMMUNALE EINNAHMEN

Quelle: Prognose der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 2021; Grafik: DStGB 2021

In Mrd. € 
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standorts Deutschland massiv und 
lässt das Ziel der Erreichung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse in weite 
Ferne rücken.

RETTUNGSSCHIRM + 
INVESTITIONSPROGRAMM 
NOTWENDIG
Bund und Länder stehen in der 
Pflicht, die kommunale Hand-
lungs- und Investitionsfähigkeit 
aufrechtzuerhalten. Hierzu bedarf 
es einerseits eines weiteren kom-
munalen Rettungsschirms (min-
destens für 2021 und 2022), welcher 
die Corona-bedingten gemeind-

lichen Mindereinnahmen bei der 
Gewerbesteuer und der Einkom-
mensteuer kompensiert, und an-
dererseits einer dauerhaften sowie 
nachhaltigen kommunalen Inves-
titionsoffensive, die Bauwirtschaft 
und Kommunen Planungssicher-
heit gibt. Vorzugswürdig wäre 
hier eine deutliche Erhöhung des 
gemeindlichen Anteils an der Um-
satzsteuer um einen zweistelligen 
Milliardenbetrag, nebst Anpassung 
des Verteilerschlüssels nach Ein-
wohnern. Alternativ wäre auch die 
langfristige Zusicherung von Inves-
titionspauschalen vorstellbar.

KOMMUNALFINANZEN

KOMMUNALE AUSGABEN FÜR 
SOZIALE LEISTUNGEN & INVESTITIONEN
2005–2023

Quelle: Sta�s�sches Bundesamt; Grafik DStGB 2021
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Ein weiterer Rettungsschirm so-
wie eine nachhaltige Investitions-
offensive würden einen wichtigen 
Beitrag zur Erreichung gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse leisten. 
Eine dritte notwendige Maßnah-
me betrifft die Lösung der kom-
munalen Altschuldenproblema-
tik. Hier stehen in erster Linie 
die Länder in der Verantwortung, 
angesichts der kommunalen Ver-
schuldungsvolumina vor allem 
in Rheinland-Pfalz und Nord-
rhein-Westfalen wird es aber ganz 
ohne die Hilfe des Bundes wohl 
nicht gelingen. Letztlich gilt, dass 
es Chancengerechtigkeit und Per-
spektiven für alle Menschen geben 
muss, gleich in welcher Region sie 
leben. Das Postulat gleichwertiger 
Lebensverhältnisse muss stärker 
verfolgt und umgesetzt werden.

An tatsächlichen Fortschritten zur 
Erreichung des staatspolitischen 
Ziels gleichwertiger Lebensver-
hältnisse wird sich auch die neue 
Bundesregierung messen lassen 
müssen. Das Sondierungspapier 
von SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und FDP darf hier verhalten op-
timistisch stimmen. Nun gilt es 
aber die Absichtserklärungen mit 
Inhalt zu füllen und auch umzu-
setzen. Nur gemeinsam und mit 
handlungsstarken und investiti-
onskräftigen Kommunen kann die 
Transformation Europas in einen 
klimaneutralen Kontinent, der alle 
Bürgerinnen und Bürger sowie die 
Wirtschaft mitnimmt, gelingen. 

Die Autoren:  
Uwe Zimmremann, Stellvetreten-
der Hauptgeschäftsführer, und
Florian Schilling, 
Referatsleiter, Deutscher 
Städte- und Gemeindebund 

http:// Tilman Wilhelm, Bereichsleiter Kommunikation und Wissensmanagement bei der NOW GmbH
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Stadt und Gemeinde digital: Frau 
Pillen, worin genau liegen die Vor-
teile für Kommunen beim Energie-
spar-Contracting?

NICOLE PILLEN: Der Handlungs-
druck beim Klimaschutz wächst 
– auch auf Städte und Gemeinden. 
Sie sind zentrale Player der Ener-
giewende und müssen vorbildlich 
vorangehen. Gleichzeitig haben sie 
immer mehr zu bewältigen – und 
dass, obwohl es häufig an Personal 
oder finanziellen Mitteln für Auf-
gaben rund um den Klimaschutz 
fehlt. Hier setzt ESC an: Bei die-
ser Energiedienstleistung beauf-
tragt ein Gebäudeeigentümer, etwa 
eine Kommune, ein spezialisiertes 

Dienstleistungsunternehmen, den 
sogenannten Contractor, mit der 
Energieoptimierung seiner Gebäu-
de. Dieser plant, realisiert und fi-
nanziert technische, bauliche und 
organisatorische Maßnahmen, um 
deren Energieverbrauch, Energiekos-
ten und CO2-Ausstoß zu senken. Er 
kümmert sich um Instandhaltung, 
Betriebsführung und gegebenenfalls 
um die Wartung der neuen Technik. 
Dafür erhält er einen Teil der Koste-
neinsparung. So wird die Kommune 
von Umsetzungsaufgaben entlastet 
und kann sich den politisch notwen-
digen Entscheidungen zuwenden. 
Das Besondere an diesem Modell ist, 
dass der Contractor die Einsparhöhe 
vertraglich garantiert und langfris-

tig nachweisen muss. Das heißt mit 
ESC senken Kommunen ihre Ver-
bräuche verlässlich und nachhaltig. 

Stadt und Gemeinde digital: Können 
Sie einige Beispiele für Effizienzmaß-
nahmen nennen, die ein Contractor 
im ESC üblicherweise umsetzt?

PILLEN: Contractoren moderni-
sieren die Heizungstechnik, setzen 
energieeffiziente Klima-, Raum-
luft- und Beleuchtungstechnik ein, 
optimieren Gebäudeleit-, Steue-
rungs- und Regelungstechnik sowie 
die Wasserversorgung. Sie erneuern 
aber auch Fenster. Auch Nutzer-
schulungen zum Verhalten nach 
dem Umbau gehören dazu sowie zu-

NICOLE PILLEN    Arbeitsgebietsleiterin Stadt & Quartier, Deutsche Energie-Agentur (dena)

INTERVIEW

ENERGIESPAREN
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Die Deutsche Energie-Agentur 
(dena) und das Bundeswirt-
schaftsministerium (BMWi) 
machen sich seit Jahren stark 
für Energiespar-Contracting 
(ESC). Seit 2019 soll das Mo-
dellvorhaben „Co2ntracting: 
build the future!“ Kommunen 
für ESC begeistern. Warum 
Städte, Gemeinden und Land-
kreise ESC kennen und nutzen 
sollten, haben wir Nicole Pillen, 
dena-Arbeitsgebietsleiterin 
Stadt & Quartier, gefragt. 

Co2ntracting: build the future!

Nicole Pillen

Alle Infos zu ESC + dem Modellvorhaben unter WWW.KOMPETENZZENTRUM-CONTRACTING.DE

https://www.baupilot.com/
http://www.kompetenzzentrum-contracting.de
http://www.kompetenzzentrum-contracting.de
http://www.kompetenzzentrum-contracting.de
http://www.kompetenzzentrum-contracting.de
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nehmend umfangreichere Maßnah-
men an der gesamten Gebäudehülle. 

Stadt und Gemeinde digital: Betrach-
tet man die üblichen ESC- Lösungen 
– sind diese ausreichend, um sich als 
Kommunale das Ziel „Klimaneutrali-
tät“ auf die Fahne zu schreiben? 

PILLEN: ESC entwickelt sich weiter 
und es gibt neben dem klassischen 
Modell mit Fokus auf die Gebäude-
technik unterschiedliche Ausprä-
gungen. Sowohl „Light-“Modelle 
ohne große Investitionen als auch 
„Plus-“Modelle, bei denen die Gebäu-
dehülle einbezogen wird. Für große 
Maßnahmen wie Dach- und Fassa-
dendämmung sind Investitionskos-
tenzuschüsse durch die Kommune 
und/oder Fördermittel nötig, um die 
Vertragslaufzeit trotz längerer Amor-
tisationszeiten im Rahmen zu halten. 
Derzeit entwickeln Contractoren Lö-

sungen für ein „Klimaschutz-Cont-
racting“. Hier geht es darum, Gebäu-
de mit ESC klimaneutral zu sanieren. 
Auch im dena-Modellvorhaben wol-
len wir diesen Weg testen. 

Stadt und Gemeinde digital: In wel-
cher Form profitieren die Kommunen 
von einer Teilnahme am dena-Mo-
dellvorhaben? 

PILLEN: Bis Ende 2025 können wir 
mit „Co2ntracting: build the future!“ 
bis zu 100 Kommunen beim energe-
tischen Modernisieren ihrer Liegen-
schaften unterstützen. Neben den 
positiven Effekten, die ESC ohnehin 
mit sich bringt – garantiert niedri-
gere Verbräuche und Emissionen, 
energetisch umfassend modernisier-
te Gebäude in kurzer Zeit, hochef-
fiziente Technik, Übertragung des 
Betriebsrisikos auf den Dienstleister, 
um nur einige zu nennen – profitie-

ren sie durch das Modellvorhaben von 
weiteren Vorteilen: Die Kommunen 
bekommen für den gesamten Prozess 
von der Ausschreibung über die Verga-
be bis hin zur Umsetzung kostenfrei 
ESC-Beratende zur Unterstützung an 
die Seite. Und sie sind in ein Netzwerk 
mit Kommunen und ESC-Akteuren 
zum regelmäßigen Austausch und in 
die dena-Öffentlichkeitsarbeit einge-
bunden. Das heißt, wir nehmen alle an 
die Hand, die Hilfe benötigen, damit 
die Kommunen im Anschluss weitere 
ESC-Vorhaben selbständig angehen 
können. 

Stadt und Gemeinde digital: Welche 
Voraussetzungen sollten vorliegen, da-
mit eine Kommune bei „Co2ntracting: 
build the future!“ dabei sein kann?

PILLEN: Einige Kriterien müssen die 
zu sanierenden Gebäude schon erfül-
len, damit sie für ein ESC infrage kom-

Energiespar-Contracting (ESC) in Kommunen:
Eignungskriterien für Gebäude & Gebäudepools

Keine zu große 
Entfernung zwischen 
Einzelgebäuden eines 
Pools (< 35 km)

Energiekosten 
>150.000 Euro/Jahr

Einsparpotenzial 
bei der Gebäudetechnik

Gebäude 
im Eigentum 
der Kommune

K

Keine Änderung der 
Eigentumsverhältnisse 
in den nächsten 
7-12 Jahren

Keine wesentlichen 
Nutzungsänderungen 
in den nächsten 
3 Jahren

ENERGIESPAREN
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men und Contractoren im Rahmen 
des üblichen Ideenwettbewerbs in-
teressante Angebote abgeben – das 
ESC muss sich ja auch rechnen. Für 
ESC geeignet sind Nichtwohngebäu-
de unterschiedlicher Nutzungsar-
ten: Schulen, Kitas, Verwaltungen, 
Sportstätten, Stadthallen, Museen, 
Theater usw. Das Gebäude oder 
besser noch ein Gebäudepool aus 
mehreren Gebäuden sollte Ener-
giekosten von mindestens 150.000 
Euro pro Jahr aufweisen und sich 
über die Vertragslaufzeit von etwa 
sieben bis zwölf Jahren im Eigentum 
des Auftraggebers befinden. Außer-
dem sollten zumindest in den ersten 
drei Jahren keine wesentlichen Nut-
zungsänderungen anstehen. Für die 
Teilnahme am Modellvorhaben ist es 
außerdem wichtig, dass die Verwal-
tungsspitze dahintersteht und ein 
Verantwortlicher in der Kommune 
das Vorhaben vorantreibt.

Stadt und Gemeinde digital: Was 
sollten interessierte Kommunen tun, 
um sich für eine Teilnahme am Mo-
dellvorhaben zu bewerben?

PILLEN: Sich bei uns melden! Steht 
eine Kommune noch ganz am Anfang, 
ist zunächst eine Orientierungsbera-
tung notwendig. Hierfür gibt es seit 
Jahresanfang eine BAFA-Förderung. 
In der Orientierungsberatung wird 
geprüft, ob sich die Gebäude für ESC 
eignen und welche Einsparpoten-
ziale vorliegen. Am Ende wird die 
Energiekosten-Baseline errechnet, 
auf der später die Angaben für den 
Contractor fußen. War die Orientie-
rungsberatung erfolgreich und er-
füllt die Kommune auch die übrigen 
dena-Anforderungskriterien, stehen 
die Chancen, in das Modellvorhaben 
aufgenommen zu werden, sehr gut.

Stadt und Gemeinde digital: Sie 
selbst, Frau Pillen, sagen, dass es Vor-
behalte gegenüber ESC gibt und es 
nicht selten als „zu komplex“ wahr-
genommen wird. Können Sie das er-
klären?

PILLEN: Das stimmt, es ist noch 
immer relativ unbekannt, obwohl es 
seit über 20 Jahren in Deutschland 
auf dem Markt ist. Außerdem ist es 

recht erklärungsbedürftig und gilt 
als kompliziert und langwierig. Die 
Anbahnung eines ESC ist nicht un-
aufwändig – abhängig davon, wie 
gut die Kommune ihre Gebäude und 
Verbräuche kennt, ob ein Energie-
management besteht usw. Ist sie hier 
gut aufgestellt, hilft das ungemein. 
Aber selbst wenn nicht, ist dies kein 
Hindernis – es muss jedoch für die 
Datenerhebung Zeit und Personal 
eingeplant werden. Aber jede Kom-
mune sollte doch sowieso wissen, 
wie der Zustand der eigenen Gebäu-
de ist. Weiterer Knackpunkt ist oft 
die Genehmigung. In einigen Bun-
desländern wird ESC als kreditähnli-
ches Rechtsgeschäft eingestuft, hier 
bedarf es der Genehmigung durch 
die Kommunalaufsicht. Daher ist 
es wichtig, von Anfang an entschei-
dende Stellen wie Kämmerer, Kom-
munalaufsicht etc. einzubeziehen 
und ESC zu erklären. Das gilt auch 
für technisches Personal und die Ge-
bäudenutzer. Die dena hilft hier aber 
gerne mit Rat und Tat weiter. 

Funktionsprinzip Energiespar-Contracting

Quelle: Deutsche Energie-Agentur GmbH (dena)

Contractor

Gebäudeeigentümer (Maßnahmen- bzw. Kostenträger)

Planung

Stromversorger Heizenergie versorger

Finanzierung

Energiecontrolling

Umsetzung

Einspargarantie

Instandhaltung/
Wartung

Strom

Umfassende 
Effizienzmaß-
nahme

z. B. Erdgas/
Fernwärme

Entlastung 
Haushalt

Gebäude inklusive Anlagentechnik

Reduzierung CO2 EinspargarantieAlles aus einer Hand

Beteiligung an 
eingesparten 
Energiekosten
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SERIE FRAUEN FÜR KOMMUNEN

PARTEIKULTUREN UND 
POLITISCHE TEILHABE VON FRAUEN

Der Anteil der Frauen im 20. 
Bundestag ist zwar um drei 
Prozentpunkte auf 34.7 Pro-

zent gestiegen, bleibt aber hinter 
dem bisherigen Höchststand von 
37.1 Prozent von 2013 zurück. Und 
auch in den Parteien gibt es weiter-
hin deutlich mehr männliche als 
weibliche Mitglieder. Was sind die 
Ursachen und wie ließe sich die Si-
tuation verändern? Antworten gibt 
eine quantitative Befragung mit 
mehr als 800 Politiker:innen aus 
Bund, Ländern und Kommunen der 
sechs im Bundestag vertretenen Par-
teien. Sie hat empirisch erfasst, mit 
welchen Hürden Frauen, die sich 
parteipolitisch engagieren, konfron-
tiert werden.

ERGEBNISSE DER STUDIE 
IM ÜBERBLICK

•	 65 Prozent der Politikerinnen sind 
der Meinung, dass an sie andere 
Erwartungen gestellt werden als 

an Politiker, z. B. in Bezug auf ihr 
Verhalten, ihre Leistung oder ihr 
Aussehen.

•	 66 Prozent der Frauen gehen 
davon aus, dass die Art der 
politischen Diskussion Frauen 
abschreckt; knapp die Hälfte der 
befragten Politikerinnen gibt 
an, dass ihre Wortmeldungen 
und Äußerungen weniger ernst 
genommen werden.

•	 Auch sexuelle Belästigung im 
Sinne unerwünschter und un-
angemessener Bemerkungen, 
Blicke oder Berührungen kommt 
vor: 40 Prozent aller befragten 
Politikerinnen und 60 Prozent 
aller unter 45 Jahre wurden laut 
unserer Studie schon im Rahmen 
ihrer politischen Tätigkeit sexuell 
belästigt.

•	 Es gibt eine große Diskrepanz in 
der Bewertung der Fragen von 
Chancengleichheit zwischen 
weiblichen und männlichen Poli-
tiker:innen. Ein Beispiel: So sehen 

Frauen vielfältige Gründe für ihre 
Unterrepräsentanz in der Politik 
– etwa die späten Sitzungszeiten 
oder die harten Auseinanderset-
zungen. Die Mehrheit der Männer 
ist hingegen der Meinung, dass 
Frauen schlicht weniger Interesse 
an Politik hätten.  

Die Befragung wurde durch quali-
tative Interviews ergänzt und ist auf 
dieser umfassenden empirischen 
Grundlage die erste Studie ihrer Art 
in Deutschland. Sie wurde von der 
EAF Berlin konzipiert und durchge-
führt; für die quantitative Befragung 
kooperierte die EAF Berlin mit dem 
Institut für Demoskopie Allensbach. 
Die Studie wurde 
durch das Bundes-
ministerium für 
Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend 
gefördert. Sie kann 
heruntergeladen 
werden unter:
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Download der Studie unter WWW.FRAUEN- MACHT-POLITIK.DE

Parteikulturen  
und die  

politische Teilhabe 
von Frauen

Eine empirische Untersuchung  
mit Handlungsempfehlungen 
an die Parteien

Helga Lukoschat / Renate Köcher

https://www.frauen-macht-politik.de/service/parteikulturen-und-die-politische-teilhabe-von-frauen
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Kürzlich lud die Europäische 
Akademie für Frauen in Politik 
und Wirtschaft (EAF Berlin) 

zur internationalen digitalen Fach-
tagung "Mayoress! Women in Local 
Leadership" ein. Die Konferenz 
diente dem fachlichen Austausch 
und ging gemeinsam mit Bürger-
meisterinnen und Expert:innen aus 
Deutschland, Österreich, Frank-
reich und Polen der Frage nach, 
wie sich die Zahl der Bürgermeis-
terinnen in Europa nachhaltig und 
wirkungsvoll erhöhen lässt. Denn 
gerade dort, wo die Demokratie ihre 
Basis hat, in den Städten und Regi-
onen, mangelt es an Frauen in Füh-
rungspositionen. Aktuell befinden 
sich im europäischen Durchschnitt 
fast neun von zehn Rathäusern un-
ter männlicher Leitung.

In den Workshops wurde unter an-
derem den Fragen nachgegangen, 
welche Erfahrungen Bürgermeiste-
rinnen auf dem Weg ins Amt gesam-
melt haben, in welchen Netzwerken 
sie Unterstützung gefunden haben 
und wie die länderübergreifende 
Zusammenarbeit zwischen den Bür-
germeisterinnen Europas gestärkt 
werden könnte.

Die Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend, Frau 
Christine Lambrecht, begrüßte die 
Initiativen der Partnerorganisatio-
nen, den Frauenanteil in europäi-
schen Rathäusern zu erhöhen: 

„Eine Demokratie muss 
sich immer daran messen 
lassen, ob sich in ihr alle 
Menschen wiederfinden. 

Der Kommunalpolitik 
kommt deshalb als Schule 
der Demokratie eine ganz 

besondere Rolle zu. Je öfter 
die Bürgerinnen und Bürger 

im Rathaus auf eine Bür-
germeisterin treffen, umso 

besser ist das für die Gleich-
stellung und die Repräsen-
tanz von Frauen innerhalb 
unserer Gesellschaft. Jede 
einzelne Bürgermeisterin 

ist Botschafterin für ein ge-
schlechtergerechtes Euro-
pa, denn sie vermittelt den 
Frauen in Europa: Frauen 
können alles – selbstver-

ständlich auch Rathäuser 
führen." 

In ihrer Grußbotschaft schrieb Elke 
Büdenbender, Ehefrau des Bundes-
präsidenten Frank-Walter Steinmei-
er, dass beiden die Stärkung und 
die Anerkennung von Bürgermeis-
terinnen und Bürgermeistern in 
besonderer Weise am Herzen liege 
und sie die Schirmherrschaft für das 
Portal „Stark im Amt“ übernommen 
haben, das Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister darin unterstützt, 
sich vor Anfeindungen und Gewalt 

zu schützen. 

An der Fachtagung "Mayoress" wa-
ren die europäischen Partnerorga-
nisationen Institute of Public Affairs 
(Think-Tank in Polen), Österreichi-
scher Gemeindebund und das Obser-
vatoire régional de la parité d’Occita-
nie sowie Elueslocales.fr (Netzwerk 
für Kommunalpolitikerinnen in 
Frankreich) beteiligt. Zu den deut-
schen Partnerorganisationen zählen 
der Deutsche Städte- und Gemein-
debund sowie kommunalpolitische 
Spitzenverbände in den beiden Pi-
lotregionen Schleswig-Holstein und 
Nordrhein-Westfalen.

Die Fachtagung bildete den Ab-
schluss des Projekts "Mayoress 
– Promoting women in local lea-
dership", das von der Europäischen 
Kommission von 2019 bis 2021 ge-
fördert und durch das Bundesmi-
nisterium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ) ko-fi-
nanziert wurde. 

Gemeinsam mit Expertinnen und 
Praktikerinnen wurden im Projekt 
Bürgermeisterinnen gestärkt, nach-
haltige Netzwerke aufgebaut und 
grenzüberschreitender Austausch 
gefördert. Darüber hinaus werden 
aktuell Empfehlungen für politi-
sche Akteure (Parteien, Verbände, 
Gesetzgeber) zur Umsetzung von 
Maßnahmen und Politiken auf na-
tionaler und europäischer Ebene 
erarbeitet. Mehr dazu demnächst, 
unter anderem auf den Websiten 
www.mayoress.org und www.dst-
gb.de/themen/soziales.

SERIE FRAUEN FÜR KOMMUNEN

FACHTAGUNG
	 „MAYORESS – PROMING 
   WOMEN IN LOCAL LEADERSHIP"

Mehr zu diesem Thema demnächst unter WWW.MAYORESS.
ORG
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https://gemeindebund.at/eu-projekt-zu-buergermeisterinnen-gestartet/
https://gemeindebund.at/eu-projekt-zu-buergermeisterinnen-gestartet/
https://observatoire-parite-occitanie.fr/
https://observatoire-parite-occitanie.fr/
https://observatoire-parite-occitanie.fr/
http://www.mayoress.org
http://www.dstgb.de/themen/soziales
http://www.dstgb.de/themen/soziales
http://www.mayoress.org
http://www.mayoress.org
http://www.mayoress.org
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WANDERUNGSBEWEGUNG

WANDERUNGSBEWEGUNGEN VERSTEHEN  
OPEN SOURCE SOFTWARE 

FÜR DIE KOMMUNALSTATISTIK

Wie wird innerhalb der 
Gemeinde umgezogen, 
wer zieht von der Stadt 

aufs Land und von wo nach wo fah-
ren besonders viele Pendler:innen? 

Für die Verkehrs- und Stadtplanung 
oder auch für Beteiligungsverfah-
ren ist es hilfreich, Bevölkerungs- 
bewegungen zu analysieren und mit 
Grafiken greifbar zu machen. Dafür 
steht Kommunen ab Frühling 2022  
die Visualisierungssoftware hin&weg 
kostenfrei als Open-Source-Anwen-
dung zur Verfügung.

EINDRÜCKLICHE 
DARSTELLUNG VON 
WANDERUNGSGESCHEHEN 

Oft fehlt es in Kommunen an Res-
sourcen und Kapazitäten, um die 
großen Datenmengen der Kommu-
nalstatistik zu analysieren. Nur mit 
viel Aufwand konnten sie bisher aus 
der lokalen und regionalen Bevölke-
rungsbewegung Schlussfolgerungen 
für ihr politisches und planerisches 
Handeln ableiten. Mit der neuen Vi-
sualisierungssoftware hin&weg las-
sen sich Zuzüge, Fortzüge und deren 

Ursachen deutlich einfacher darstel-
len. Die Anwendung soll Politik und 
Verwaltung dabei unterstützen, zeit-
nah und vorausschauend auf neue 
Entwicklungen des innerstädtischen 
und regionalen Wanderungsgesche-
hens zu reagieren. Entscheidungen 
für Kitas, Schulen oder Sportstät-
ten lassen sich zielgenauer treffen: 
Welcher Aspekt der Daseinsvorsor-
ge braucht gerade was in welchem 
Quartier?

Entwickelt haben die Software das 
Leibniz-Institut für Länderkunde 
und das Deutsche Institut für Ur-
banistik zusammen mit 18 Kommu-
nen. Dabei waren unter anderem 
Leipzig, Halle an der Saale, Stutt-
gart, Esslingen am Neckar und der 
Landkreis Gifhorn. Zum partizipa-
tiven Prozess des Projektes gehörten 
Workshops, Erprobungsphasen und 
entsprechende Rückkoppelungs-
schleifen mit den Mitarbeiter:innen 
der jeweiligen Statistik- und Stadt-
planungsdezernaten. Sie haben von 
Juni 2020 bis April 2021 vielfältige 
Visualisierungstypen und Analyse-
funktionen mehrerer Beta-Versio-

nen getestet. Dieses Feedback floss 
in die Überarbeitung und Erwei-
terung ein, die Entwickler konn-
ten die Software an die konkreten 
Bedarfe der Kommunen anpassen. 
Dabei ist die Software nicht nur für 
Stadtplaner:innen entwickelt wor-
den, sie lässt sich allgemein intuitiv 
nutzen. So lassen sich sehr einfach 
aktuelle Erkenntnisse über räumli-
che Entwicklungsprozesse sowohl 
in Städten als auch in Landkreisen 
und Stadt-Umland-Verflechtungen 
herausarbeiten. Das lässt sich dann 
in unterschiedlichen Formen, wie 
Karten, Tabellen, oder Diagrammen 
visualisieren und für die politische 
Kommunikation oder mit der brei-
ten Öffentlichkeit nutzen.

NUTZEN FÜR 
FORSCHUNG + PRAXIS

Mit Daten aus Leipzig haben Pro-
jektmitarbeiter:innen vom Leib-
niz-Institut für Länderkunde Karten 
und Grafiken erstellt, die das Um-
zugsverhalten ausländischer Staats-
angehöriger aufzeigen. Das erfolgt 
nämlich nach sehr spezifischen 
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Von Aura Moldovan, Dr. Tim Leibert und Prof. Dr. Francis Harvey

hin&weg ist eine soge-
nannte Stand-Alone-Soft-
ware, für die eine Anbin-
dung an das Internet nicht 
erforderlich ist. Personen-
bezogene Daten können so 
abgeschottet verarbeitet 
und anschließend in aggre-
gierter und anonymisierter 
Form datenschutzkonform 
verwendet und veröffent-
licht werden.
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Mustern: Sie ziehen hauptsächlich 
nahräumlich um, innerhalb des 
Ortsteils oder Stadtbezirks, und 
bevorzugen innenstadtnahe Orts-
teile. Beliebt sind die Ortsteile, in 
denen meist ohnehin schon ein 
hoher Anteil an Ausländer:innen 
der gleichen Herkunft lebt. Dies 
deutet auf eine ethnische Segre-
gation hin, deren Ursachen tiefer 
ergründet werden müssten, um 
anschließend dafür im politischen 
Raum geeignete integrationspoli-

tische Maßnahmen zu entwickeln. 
Eine Ausnahme bilden Geflüchtete 
aus Syrien, Afghanistan und dem 
Irak. Deren Umzugsmuster hän-
gen – wie auch die entsprechenden 
Visualisierungen zeigen – in ho-
hem Maße mit Entscheidungen der 
Gemeinden bei der Standortwahl 
von Gemeinschaftsunterkünften 
zusammen.
 
Das Leibniz-Institut für Länder-
kunde arbeitet an weiteren Anwen-

dungsbeispielen: Erforscht werden 
Pendler:innenbewegungen von 
Heidelberg und seinem Umland 
oder Familienwanderungen für das 
Leipziger Umland. In Halle an der 
Saale werden hin&weg-Visualisie-
rungen bereits in die Wohnungs-
marktberichte aufgenommen.

DATENSCHUTZ DURCH 
STAND-ALONE-SOFTWARE 

Analyse und Visualisierung von 

 Abbildung 1 –  Auswahl von 
 Visualisierungsoptionen in hin&weg 
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amtlichen Meldedaten aus den 
kommunalen Einwohnerregistern 
müssen den hohen Anforderungen 
des Datenschutzes Rechnung tra-
gen. Daher ist hin&weg eine soge-
nannte Stand-Alone-Software, für 
die eine Anbindung an das Internet 
nicht erforderlich ist. Personenbezo-
gene Daten können so abgeschottet 
verarbeitet und anschließend in ag-
gregierter und anonymisierter Form 
datenschutzkonform verwendet und 
veröffentlicht werden. Dies bedeutet 
gleichzeitig, dass die Softwarenut-
zenden die Aufgabe haben, Daten 
anzuschaffen und in das für den 
Import benötigte Format zu brin-
gen. Für kleinere Kommunen ohne 
eigene Statistik- und Geoinforma-
tionssystem-Einheiten könnte die 
erstmalige Datenaufbereitung etwas 
aufwendiger ausfallen. Zur Unter-
stützung gibt es jedoch detaillierte 
Anleitungsmaterialien. Außerdem 
ist geplant, eine aktive Nutzer-Com-
munity für den Wissens- und Erfah-
rungsaustausch aufzubauen. 

BÜRGER:INNEN-
BETEILIGUNG

Perspektivisch soll hin&weg auch 
Bürger:innen zur Verfügung ste-

hen. Damit könnten sie ebenfalls 
interaktive Werkzeuge und Visua-
lisierungsformen zur Auswertung 
eigener Bewegungsdaten nutzen. 
Wenn die Kommunen dafür ent-
sprechende Datenbestände über 
ihre Open-Data-Portale öffentlich 
zugänglich machen würden, könn-
te die Software auch zum besseren 
Verständnis der Veränderungen im 
eigenen Wohnumfeld oder in der 
Heimatregion beitragen. Für die 
Politik könnte sich dies bei der Um-
setzung von Planungsvorhaben als 
Vorteil erweisen, da dadurch in der 
Bevölkerung die Akzeptanz für Ent-
scheidungsprozesse und insgesamt 
die Qualität der Vorhaben verbes-
sert werden kann. Beispielsweise 
könnte eine Bürgerbeteiligung zur 
Standortentscheidung einer neuen 
Schule dadurch unterstützt werden, 
dass den Bürger:innen Daten zu 
Umzügen junger Familien bereitge-
stellt werden, die sie mit der hin&-
weg-Software eigenständig analy-
sieren und visualisieren könnten.

Die finale Release-Version der Soft-
ware steht ab Frühling 2022 allen 
Interessenten über die Projekt-Web-
seite zur Verfügung. Die jetzige 
Softwareentwicklung läuft, dank 

Finanzierung durch die Leibniz-Ge-
meinschaft, bis Mai 2022. Bis dahin 
werden Benutzeroberfläche und 
Funktionen weiter optimiert, die 
Anleitungsmaterialien ergänzt und 
der Nutzerkreis um weitere Kom-
munen, aber auch um Akteure aus 
der Zivilgesellschaft und der Wis-
senschaft erweitert. Auch über 2022 
hinaus wird das Leibniz-Institut für 
Länderkunde hin&weg pflegen und 
zur Nutzung anbieten. 

Die Autoren:  
Aura Moldovan und Dr. Tim 
Leibert vom Leibniz-Institut für 
Länderkunde, Forschungsgruppe 
„Mobilitäten und Migration“ sowie 
Prof. Dr. Francis Harvey, Leiter 
der Forschungsgruppe „Daten und 
Praktiken“ am Leibniz-Institut für 
Länderkunde

WANDERUNGSBEWEGUNG

KONTAKT FÜR INTERESSIERTE KOMMUNEN 
Interessierte Kommunen können sich gerne mit Fragen an das Projektteam wenden: Rüdiger Knipp, knipp@difu.de, 

+49 30 39001-242 oder Aura Moldovan, A_Moldovan@leibniz-ifl.de, 
+49 341/60055103.  hin-und-weg.online

Abbildung 2 – In hin&weg verfügbare 
Diagrammtypen 

http:// Tilman Wilhelm, Bereichsleiter Kommunikation und Wissensmanagement bei der NOW GmbH
mailto:knipp%40difu.de?subject=Stadt%20und%20Gemeinde%20digital%2004/21
mailto:A_Moldovan%40leibniz-ifl.de?subject=Stadt%20und%20Gemeinde%20digital%2004/21
http://hin-und-weg.online/
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LOGISTIKIMMOBILIEN

NEUE CHANCEN DURCH 
NACHHALTIGKEIT 

	 LOGISTIKIMMOBILIEN SCHAFFEN 
MEHRWERTE FÜR KOMMUNEN

Die Bedeutung einer funk-
tionierenden Logistik für 
Wirtschaft und Gesellschaft 

nimmt zu. Dabei spielen insbeson-
dere Logistikimmobilien in Form 
von Lager-, Umschlags- und Distri-
butionszentren eine herausragen-
de Rolle. Für Kommunen liegen in 
einer Neubewertung von Logistik-
ansiedlungen wirtschaftliche Chan-
cen, dies gilt insbesondere für den 
urbanen Raum. Durch nachhaltige 
Projektentwicklungen in den Di-
mensionen Ökologie und Soziales 
können Mehrwerte für Gemeinden 
und Bevölkerung geschaffen wer-

den, die über neue Beschäftigungs-
verhältnisse und die Generierung 
von Gemeindesteuern hinausgehen. 

Während der Corona-Pandemie 
hat der Wirtschaftsbereich Logistik 
in Politik und Bevölkerung ein Be-
wusstsein für seine systemrelevante 
Versorgungsfunktion geschaffen. 
Trotz zum Teil geschlossener Län-
dergrenzen und Hamsterkäufen in 
den Supermärkten, die zu spürba-
ren Engpässen führten, konnten die 
Waren- und Lieferketten in den al-
lermeisten Fällen aufrecht erhalten 
werden. 

BEDEUTUNG DER 
LOGISTIK NIMMT ZU

Die hohe Bedeutung von Logistik 
für eine funktionierende Volkswirt-
schaft ist aber nicht auf Krisenzeiten 
begrenzt, sondern wird auch ohne 
diese Sondersituationen in Zukunft 
weiter zunehmen. Grund dafür ist 
das veränderte Kauf- und Bestell-
verhalten moderner Konsument:in-
nen. Für viele ist der bequeme Ein-
kauf im Internet immer wichtiger 
geworden; während der Virus-Krise 
konnten neue, zunehmend ältere, 
Zielgruppen gewonnen werden. So 

Von Dennis Kalde
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betrugen die Gesamterlöse im deut-
schen E-Commerce-Markt laut dem 
Bundesverband E-Commerce und 
Versandhandel Deutschland e. V. 
(bevh) rund 83 Milliarden Euro – 
ein Wachstum von 23 Prozent ge-
genüber 2019. Im ersten Halbjahr 
2021 konnte das Wachstum mit ei-
nem Plus von 23,2 Prozent im Ver-
gleich zum Vorjahreszeitraum dann 
noch einmal gesteigert werden.

Der Boom des Onlinehandels geht 
zum einen einher mit einem stei-
genden Bedarf an logistischen Ser-
vices. Laut Bundesverband Paket 
und Expresslogistik e. V. (BIEK) 
nahm das Sendungsvolumen allein 
im Jahr 2020 um rund 400 Millio-
nen KEP-Sendungen (Kurier, Ex-
press, Paket) auf insgesamt vier 
Milliarden Sendungen zu. Gleich-
zeitig stieg der Bedarf an Logis-
tikflächen, auf denen die Waren 
und Sendungen gelagert, bear-
beitet und umgeschlagen werden. 
Für die kommenden Jahre rechnet 
der Immobiliendienstleister CBRE 
vor, dass der Internethandel in 
Deutschland bei ähnlich prognos-
tiziertem Wachstum bis 2025 über 
vier Millionen Quadratmeter wei-
tere Logistikfläche benötigt. Diese 
Flächen zur Verfügung zu stellen, 
wird aber immer mehr zu einer He-
rausforderung für die Logistik- und 
Logistikimmobilienbranche.

DIFFERENZIERTE 
AUSEINANDERSETZUNG 
KANN SICH LOHNEN

Denn trotz ihrer wichtigen Rolle 
für die Aufrechterhaltung der Wa-
ren- und Lieferketten stoßen Lo-
gistik-Ansiedlungsvorhaben bei 
Gemeinden und der Bevölkerung 
weiterhin vielfach auf Vorbehal-
te. Die Skepsis nährt sich aus einer 

Vielzahl an Vorurteilen, die oftmals 
einer tatsachenbasierten Ausein-
andersetzung nicht Stand halten. 
Grund dafür ist, dass Ansiedlungs-
effekte für einen Standort aufgrund 
der Vielzahl an unterschiedlichen 
Einflußfaktoren, verschiedener Ge-
bäudetypen bei Logistikimmobili-
en und ihren jeweiligen Funktionen 
innerhalb eines logistischen Netz-
werks nicht pauschal definiert wer-
den können. 

Gleichzeitig sind die Potenziale der 
Logistikimmobilien-Entwicklung 
zur Setzung neuer städtebaulicher 
Akzente sowie in den Bereichen der 
sozialen und ökologischen Nach-
haltigkeit enorm. Denn mit ihnen 
können kommunale Mehrwerte ge-
schaffen werden, die über neue Be-
schäftigungsverhältnisse sowie die 
Generierung von Gemeindesteuern 
hinausgehen. Wie dieses möglich 
ist, belegen exemplarisch sowohl 
die Preisträger des Deutschen Lo-
gistikimmobilen-Preises (Logix 
Award) 2021 als auch die aktuellen 
Forschungs- und Publikationsar-
beiten der Initiative Logistikimmo-
bilien (Logix). 

NEUE MASSSTÄBE FÜR 
NACHHALTIGKEIT 

So zeigt sich im Rahmen des Logix 
Award 2021, der durch eine unab-
hängige Experten-Jury bestehend 
aus Branchenvertreter:innen ver-
liehen wird, dass die Maßstäbe er-
folgreicher Projektentwicklungen 
im Logistik-Bereich immer kom-
plexer und anspruchsvoller gewor-
den sind. Alle Finalisten zeichneten 
sich besonders durch den Schutz 
von Mitarbeitenden als auch der 
Umwelt aus. Zum Gewinner-Pro-
jekt wurde mit dem Prologis Dis-
tributionszentrum eine erstmals 
nach dem Well-Building-Standard 
zertifizierte Logistikimmobilie in 
Deutschland gekürt, die in beson-
derer Weise auf die Gesundheit und 
das Wohlbefinden der in den Hallen 
arbeitenden Menschen fokussiert 
ist. Dies beinhaltete unter anderem 
die Überwachung der Luftqualität 
und Messung des Klimas, Schall-
pegelreduktion, Begrünung des In-
nenbereichs, die Realisierung einer 
„Living Zone“ zwischen Mezzanine 
und Regalbereich sowie anspre-
chende Außenbereiche. 

LOGISTIKIMMOBILIEN

Foto: ©
 AdobeStock_industrieblick 

https://www.logix-award.de/logix-award-prologis-zum-zweiten-mal-in-folge-ausgezeichnet/
https://www.logix-award.de/logix-award-prologis-zum-zweiten-mal-in-folge-ausgezeichnet/
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Auch beim Klimaschutz zeigt der 
Logistikimmobilien-Sektor eine 
positive Entwicklung und nimmt 
damit innerhalb der Immobilien-
brache eine Vorreiterrolle ein. So 
wurde schon beim Logix Award 
2019 das Projekt als beste Logis-
tikentwicklung der vergangenen 
zwei Jahre gekührt, das erstmals 
den Nachweis erbracht hat, klima- 
bzw. CO2-neutral betrieben werden 
zu können. Unabhängig hiervon 
konnte durch die fünfte Logix Pu-
blikation „Klimabilanz – Impulse 
für die Logistikimmobilien-Wirt-
schaft“ aufzeigt werden, dass heu-
te schon eine treibhausgasneutrale 
Logistikimmobilie unter baulichen, 
technischen als auch wirtschaftli-
chen Aspekten problemlos errichtet 
und betrieben werden kann. 

„Durch die nationalen wie interna-
tionalen Vorgaben und Richtlinien 
zur Realisierung einer klimaneutra-
len Volkswirtschaft ist jeder Wirt-
schaftsbereich dazu aufgefordert, 
Lösungen zu entwickeln, um das Kli-
ma zu schonen. Diese Botschaft ist 
auch im Logistikimmobilien-Sektor 
angekommen und wird zunehmend 
in die Praxis umgesetzt. Hierbei sind 
nachhaltige Logistikimmobilien ins-
besondere für die Kommunen eine 
sehr gute Chance, unter anderem 
durch das Erreichen der Sustainable 
Development Goals, den Nachhal-
tigkeitszielen der Vereinten Natio-
nen, ihren gesellschaftlichen Beitrag 
zu leisten“, sagt Dr. Malte-Maria 
Münchow, Sprecher der Logix Initi-
ative sowie Leiter An- und Verkauf 
Spezialimmobilien, Deka Immobi-
lien Investment GmbH. 

GESTALTUNG ZUKUNFTS- 
FÄHIGER INNENSTÄDTE 

Über das Potenzial zur Erreichung 

der Klimaneutralität hinaus eröff-
nen Logistikimmobilien für Kom-
munen Chancen zur Bewältigung 
einer weiteren Herausforderung: 
der zukunftsfähigen Gestaltung der 
Ballungs- und Stadtzentren. Denn 
vor dem Hintergrund einbrechen-
der Umsätze im Stationärhandel 
durch den wachsenden E-Com-
merce sowie den hiermit einherge-
henden verkehrlichen Belastungen 
nimmt der Handlungsdruck der 
Gemeinden deutlich zu. 

In der neuen und insgesamt sechs-
ten Logix Publikation „Logistik auf 
der letzten Meile – Reallabor Stadt“ 
setzten sich die Autor:innen mit 
dem Thema Zukunft der Innen-
städte und City-Logistik auseinan-
der und untersuchten die proaktive 
Rolle von Logistik und Logistikim-
mobilien bei einer modernen Kon-
zeption von Städten und Ballungs-
zentren. Im Fokus der Analyse 
stehen innovative städtebauliche 
Ansätze für autoarme sowie ökolo-
gisch und sozial nachhaltige Stadt-
zentren. Die Arbeit wurde im Okto-
ber 2021 veröffentlicht.  

„Die Frage nach der Zukunft der 
Städte spielt für Kommunen, Wirt-
schaft und Bevölkerung eine wich-
tige Rolle. Hierbei kann die Logis-
tik eine Schlüsselrolle spielen. Die 
aktuelle Logix-Publikation liefert 
neben einer umfassenden Analyse 
des Status quo auch und vor allem 
zukunftsgerichtete Lösungsansätze 
und damit einen wichtigen Beitrag 
zum Dialog aller Beteiligten“,  sagt 
Dr. Malte-Maria Münchow. 

Bereits vergangene Publikations- 
und Forschungsarbeiten der Logix 
Initiative haben sich mit Themen 
von hoher gesellschaftlicher Rele-
vanz und Aktualität auseinanderge-

setzt. So war die Initiative unter an-
derem Partner der vom Deutschen 
Städte- und Gemeindebund (DSt-
GB) Anfang 2021 herausgegebenen 
Studie „Logistik in der Kommune“.  
Als zwei wesentliche Kernergeb-
nisse der unter Kommunen in ganz 
Deutschland durchgeführten Um-
frage war, dass sich die kommunale 
Sicht auf Logistikansiedlungen in 
den vergangenen Jahren deutlich 
verbessert hat und die Logistik-
branche für die deutsche Volkswirt-
schaft als systemrelevant angesehen 
wird. 

FAZIT + AUSBLICK 

Die Aktivitäten der Logix Initiati-
ve in Form der Publikations- und 
Forschungsarbeit sowie der Ver-
gabe des Logix Award zeigen das 
Potenzial von Logistik und Logis-
tikimmobilien zur Lösung einiger 
der drängendsten Themen und 
Herausforderungen für Kommu-
nen auf, darunter die Bewältigung 
des Innenstadt-Wandels oder der 
Beitrag zur Erreichung einer klima-
neutralen Volkswirtschaft. Sie zei-
gen, dass Logistikimmobilien über 
wirtschaftliche Chancen hinaus 
Mehrwerte für Kommunen schaf-
fen können. Für eine differenzierte 
Auseinandersetzung mit Ansied-
lungseffekten braucht es eine tatsa-
chenbasierte Diskussion. 

Der Autor:  
Dennis Kalde, teamtosse 
agentur für kommunikation

Alle Logix Publikationen stehen zum 
kostenlosen Download unter 

www.logix-award.de/forschung zur Verfügung. ⇒

https://www.logix-award.de/download/
https://www.logix-award.de/download/
http:// Tilman Wilhelm, Bereichsleiter Kommunikation und Wissensmanagement bei der NOW GmbH
https://www.logix-award.de/download/
http://www.logix-award.de/forschung
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ÜBER DEN TELLERRAND GESCHAUT  
DEUTSCHE KOMMUNEN 

WELTWEIT AKTIV

Globale Entwicklungen sind 
in Deutschland, und so auch 
vor Ort in den Städten und 

Gemeinden, zunehmend stärker zu 
spüren. Der in der Folge internati-
onal ausgelösten lokalen Vulner-
abilität ist dabei jedoch nicht mit 
weltfremder Abschottung, sondern 
mit einer stärkeren grenzübergrei-
fenden Vernetzung und einem aus-
geprägteren „Voneinander-Lernen“ 
zu begegnen. 

Wie uns die Corona-Pandemie ein-
drücklich vor Augen geführt hat, 
machen die Herausforderungen des 
21. Jahrhunderts nicht vor Grenzen 
halt – und müssen dementspre-
chend, wie Klimawandel und Migra-
tionsbewegungen zeigen, auch glo-
bal bewältigt werden. Dies schließt 
das Aktivwerden von Akteuren vor 
Ort jedoch keinesfalls aus. Viel-
mehr ist es im Gegenteil Vorausset-

zung, um tragende, zukunftsfähige 
Lösungen zu erreichen. Deutsche 
Kommunen schreiten hier nach 
dem Motto „Lokal handeln – Global 
wirken“ voran. 

Der internationalen Vernetzung 
und dem Wissensaustausch kom-
men immer mehr Bedeutung zu. 
In erster Linie tauschen sich die 
Kommunen auf der Ebene der Eu-
ropäischen Union über den Rat der 
Gemeinden und Regionen Euro-
pas (RGRE/CEMR) sowie den Eu-
ropäischen Ausschuss der Regio-
nen (AdR) als offizielles EU-Organ 
aus. Auf gesamteuropäischer Ebe-
ne – nicht-EU-Staaten inbegriffen 
– gibt es zudem den Kongress der 
Gemeinden und Regionen des 
Europarats (KGRE) sowie auf glo-
baler Ebene den Weltdachverband 
der kommunalen Spitzenverbän-
de „United Cities and Local Go-

vernment“ (UCLG). Auch in den 
verschiedenen Unterorganisatio-
nen der Vereinten Nationen findet 
zunehmend ein kommunaler Aus-
tausch statt. Besonders hervorzu-
heben sind zudem die über 6500 
Städte- und Projektpartner-
schaften deutscher Kommunen.

Darüber hinaus gibt es aber auch 
eine Vielzahl an themenspezifi-
schen internationalen Zusammen-
schlüssen von Kommunen. Charak-
teristisch für solche transnationalen 
Netzwerke sind das parteiübergrei-
fende und über Landesgrenzen hi-
nausgehende Suchen nach sowie 
der Austausch zu neuen Ideen und 
Lösungen für die verschiedenen 
Herausforderungen unserer Zeit. 
Eine hohe Fluktuation der Mit-
glieder ist ebenfalls typisch und ist 
auch abhängig von der aktuellen 
politischen Bedeutung des Anlie-
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Von Jacqueline Spiedt, Judith Steinmetz, Florian Schilling

https://www.rgre.de
https://www.ccre.org/
https://cor.europa.eu/de 
https://www.rgre.de/interessenvertretung/kongress
https://www.uclg.org/
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gens. Folgerichtig standen zuletzt 
vermehrt kommunale Netzwerke 
zu Migration und Integration im 
Fokus deutscher Kommunen. Dies 
gilt schon länger für die mittler-
weile auch im politischen Tages-
geschäft eine prägende Rolle ein-
nehmenden Themen Klimaschutz 
und Nachhaltigkeit. Eine Auswahl 
solcher wie weiterer themenspe-
zifischer Zusammenschlüsse von 
Kommunen soll im Folgenden vor-
gestellt werden:

KLIMASCHUTZ + 
NACHHALTIGKEIT 

Besonders ins Auge sticht hier 
das seit 1990 bestehende „Kli-
ma-Bündnis“, das lokale Maßnah-
men für den globalen Klimaschutz 
ergreift. Diesem Bündnis haben 
sich über 1800 Städte, Gemeinden 
und Landkreise sowie Bundes-

länder und Provinzen, NGOs und 
andere Organisationen in ganz Eu-
ropa angeschlossen. Zusätzlich zur 
Verpflichtung für Klimagerechtig-
keit in Partnerschaft mit indigenen 
Völkern muss jede Kommune mit 
dem Beitritt zum Klima-Bündnis 
einen Beschluss im kommunalen 
Parlament verabschieden, der eine 
Selbstverpflichtung zur Reduktion 
der CO2-Emissionen um zehn Pro-
zent alle fünf Jahre enthält.

Zudem gibt es verschiedene Initia-
tiven der Europäischen Kommissi-
on, wobei besonders der „Konvent 
der Bürgermeister“ hervorgeho-
ben sei, die weltweit größte Bewe-
gung für Klima- und Energiemaß-
nahmen. Die Unterzeichner der 
Deklaration verpflichten sich dabei 
zur Umsetzung des EU-Ziels zur 
Reduzierung der Treibhausgase-
missionen um 40 Prozent bis 2030 

sowie zur Anwendung eines ge-
meinsamen Handlungsansatzes für 
Klimaschutz und Klimaanpassung. 
Dazu müssen sie einen entspre-
chenden Aktionsplan vorlegen, was 
mittlerweile mehr als 7000 Kom-
munal- und Regionalverwaltungen 
in 57 Ländern gelungen ist.

Weiter sei auf die Netzwerke „Ci-
ties for Mobility“, einem globa-
len Netzwerk aus Städten, Firmen, 
Forschungsinstituten und Orga-
nisationen, sowie „ICLEI – Local 
Governments for Sustainabili-
ty“ hingewiesen. Letzteres vereint 
mehr als 2500 kommunale und re-
gionale Gebietskörperschaften in 
über 125 Ländern hinter dem Ziel 
einer nachhaltigen Entwicklung. 

FRIEDEN

Ein weiteres Beispiel für interna-

https://www.klimabuendnis.org/home.html
https://www.klimabuendnis.org/home.html
https://www.konventderbuergermeister.eu/
https://www.konventderbuergermeister.eu/
https://www.cities-for-mobility.net/
https://www.cities-for-mobility.net/
https://iclei-europe.org/
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tionale Zusammenarbeit bietet die 
1982 ins Leben gerufene Organisa-
tion „Mayors for Peace“, die vom 
damaligen Bürgermeister Takeshi 
Araki der japanischen Stadt Hiros-
hima als Antwort auf den Atom-
bomben-Angriff vom 6. August 1945 
initiiert wurde. Folgende Ziele sind 
für die Organisation essentiell: die 
Realisierung einer Welt ohne Nuk-
learwaffen sowie sichere und resili-
ente Städte und die Unterstützung 
einer Friedenskultur. Die Organi-
sation umfasst eine Gesamtzahl 
von über 8000 Mitgliedsstädten aus 
165 Ländern und Regionen. Auch 
Deutschlands Bürgermeister und 
Bürgermeisterinnen aus insgesamt 
721 Städten und Gemeinden un-
terstützen das Bündnis beim Errei-
chen seiner Ziele.

In eine ähnliche Richtung zielt der 
von ICAN Deutschland, dem Verein 
„Büchel ist überall! atomwaffen-
frei. jetzt“ und dem Ärzteverbund  
IPPNW initiierte Städteappell. Mit 
dem Anschluss daran unterstützen 
bisher über 100 deutsche und viele 
andere Kommunen weltweit den 

Vertrag zum Verbot von Atomwaf-
fen der Vereinten Nationen.

MIGRATION + INTEGRATION

Des Weiteren beschäftigen sich 
viele Kommunen intensiv mit den 
Themen Asyl, Migration und Integ-
ration. So bekunden beispielsweise 
durch die „Internationale Allianz 
der sicheren Häfen“ Kommunen 
in ganz Europa ihre Bereitschaft, 
freiwillig mehr geflüchtete Men-
schen aufzunehmen, als ihnen von 
den Behörden zugewiesen werden. 
Mit der Aufnahme Geflüchteter 
geht unerlässlich auch der Bedarf 
intensiver Integrationsarbeit einher. 
Es sind die Städte und Gemeinden, 
in denen Menschen in alltägliche 
Lebensbezüge eingebunden sind 
und das Miteinander gestalten. Das 
Europäische Städtenetz für loka-
le Integrationsmaßnahmen für 
Migranten (CLIP) bringt in die-
sem Zusammenhang 30 große und 
mittelgroße Städte Europas zusam-
men, um die soziale und wirtschaft-
liche Integration von Migranten zu 
unterstützen.  

RASSISMUS

Rassismus ist ein weltweites Prob-
lem. In Folge einer internationalen 
Initiative der UNESCO aus dem 
Jahr 2004 ist die „European Coa-
lition of Cities against Racism“ 
(ECCAR) entstanden. Das Bündnis 
europäischer Städte, das gegründet 
wurde, um sich aktiv gegen Rassis-
mus auf kommunaler Ebene ein-
zusetzen, besteht mittlerweile aus 
140 Städten und Gemeinden aus 
verschiedenen europäischen Län-
dern, darunter 45 deutschen. Mit 
der Beteiligung an dem Netzwerk 
bekennen sich die Kommunen auch 
zu einem 10-Punkte-Aktionsplan, 
der dabei vom Umgang mit kon-
kreten rassistischen Vorfällen bis 
zum Aufbrechen diskriminierender 
Strukturen, etwa bei Arbeit, Woh-
nungssuche und Bildung, reicht.

SICHERHEIT

Auch im Bereich der Sicherheit 
lohnt freilich der transnationale 
Austausch. In dem „European Fo-

VERNETZUNG INTERNATIONAL
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http://www.mayorsforpeace.org/english/index.html
https://www.icanw.de/ican-staedteappell/
https://fromseatocity.eu/
https://fromseatocity.eu/
https://www.eurofound.europa.eu/clip-european-network-of-cities-for-local-integration-policies-for-migrants
https://www.eccar.info/welcome-eccar
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rum for Urban Security” (Efus) 
haben sich fast 250 Städte und Re-
gionen aus 15 Ländern, darunter 15 
deutsche, zusammengeschlossen, 
um Diskussionen, Zusammenar-
beit und Unterstützung zwischen 
lokalen und regionalen Behörden 
im Bereich der Kriminalprävention 
und der städtischen Sicherheit zu 
fördern.

JUGEND + BILDUNG

Die Globalisierung bringt die Na-
tionen zusammen und damit auch 

die Kommunen. Internationale 
Vernetzungen geraten vermehrt in 
den Vordergrund und spielen eine 
immer wichtigere Rolle auf vielen 
Gebieten des Lebens. Ein nationaler 
Alleingang bringt die Gesellschaft 
dabei wenig voran. Die Welt von 
morgen wird geprägt durch die Ju-
gend von heute. In dem Zusammen-
hang scheint es nur logisch, bei der 
internationalen Vernetzung genau 
da anzusetzen. Dies hat die Verei-
nigung „Xarxa FP – European VET 
Mobility Network“ aufgegriffen. Es 
handelt sich bei der „Xarxa FP“ um 

eine gemeinnützige Vereinigung 
europäischer Städte, die sich zum 
Ziel gesetzt hat, die Qualität der 
Berufsbildung in ganz Europa zu 
verbessern, indem sie gemeinsame 
Mobilitätsstrategien und -projekte 
zwischen Städten entwickelt, die 
sich an Berufsschüler und Fachkräf-
te richten. Neben Berlin und Mün-
chen hat auch die Stadt Westerburg 
mit nur knapp 5700 Einwohnern die 
Initiative ergriffen und sich der Ver-
einigung angeschlossen. 

"GEMEINSAME ERKLÄRUNG 
GEGEN SEXISMUS“ UNTERZEICHNET 

Am 26. Oktober unterzeichnete Christine Lambrecht, 
Bundesfrauen- und -justizministerin gemeinsam mit ei-
nem breiten Bündnis aus Vertretern kommunaler Spit-
zenverbände, Arbeitgebern, Wirtschaft und der Kultur-
branche stellvertretend für viele weitere Organisationen 
und Branchen eine „Gemeinsame Erklärung gegen 
Sexismus und sexuelle Belästigung“. Die Erklärung ist 
das Ergebnis des Projektes „Dialogforen gegen Sexis-
mus“, eine Zusammenarbeit des Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ), der 
Initiative „Stärker als Gewalt“ sowie der EAF Berlin. Der 
Deutsche Städte- und Gemeindebund hat sich an den 
Dialogforen ebenso wie an der Entwicklung einer “Ge-
meinsam gegen Sexismus” aktiv beteiligt. Auch gehört 
der DStGB zu den Erstunterzeichnern der Gemeinsa-
men Erklärung gegen Sexismus. 

Mit der Gemeinsamen Erklärung bekennt sich das brei-
te Bündnis dazu, die Bekämpfung von Sexismus als 
Aufgabe aller gesellschaftlichen Kräfte anzuerkennen 
und Sexismus sowie sexualisierte Gewalt in all ihren Er-
scheinungsformen zu verhindern und zu beenden. Die 
gemeinsame Erklärung ist ein Baustein hin zu einem 
starken politischen, gesellschaftlichen und wirtschaftli-
chen Bündnis gegen Sexismus und sexuelle Belästigung. 

In einer Pressemittelung des BMFSFJ betonte die Bun-
desfrauenministerin Christine Lambrecht die Brisanz 
des Themas sowie die Dringlichkeit, gesamtgesell-
schaftlich gegen Sexismus vorzugehen: „Sexismus und 
sexuelle Belästigung haben in einer offenen, gleich-
berechtigten Gesellschaft keinen Platz. Es geht um 
ein Massenphänomen, von dem Frauen und Männer 
betroffen sind und das in Unternehmen und Organi-
sationen zu Reputationsverlust und wirtschaftlichen 
Schäden führen kann. Zur wirksamen Bekämpfung von 
Sexismus und sexueller Belästigung brauchen wir breite 
gesellschaftliche Bündnisse.“

Die Gemeinsame Erklärung gegen Sexismus und sexu-
elle Belästigung kann hier abgerufen werden.
Wer sich dem Bündnis anschließen möchte, kann die 
„Gemeinsame Erklärung gegen Sexismus und sexuelle 
Belästigung“ unterzeichnen unter: 
www.dialogforen-ge-
gen-sexismus.de/gemein-
same-erklrung
Die Handreichung 
„Gemeinsam gegen 
Sexismus“ ist zu finden 
unter: 
www.dialogforen-ge-
gen-sexismus.de/hand-
reichung-1 M
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Sexismus und sexuelle Belästigung begegnen vielen Menschen im Alltag in ganz  
unterschiedlicher Weise und überall – im öffentlichen Raum, in den Medien, auf der  
Theaterbühne, in der Werbung, am Arbeitsplatz, in Bus und Bahn oder in der Politik.  
Sexismus gerade gegenüber Frauen ist in unserer Gesellschaft viel weiter verbreitet,  
als wir es auf den ersten Blick sehen. 
Sexismus zeigt sich beispielsweise in Form von Grenzverletzungen, Herabwürdigungen 
und Machtmissbrauch aufgrund des Geschlechts. Er gründet auf stereotypen Geschlech-
terrollen und verfestigt sie. Sexismus tritt in vielen, oft alltäglichen Varianten auf.  
Das Spektrum reicht von rückwärtsgewandten Rollenzuschreibungen und scheinbar 
spaßhaften Bemerkungen bis zu offener Herabsetzung. Er darf weder auf individueller 
Ebene stattfinden, zum Beispiel zwischen Kolleginnen und Kollegen, noch in den  
gesellschaftlichen Strukturen, in denen wir leben, verankert sein.  
Sexismus hat Folgen: Er kann zu ungleicher Chancenverteilung und zu sexueller Beläs-
tigung bis hin zu Gewalt führen. Der Übergang von Sexismus zu sexueller Belästigung ist 
fließend – und ist damit auch ein Nährboden für Gewalt. 
Gemeinsam wollen wir Sexismus und sexuelle Belästigung erkennen, hinsehen und  
zeigen, wie wir hier wirksam entgegentreten können. 
Wir wollen einen öffentlichen Raum, in dem sich alle sicher fühlen können – unabhängig 
vom Geschlecht und der Uhrzeit. 
Sexismus und sexuelle Belästigung können zu Krankheit, Fehlzeiten und schlechtem  
Klima am Arbeitsplatz führen. Das bewusste Eintreten des Arbeitgebers gegen Sexismus 
ist daher nicht nur eine Frage des Anstands, sondern auch der wirtschaftlichen Vernunft 
und geht uns alle an. 

Wir wollen, dass sich Frauen und Männer an ihren Arbeitsplätzen sicher fühlen und  
gleiche Chancen haben. 

Dafür ist es wichtig, dass Führungskräfte in Unternehmen und Organisationen sich zu 
ihrer Verantwortung bekennen, ihre Mitarbeitenden vor Sexismus und sexueller Belästi-
gung zu schützen – egal ob an der Kasse, im Büro oder in der Fabrik. Das sorgt nicht nur 
für ein gutes Miteinander, sondern stärkt Unternehmen und Organisationen insgesamt. 

GEMEINSAME ERKLÄRUNG 
„GEMEINSAM GEGEN SEXISMUS  UND SEXUELLE BELÄSTIGUNG!“ 

https://efus.eu/
http://xarxafp.org/
https://static1.squarespace.com/static/5e9ef127d5d10312c6aa9335/t/61792bbc079cab5a679c50dd/1635331004808/GemeinsameErklaerung-GemeinsamGgSexismus_Webseite_2Seiten.pdf
https://www.dialogforen-gegen-sexismus.de/gemeinsame-erklaerung-gegen-sexismus
https://www.dialogforen-gegen-sexismus.de/gemeinsame-erklaerung-gegen-sexismus
https://www.dialogforen-gegen-sexismus.de/gemeinsame-erklaerung-gegen-sexismus
https://www.dialogforen-gegen-sexismus.de/handreichung-1
https://www.dialogforen-gegen-sexismus.de/handreichung-1
https://www.dialogforen-gegen-sexismus.de/handreichung-1
https://static1.squarespace.com/static/5e9ef127d5d10312c6aa9335/t/61792bbc079cab5a679c50dd/1635331004808/GemeinsameErklaerung-GemeinsamGgSexismus_Webseite_2Seiten.pdf
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FLUTKATASTROPHEN

FLUTKATASTROPHE: FOLGEN FÜR 
HOCHWASSER- UND KATASTROPHENSCHUTZ 

EIN PERSÖNLICHER ERFAHRUNGSBERICHT 
AM BEISPIEL DES AHRTALS

Von unserem Haus im Bonner 
Süden ist das Ahrtal, das in 
der Nacht vom 14. zum 15. Juli 

2021 eine verheerende Naturkatast-
rophe traf, nur einen Katzensprung 
weit entfernt. Als meine Frau und ich 
die Meldungen von den vielen Toten 
und vom Ausmaß der Zerstörungen 
durch die Flut in den Medien hörten 
und sahen, waren wir, wie alle ande-
ren auch, entsetzt. Wir packten Stie-
fel, Handschuhe, Schaufeln, Besen, 
Eimer, Bürsten, Kehrbleche sowie 
viele Wasserflaschen und auch Es-
sen in den Kofferraum unseres Autos 
und fuhren Richtung Ahrweiler, um 
zu helfen. Die Hinfahrt für die gut 
20 Kilometer dauerte weit über zwei 
Stunden. 

EINE GROSSE SPUR 
DER VERWÜSTUNG  

In Ahrweiler angelangt, sahen wir 
mit Schrecken die Folgen, die die 
Flut angerichtet hatte. Häuser wa-
ren zum Teil weggerissen worden. 
Auch die Geschäfte sowie die Res-
taurants und Cafés in der ehemals 
pittoresken Fußgängerzone von 
Ahrweiler rund um den Markt-
platz waren von der Flut verwüstet 
worden. In der Stadt war eine gro-
ße Spur der Zerstörung und Ver-
schlammung zu sehen und auch 
zu riechen. Trümmerhalden, auf 
die die durch die Flut unbrauchbar 
gewordenen Möbel, Kühlschränke 

und das übrige Inventar aus den 
Häusern von Bewohnern und Hel-
fern herausgetragen und gekippt 
wurden, wuchsen immer mehr an. 
Sie türmten sich auf den Bürger-
steigen und Straßen zu stets größer 
werdenden Schuttbergen auf. 

Direkt vor der Altstadtmauer sta-
pelten sich auf einem ehemaligen 
Parkplatz verschlammte und fah-
runtüchtig gewordene Autos wild 
über- und untereinander. Die Stra-
ßen der Stadt waren teilweise noch 
mehrere hunderte Meter abseits des 
Verlaufs der Ahr von der unbändi-
gen Kraft der Flut komplett aufge-
spült und weggerissen worden. 

Von Norbert Portz
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KEIN NORMALES 
WEITERLEBEN MÖGLICH

Trotz des schieren Glückes, über-
lebt zu haben, war bei den von der 
Flut betroffenen Menschen an ein 
normales Weiterleben nicht zu 
denken: Weder Wasser noch Strom 
waren vorhanden. Damit konnten 
weder der Kühlschrank noch die 
Toilette oder die Dusche genutzt 
werden. Auch galt: Kein Radio, kein 
Fernsehen, kein Internet und keine 
Handynutzung. Da die Flut zudem 
nicht nur viele Autos, sondern allein 
im Ahrtal über 40 Brücken zerstört 
hatte, waren Fahrten zu den Ge-

schäften außerhalb der Flutgebiete, 
etwa zum Einkauf von Lebensmit-
teln, kaum mehr möglich. 

Der schmerzliche Verlust auch von 
allem persönlichen Hab und Gut 
sitzt tief. Hinzu kam zumindest bei 
weiterem Nachdenken noch die Er-
kenntnis bei den Eigentümern der 
von der Flut heimgesuchten Häu-
sern und Wohnungen, dass ihre 
Immobilien nach der Katastrophe 
einen großen Wertverlust erlitten 
hatten und dies einen etwaigen Ver-
kauf negativ beeinflusst. Denn wer 
wollte schon in einem Gebiet leben, 
das auch künftig vom Hochwasser 
bedroht ist. Jedoch war diese Sorge 

unmittelbar nach der Katastrophe 
nachrangig, weil ganz andere Nöte 
vorherrschten.     

Es war jedenfalls ersichtlich, dass 
dringende und lange andauernde 
Hilfe und Unterstützung überall 
in den von der Flut heimgesuchten 
Häusern erforderlich war. Nach-
dem wir gemeinsam mit vielen 
anderen Helfern aus einem Haus 
den gröbsten Schlamm mit Ei-
merketten herausgebracht und 
am Straßenrand oder auf einem 
freien Platz entsorgt hatten, ging 
es zum nächsten Haus. Überall 
das gleiche Bild und das gleiche 
Vorgehen: Den Schlamm sowie die 
Möbel und alles übrige unbrauch-
bar gewordene Inventar aus den 
Häusern und Wohnungen heraus-
schaffen und auf die immer größer 
werdenden Trümmerhalden kip-
pen und zwischenlagern. 

Aus den verschlammten Häusern 
haben wir nicht nur klebende Tep-
piche rausreißen müssen. Auch 
die Tapeten und aufgeschwemm-
ten Fliesen in den Küchen und 
Bädern mussten abgekratzt oder 
aufgestemmt und weggeschafft 
werden. Die Entkernung der Häu-
ser und Wohnungen erfolgte je-
denfalls sehr umfassend. 

BEEINDRUCKENDE 
SOLIDARITÄT ALS ZEICHEN 
DER HOFFNUNG 

So war schon in den ersten Tagen 
nach der Flut viel Dank und Hoff-
nung zu spüren. Beides rührte 
maßgeblich aus der riesigen Soli-
darität untereinander. Besonders 
zu Beginn fand die Hilfe primär 
durch Private statt. Denn staat-
liche Institutionen mussten sich 
erst organisieren und auch struk-
turieren. So stammte die große 
zwischenmenschliche Hilfe vor-
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rangig auch von den unzähligen 
und meist jungen Freiwilligen aus 
ganz Deutschland. Diese kamen 
zum Teil aus ihren Semesterferien, 
hatten sich spontan Urlaub genom-
men oder waren von den Arbeit-
gebern von ihrer Arbeit freigestellt 
worden, alle mit dem Wunsch zu 
helfen. 

Eine große Unterstützung zeitlich 
unmittelbar nach der Flutnacht fand 
auch durch die spontane Hilfe örtli-
cher Landwirte und Gärtnereibe-
triebe statt. Ohne deren eingesetz-
ten Gerätschaften hätten etwa die 
Straßen nicht so schnell gesäubert 
werden können. Auch der durch 
die Flut verursachte Sperrmüll, der 
sich allein im Kreis Ahrweiler auf 
240.000 Tonnen anhäufte, hätte 
ohne die private Unterstützung der 
Gärtner und Landwirte noch sehr 
viel länger am Straßenrand gelegen. 
Unabsehbare negative hygienische 
und gesundheitliche Folgen wären 
eingetreten. 

LANG ANDAUERNDE
ÖFFENTLICH + PRIVATE 
UNTERSTÜTZUNG NÖTIG 
 
Klar ist aber auch, dass allein die 
private Hilfe nicht ausreichen kann, 
um die Folgen einer derartigen Flut-
katastrophe zu bewältigen und um 
besonders den Wiederaufbau zu 
leisten. Denn es waren nicht nur 
Häuser von Verwüstungen betrof-
fen. Auch Straßen, Brücken, die 
Ahr-Zugstrecke mit den Gleisen, 
Kindergärten, Schulen und Kran-
kenhäuser waren zerstört oder 
beschädigt worden. Daher ist der 
Bundeswehr und dem Technischen 
Hilfswerk, der Bundespolizei, dem 
Deutschen Roten Kreuz, den Mal-
tesern und den kommunalen Feu-
erwehren sowie vielen anderen pro-
fessionellen Helfern für ihre massive 

Unterstützung sehr zu danken. Die 
Hilfe betrifft auch den erforder-
lichen Notaufbau neuer Brücken 
über die Ahr sowie die inzwischen 
wieder hergestellte und eröffne-
te Teilstrecke der Ahrtalbahn von 
Ahrweiler bis Remagen. Auch der 
schnelle Aufbau vieler Container 
gehört dazu. Diese Container waren 
nötig, um Kindern sowie Schülern 
und Schülerinnen nach den durch 
die Flut verursachten Zerstörungen 
der Kindergärten und Schulen wie-
der einen halbwegs normalen Kin-
dergarten- sowie Schulbetrieb zu 
ermöglichen.  

Im Rahmen unseres Einsatzes hat-
ten wir auch engeren Kontakt zu 
Soldatinnen und Soldaten einer 
Bundeswehreinheit aus Bonn. Die-
se waren freigestellt worden, um vor 
Ort tatkräftige Unterstützung beim 
Beseitigen des Schlamms und beim 
Ausräumen des Inventars aus den 
Häusern zu leisten. Zudem war die 
Bundeswehr auch deswegen sehr 
willkommen, weil die Soldatinnen 
und Soldaten eine Gulaschkanone 
und weiteres Essen sowie Getränke 
mitgebracht hatten. Wir Helfer wa-
ren jedenfalls dankbar, uns hieran 
stärken zu können.  

FLUTKATASTROPHEN
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Bei aller insbesondere spontan ge-
leisteten Hilfe vor Ort ist klar, dass 
sowohl die private als auch die 
staatliche Unterstützung, die auch 
einen Finanzfonds von Bund und 
Ländern von insgesamt 30 Milliar-
den Euro für den Wiederaufbau in 
den Flutgebieten beinhaltet, einen 
langen Atem braucht. Krankenhäu-
ser, Schulen, Kindergärten, Brücken 
und Straßen etc. lassen sich nicht 
schnell hochwassergerecht wie-
deraufbauen. So müssen etwa die 
Brücken über die Ahr, die oft wegen 
ihrer geringen Höhe mit dem durch 
die Flut angeschwemmtem Treibgut 
(Baumstämme, Wohnwagen etc.) 
„verklaust“ waren und dadurch die 
Zerstörungen noch verstärkt haben, 
beim Wiederaufbau in einer größe-
ren Höhe über dem Fluss wiederer-
richtet werden.

VIELE UNTERSTÜTZUNGS-
LEISTUNGEN BRINGEN 
OPTIMISMUS 

Die Hilfe betrifft mittlerweile über 
das oft bereits erfolgte Aufräumen 
hinaus maßgeblich den Wiederauf-
bau. Sie beinhaltet aber auch die pri-
vate Unterstützung bei der Zusam-
menarbeit der oftmals überforderten 
– gerade älteren – Flutgeschädigten 
mit Behörden (Formulieren von 
Anträgen etc.) oder die Reparatur 
von Küchengeräten und Bohrern in 
eigens vor Ort eingerichteten Werk-
stätten. All dies sowie auch „nur“ ein 
offenes Ohr und Gespräche mit den 
Menschen geben den von der Flut-
katastrophe Betroffenen Hoffnung 
und ein Stück Optimismus. 

Dazu können auch die von den Ge-
meinden mit den Bürgerinnen und 
Bürgern abgehaltenen Einwoh-
ner- und Bürgerversammlungen 
beitragen. Auch diese dienen dem 
gegenseitigen Austausch und der ge-

meinsamen Suche nach Wegen und 
Konzepten, wie es konkret weiterge-
hen soll.  

In diesem Zusammenhang ist es 
sicher auch ein guter Schritt der 
Hoffnung und Unterstützung, dass 
die Gemeinden in den von der Flut-
katastrophe betroffenen Gebieten 
wieder zu sich an die Ahr einladen. 
Unter dem Motto „Wandern für den 
Wiederaufbau im Ahrtal“ werden 
an Ständen Wein und alkoholfreie 
Getränke sowie kleine Snacks etc. 
angeboten. Mit dem Kauf eines 
„SolidAHRitäts“-Weinglases für 
sechs Euro oder eines „SolidAHRi-
täts“-Armbändchens für fünf Euro 
kann jeder Gast selbst zur finanziel-
len Unterstützung des Neuaufbaus 
beitragen.   
 
NOTWENDIGE LEHREN AUS 
DER FLUTKATASTROPHE 
ZIEHEN 

Nicht zuletzt angesichts von über 
180 durch die Flut verursachten To-
ten in Rheinland-Pfalz und Nord-
rhein-Westfalen und vor dem Hin-
tergrund der immensen Zerstörung 
müssen schnell konkrete Lehren 
aus der Katastrophe gezogen wer-
den. Diese Lehren dürfen sich aber 
nicht nur auf die betroffenen Re-
gionen und Länder beschränken. 
Sie müssen auch für – noch – nicht 
betroffene Bundesländer gelten. 
Es wäre fatal, wenn Lernprozesse 
nur bei einer konkreten Betroffen-
heit ausgelöst werden. Das gilt erst 
recht, weil durch den Klimawandel 
Extremereignisse (Hitze, Dürre, 
Starkregen) nicht nur häufiger, son-
dern auch heftiger auftreten. 

Daher gilt: Vor Flutkatastrophen 
und Starkregen ist keine Region 
und niemand sicher. Todesfälle und 
große Zerstörungen sind auch kei-

nesfalls auf topografische Lagen wie 
auf das enge Ahrtal begrenzt. Sie 
können ebenso in topografisch an-
deren und vermeintlich „sicheren“ 
Regionen auftreten. Beispiele bei 
der Juli-Flut waren die nicht im en-
gen Tal liegenden Städte Rheinbach 
und Erftstadt in Nordrhein-Westfa-
len. Auch dort hat die Flut zu Toten 
geführt und große Zerstörungen so-
wie Schäden verursacht. 

Vielen ist auch der Extremregen im 
flachen Münster/Westfalen vom 
Abend des 28. Juli 2014 mit bis zu 
150 Litern Regen pro Quadratme-
ter in Erinnerung. Obwohl durch 
Münster kein Fluss fließt, verur-
sachte dieser Extremregen Tote. Ka-
näle liefen über, der Strom fiel für 
24.000 Haushalte aus und die Schä-
den beliefen sich auf 300 Millionen 
Euro. Es ist daher ein Trugschluss, 
sich vor Extremwettern sicher zu 
fühlen. 

Es ist wichtig, dass wir nicht nur in 
den von den Katastrophen, wie der 
Flutkatastrophe in Rheinland-Pfalz 
und Nordrhein-Westfalen betroffe-
nen Regionen, sondern überall in 
Deutschland die richtigen Lehren 
ziehen. Das betrifft sowohl Lehren 
aus Extremwettern wie Starkregen 
als auch den Umgang mit ande-
ren Katastrophen wie etwa einem 
Stromausfall. Wir sollten auf alle 
möglichen Katastrophen im öffent-
lichen wie im privaten Bereich ein-
gestellt sein und vorsorgen. Denn 
eines scheint sicher: Die nächsten 
Extremwetter und Katastrophen 
kommen bestimmt. 

Der Autor:  
Norbert Portz, 
Beigeordneter 
Deutscher Städte- 
und Gemeindebund 

http:// Tilman Wilhelm, Bereichsleiter Kommunikation und Wissensmanagement bei der NOW GmbH
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MASSNAHMEN ZUR PRÄVENTION 
KLIMAANPASSUNG: HOCHWASSER- +
STARKREGENSCHUTZ VERSTÄRKEN 

Unabhängig von der Flutkatastrophe nehmen wegen 
des Klimawandels Extremwetterereignisse wie Hitze, 
Dürre oder Starkregen zu. Insoweit empfiehlt sich gera-
de in den Städten und Gemeinden eine Bestands- und 
Schwachstellenanalyse, um hieraus die nötigen Maß-
nahmen (Mehr Frei- und Grünflächen, Entsiegelung, 
Verzicht auf Schottergärten, besserer technischer und 
mobiler Hochwasserschutz etc.) zu ziehen.

Um den negativen Folgen von Extremwetterereignissen 
zu begegnen brauchen gerade die Kommunen als vom 
Klimawandel unmittelbar vor Ort Betroffene für die 
große Zukunftsaufgabe der Klimaanpassung finanzielle 
Unterstützung. Dies erfordert zusätzliche Mittel sowohl 
von der Europäischen Union als auch vom Bund und 
den Ländern. 

Auch wenn ein umfassender Schutz gegen Extremflu-
ten – mit an der Ahr zum Teil über 200 Litern Regen pro 
Stunde – nie erreichbar ist, brauchen wir einen besseren 
Hochwasserschutz und eine bessere Vorsorge vor Fluten. 
Dazu müssen wir dem Wasser durch Frei-, Ausgleichs- 
und auch Retentionsflächen einen größeren Raum ge-
ben. In technischer Sicht sollten mobile Schutzmaßnah-
men sowie Spundwände verstärkt werden. 

Ein systematisches Starkregenrisikomanagement und 
gute Hochwasser- und Starkregengefahrenkarten, in 
denen der Wasserverlauf für jeweilige Hochwassersze-
narien zu sehen ist, sind flächendeckend erforderlich. 
Auch benötigen wir Hochwasserschutzkonzepte nicht 
nur für größere Flüsse, sondern auch für kleine Zuflüsse 
und Bäche. Genaue Pegelmessungen und exakte Hoch-
wasserprognosen müssen neben den Flüssen auch all 
deren kleinen Zuläufe und Bäche einbeziehen. 

Stadtentwicklung und kommunale Bauleitplanung 
müssen zudem bei allen Maßnahmen noch mehr die 
Hochwasservorsorge und den Schutz vor Extremwet-
tern berücksichtigen. Dies betrifft bei neuen Bauge-
bieten eine gegebenenfalls größere Dimensionierung 

von Kanalsystemen oder die Ansiedlung insbesondere 
wichtiger Einrichtungen (Krankenhäuser, Feuerwehren, 
Schulen etc.) außerhalb von Tallagen. Wichtig ist auch, 
dass sich Kommunen bei der überregionalen Aufgabe 
des Hochwasserschutzes, wie in Rheinland-Pfalz und 
auch anderswo schon vielfach praktiziert, zu Hochwas-
serpartnerschaften zusammenschließen und gemein-
sam Konzepte und Vorsorgemaßnahmen kreieren und 
umsetzen.

Im Rahmen der Stadtentwicklung ist die zunehmende 
Verdichtung in Innenstädten, auch wenn sie der Schaf-
fung von Wohnraum dient, zu hinterfragen. Denn da-
mit gehen wertvolle Frei- und Retentionsflächen, die 
dem Hochwasserschutz dienen, verloren. Auch ist zu 
fragen, was, wo und wie wiederaufgebaut werden darf. 
Dabei muss ein Bauen in hochwassergefährdeten Ge-
bieten generell verhindert werden. Zudem bedarf es in 
Innenstädten eines Mehr an Grün (Freiflächen, Parks, 
Fassaden- und Dachbegrünung, Begrünung von Bushal-
testellen etc.) sowie mehr Möglichkeiten zur Versicke-
rung des Wassers und damit Weniger an Versiegelung.

PLANUNGEN BESCHLEUNIGEN – 
EIGENVORSORGE AUSBAUEN 
 
Planungen und Genehmigungen dauern in Deutsch-
land viel zulange. Wir brauchen daher endlich schnel-
lere Planungs- und auch schnellere Genehmigungsver-
fahren. Das gilt besonders für Baumaßnahmen, die der 
Klimaanpassung, dem Hochwasserschutz sowie dem 
Wiederaufbau nach Katastrophen dienen. Sie müssen 
durch dauerhafte digitale Beteiligungsformen sowie 
auch durch den Wegfall der aufschiebenden Wirkung 
von Widerspruch und Anfechtungsklage gegen not-
wendige Baumaßnahmen und durch eine Verkürzung 
des gerichtlichen Instanzenweges beschleunigt werden. 
Maßnahmen für den Klimaschutz und für die Klima-
anpassung sowie für den Wiederaufbau nach Katastro-
phen müssen Vorrang vor anderen Maßnahmen haben. 

Die Eigenvorsorge der Menschen für einen hochwasser-
angepassten und für einen klimagerechten Wiederauf-
bau muss ausgebaut und unterstützt werden. Dazu ge-
hört die Verwendung wasserfester Baumaterialien oder 

M A S S N A H M E N
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die Installation der Stromversorgung nicht im Keller, 
sondern im Obergeschoss genauso wie der Verzicht auf 
Ölheizungen. Dazu gehören auch eine gute Beratung 
und finanzielle Förderung der Bürgerinnen und Bür-
ger. Auch eine Pflichtelementarschadensversicherung 
für Bewohner, deren Haus in hochwassergefährdeten 
Gebieten steht, kann ein Beitrag zur Eigenvorsorge der 
Bürgerinnen und Bürger sein.

INTELLIGENTES + UMFASSENDES 
WARNSYSTEM ERFORDERLICH   

Zudem brauchen wir ein intelligenteres und umfassen-
des Warnsystem, auch für kleine Fluss-Einzugsgebiete. 
Dieses muss alle Möglichkeiten früher Warnungen von 
Gefährdeten nutzen. Dazu gehören auch Warn-SMS per 
Cell Broadcast, also automatische Nachrichten an alle 
Handy-Nutzer, die sich zum Zeitpunkt einer drohenden 
Katastrophe in der betreffenden Funkzelle aufhalten. 

Es gilt aber auch, die oftmals abgebauten Sirenen in den 
Städten und Gemeinden wieder zu reaktivieren und – 
auch nach Schulungen der Bewohner – zu nutzen. Ins-
gesamt dürfen die Warnsysteme nicht auf eine bei der 
Flutkatastrophe nicht mehr zur Verfügung stehende 
Versorgung durch Strom angewiesen sein, sondern sie 
müssen resilient, etwa durch den zumindest zeitweili-
gen Betrieb mit Solarpanels, sein.   

Weiter sind Brüche in der Informationskette zwischen 
Wetterdienst, Hochwasserzentralen und der Benach-
richtigung der Bürgerinnen und Bürger unbedingt zu 
vermeiden. Umfassende und rechtzeitige Warnungen 
hätten die Flut zwar nicht verhindert, aber Leben geret-
tet und Schäden minimiert.

KATASTROPHENMANAGEMENT OPTIMIEREN

Wenn es zu einer Katastrophe kommt, sind ein schnel-
les Handeln und schnelle Maßnahmen nötig. Dazu 
muss eine verantwortliche Person oder jedenfalls ein 
zentraler Krisenstab schnell die verantwortliche Füh-
rung übernehmen. Bei der Koordination der verschie-
denen staatlichen Einsatzinstitutionen von Bundes-
wehr, Bundespolitik, THW, DRK, Maltesern, Feuerwehr 

und anderen braucht es ein gemeinsames Kompetenz-
zentrum, bei dem „einer den Hut auf hat“ und die Hilfe 
koordiniert. So hätte sich auch etwa vermeiden lassen, 
dass an der Ahr die Bundeswehr nach langer Anfahrt in 
einem Fall unverrichteter Dinge wieder abfuhr, weil sich 
vor Ort bereits das THW für den Aufbau der Notbrücke 
für zuständig erklärte. 

NACHHALTIGE REGIONEN UND NATIONALE 
RESILIENZSTRATEGIE SCHAFFEN 

Wir müssen im Wiederaufbau die von der Flutkatast-
rophe betroffenen Gebiete – auch als Zeichen der Hoff-
nung – mit staatlicher Unterstützung zu Nachhaltig-
keits- und Modellregionen machen. Das bedeutet, dass 
diese Regionen bei der Digitalisierung und einem um-
fassenden Breitbandausbau sowie beim Klimaschutz, 
der Klimaanpassung und dem hochwasserangepassten 
Bauen, zu Vorbildregionen für ganz Deutschland wer-
den. Die Regionen können dann auch dazu beitragen, 
dass Bewohner, die direkt nach der Flutkatastrophe we-
gen der Gefahr der Wiederholung noch aus ihrer Hei-
mat wegziehen wollten, doch zum Bleiben veranlasst 
werden.

In Deutschland brauchen wir über die Flutkatastrophen 
in Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen hinaus 
insgesamt eine Nationale Resilienzstrategie. Es muss 
uns gelingen, auch gegenüber anderen Katastrophen 
wie großen Waldbränden infolge einer lang anhalten-
den Hitzeperiode oder Cyber-Angriffen und Stromaus-
fällen, die zum Wegfall aller Versorgungsleistungen füh-
ren (Ausfall bei Wasser, Heizung, Lebensmitteln, Bahn, 
ÖPNV, Tanken, Internet etc.) abwehrfähig zu sein. 

Norbert Portz
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BUNDESVERDIENSTKREUZ FÜR DStGB-
EHRENPRÄSIDENTEN ROLAND SCHÄFER 

Dem Ehrenpräsidenten des Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes, Bürgermeister a. D. Roland Schä-
fer, Bergkamen, wurde am 04.10.2021 in Düsseldorf von 
NRW-Kommunalministerin Ina Scharrenbach das Ver-
dienstkreuz 1. Klasse ausgehändigt. Der DStGB gratu-
liert seinem Ehrenpräsidenten Roland Schäfer herzlich 
zu dieser hochverdienten Ehrung durch den Bundesprä-
sidenten!

Nicht zuletzt wurden mit dieser Ehrung die außeror-
dentlichen und vielfältigen Verdienste von Roland Schä-
fer im Deutschen Städte- und Gemeindebund, im Städ-
te- und Gemeindebund NRW und in europäischen und 
internationalen Institutionen und Verbänden der Kom-
munen gewürdigt. 

Ministerin Scharrenbach betonte: „Die Verleihung des 
Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland stellt 
eine besonders hohe staatliche Ehrung dar. Roland Schä-
fer engagierte sich jahrzehntelang ehrenamtlich und 

hauptamtlich für die Interessen der Städte und Gemein-
den; dieses Engagement setzt er in seinem Ruhestand 
fort. Er gilt als exzellenter Vertreter der kommunalen 
Selbstverwaltung und des ehrenamtlichen Engagements 
auf kommunaler Ebene.“ In ihrer Laudatio stellte die Mi-
nisterin zudem unter anderem Schäfers nationales und 
internationales Engagement heraus: „Nach der Wieder-
vereinigung Deutschlands prägte Roland Schäfer ent-
scheidend den Prozess der Wiedergewinnung der kom-
munalen Selbstverwaltung in den neuen Bundesländern 
sowie die Zusammenführung der kommunalen Verbände 
und setzte sie um. […] Ohne das herausragende Engage-
ment von Roland Schäfer wären Rang und Erfolg des Ver-
bandes nicht denkbar. In unermüdlichen Gesprächen mit 
hochrangigen Politikern auf Bundes- und Europaebene 
setzte er sich für die Belange der Kommunen ein. Seine 
rechtsstaatlichen und demokratischen Überzeugungen 
und Grundeinstellungen haben für den Verband den Pro-
zess des Zusammenwachsens der Kommunen zwischen 
Ost und West wesentlich gefördert. Ebenso brachte er das 
europäische und internationale Engagement der Kommu-
nen entscheidend voran. Er ist für den Verband Mitglied im 
Hauptausschuss und im Präsidium (World Council und 
Executive Bureau) des Weltverbandes UCLG „Weltunion 
der Kommunen“. Roland Schäfer nimmt an internationa-
len Konferenzen des UCLG in der ganzen Welt teil und 
trägt damit maßgeblich dazu bei, dass der Weltkommu-
nalverband seine Rolle als kommunaler Ansprechpartner 
der Vereinten Nationen und als Motor der internationalen 
kommunalen Nachhaltigkeitsagenda entwickeln und ein-
bringen kann. Er stritt für den Deutschen Städte- und Ge-
meindebund als Mitglied im Kongress der Gemeinden und 
Regionen Europas beim Europarat (KGRE), im Hauptaus-
schuss der Deutschen Sektion des Rates der Gemeinden 
und Regionen Europas (RGRE-DS) für eine 
aktive Integrationspolitik der Kommunen, 
für die Stärkung der Städte und Gemeinden, 
der kommunalen Selbstverwaltung und der 
rechtsstaatlichen Prägung in Europa.“ M
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Die 
vollständige Pressemitteilung unter:  
WWW.

MHKBG.
NRW

https://www.dstgb.de/publikationen/dokumentationen/nr-160-kommunale-aussenbeleuchtung-draussen-wird-es-digital/
https://www.mhkbg.nrw/ministerin-scharrenbach-verdienstkreuz-1-klasse-fuer-roland-schaefer-ehrenpraesident-des-staedte
https://www.mhkbg.nrw/ministerin-scharrenbach-verdienstkreuz-1-klasse-fuer-roland-schaefer-ehrenpraesident-des-staedte
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Mit der Veröffentlichung 
des am 7. Juli ausgefer-
tigten Niedersächsischen 

Grundsteuergesetzes (NGrStG) am 
13. Juli 2021 im Niedersächsischen 
Gesetz- und Verordnungsblatt 
(Nds. MBl. 27/2021, S. 502) endet in 
Niedersachsen vorläufig eine öffent-
lich kaum geführte Debatte über die 
Umsetzung der Grundsteuerreform 
im Land.

DAS NIEDERSÄCHSISCHE 
FLÄCHEN-LAGE-MODELL

Das Niedersächsische Grundsteu-
ergesetz beschäftigt sich nahezu 

ausschließlich mit der Besteuerung 
der Grundsteuer B. Das Flächen-La-
ge-Modell ist darauf ausgerichtet, 
die Bemessungsgrundlage für die 
Grundsteuer in wenigen Schritten 
und weitgehend automatisiert zu 
berechnen. 

Während sich der Belastungsgrund 
des Verkehrswertmodells des Bundes 
aus dem Leistungsfähigkeitsprin-
zip ergibt, baut das als Vorbild für 
Niedersachsen herangezogene bay-
erische Flächenmodell auf dem 
Äquivalenzprinzip auf. Der Plan des 
Niedersächsischen Finanzministe-
riums sieht ergänzend vor, das Flä-

chenmodell um einen Lagenfaktor 
zu einem Flächen-Lage-Modell zu 
erweitern. Mit dem Lagefaktor wür-
de, so das Fazit, die kommunale Ge-
genleistung noch besser typisiert, 
erfasst und abgebildet.

Zunächst setzt die Finanzverwal-
tung die Grund- und Boden- bzw. 
Gebäudeflächen des Steuerpflichti-
gen in Quadratmeter zum kommu-
nalen Nutzungsangebot in Relati-
on. Das Gesetz definiert zu diesem 
Zweck Äquivalenzzahlen, mit de-
nen für jeden Quadratmeter Fläche 
über einen bestimmten Geldbetrag 
ein Nutzungsäquivalent des Grund- 
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DER GRUNDSTEUER B IM LAND NIEDERSACHSEN

MARCO MENSEN
NIEDERSÄCHSISCHER STÄDTE- UND GEMEINDEBUND

SERIE GRUNDSTEUERREFORM

Grund-steuer REFORM

ZUR SERIE!



72   Stadt und Gemeinde 04/21

und Bodens bzw. des Gebäudes er-
mittelt wird.

Die Äquivalenzzahlen sind gesetz-
lich festgelegt und betragen für 1 
Quadratmeter Grund- und Boden-
fläche 0,04 Euro und für 1 Quadrat-
meter Gebäudefläche 0,50 Euro. 

Um den Äquvialenzbetrag zu er-
mitteln, werden die Nutzungsäqui-
valente für Grund und Boden bzw. 
Gebäude dann mit einem Lagefak-
tor multipliziert. Dieser Lagefaktor 
wird ausschließlich mathematisch 
nach folgender Formel ermittelt: 

  Lagefaktor = (Bodenrichtwert 
des Grund- und Bodens bzw. des 
Gebäudes / durchschnittlicher 

Bodenrichtwert der Gemeinde)0,3  

Der durchschnittliche Bodenricht-
wert der Gemeinde ist der Median 
aus allen Bodenrichtwerten der 
Kommune. Der Exponent dient 
dazu, eine flachere Steigung des 
Multiplikators zu erhalten. 

Über die Formel führt ein über-
durchschnittlicher individueller 
Bodenrichtwert (Anteilsverhältnis 
> 1) zu einer Erhöhung und ein un-
terdurchschnittlicher Bodenricht-
wert (Anteilsverhältnis < 1) zu einer 
Reduzierung des Nutzungsäquiva-
lent.

Zuletzt werden die einzelnen Äqui-
valenzbeträge mit der Grundsteu-
ermesszahl multipliziert. Diese 
beträgt grundsätzlich 100 Prozent, 
bei Wohnflächen ist sie jedoch auf 

70 Prozent reduziert. Das Ergebnis 
führt zu einzelnen Messbeträgen 
einer wirtschaftlichen Einheit aus 
Grund und Boden sowie Gebäu-
den, die zum Grundsteuermessbe-
trag addiert werden. Die Kommu-
nen multiplizieren den jeweiligen 
Grundsteuermessbetrag mit ihrem 
individuellen Hebesatz und ermit-
teln so die Grundsteuer.

Um den Steuerpflichtigen eine Ver-
gleichbarkeit der Messbeträge zu 
ermöglichen, sind von allen Kom-
munen auf der Basis der Ist-Ein-
nahmen des Jahres 2024 aufkom-
mensneutrale fiktive Hebesätze für 
das Jahr 2025 zu ermitteln. Aufkom-
mensneutrale sowie tatsächlich be-
schlossene Hebesätze sind zu veröf-
fentlichen.

Nds. Flächen-Lage-Modell für die Grundsteuer B

Fläche
des Grundstücks oder Gebäudes

Äquivalenzzahl
Gesetzlich bestimmt, bemisst das 

Nutzungsäquivalent der Fläche

Lagefaktor
Bewertung der Lage

BRW = Bodenrichtwert des Grundstücks/Gebäudes
dBRW = ∅ Bodenrichtwert der Gemeinde

0,3 = Dämpfung der Werte

∑ Grundsteuermessbetrag Grundsteuer BHebesatz der jeweiligen Gemeinde =

= Äquivalenzbetrag

= Grundsteuermessbetrag

x m² x m² x m²

0,04 € 0,50 € 0,50 €

100 %100 % 70 %

Gebäude  
(Wohnfläche)

Gebäude
(Nutzfläche)Grundstücke

Grundsteuermesszahl
Mit diesem Wert wird der zuvor ermittelte 

Äquivalenzbetrag in die Steuer eingebracht.  Ermäßigung 
insbesondere für Wohnflächen. Weitere Ermäßigungen 

für Sonderfälle (etwa Denkmalschutz).

= Äquivalenzbetrag = Äquivalenzbetrag

SERIE GRUNDSTEUERREFORM
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Das niedersächsische Modell ver-
zichtet zukünftig auf turnusmäßi-
ge Hauptfeststellungen. So ist zwar 
eine regelmäßige Überprüfung der 
Lage-Faktoren alle sieben Jahre vor-
gesehen, diese würde aber nur dann 
zu einer Neufestsetzung führen, 
wenn das Ergebnis eine Reduzierung 
oder eine relevante Anhebung des 
Grundsteuermessbetrags ergäbe. 

POLITISCHE DEBATTE

Während sich das CDU-geführ-
te Finanzministerium bereits früh 
festgelegt hatte, drangen aus den 
SPD-geführten Ressorts eher Sym-
pathien für das Bundesmodell. Re-
gelmäßige und zunehmend drän-
gendere Sachstandsanfragen der 
kommunalen Spitzenverbände wur-
den über zwei Jahre immer wieder 
mit Hinweis auf den noch offenen 
Diskussionsprozess innerhalb der 
Landesregierung beantwortet. Der 
Prozess war für Außenstehende 
nicht nachvollziehbar.

Anlass der Überlegungen für das 
Niedersächsische Finanzministeri-
um war, eine unbürokratische und 
zeitgemäße Fortentwicklung der 
Grundsteuer B vorzulegen. Man 
wollte nicht auf das komplexe Mo-
dell des Bundes angewiesen sein. 
Man geht davon aus, bis 2024 rund 
300 Arbeitskräfte im Vergleich zum 
Bundesmodell einsparen zu kön-
nen. Dennoch rechnet man bis 2024 
mit zusätzlichen Personalkosten 
von rund 41 Mio. Euro.

Die kommunalen Spitzenverbände 
hatten sich auf eine sehr zurück-
haltende Position bei der Frage des 
anzuwendenden Modells festgelegt. 
Wesentliche Kritikpunkte am Flä-

chen-Lage-Modell sind nach wie vor 
der fehlende immanente Dynami-
sierungsfaktor sowie die mangelhaf-
te Modellierung der Auswirkungen 
auf den kommunalen Finanzaus-
gleich. 

Die zurückhaltende parlamentari-
sche Debatte drehte sich um die ver-
fassungsrechtliche Frage, ob das Flä-
chen-Lage-Modell konsistent das 
Äquivalenzprinzip umsetzt. Vor al-
lem die zu wenig scharfe Abgren-
zung der Nutzen- von der Kosten-
äquivalenz wurde von Experten in 
der Anhörung kritisiert.1 Letztlich 
haben sich die Regierungsfrakti-
onen über die Einwände hinweg 
gesetzt. Einer Forderung der kom-
munalen Spitzenverbände, eine 
Ausfallbürgschaft für den Fall einer 
Verfassungswidrigkeit zu überneh-
men, wurde eine Absage erteilt.

FAZIT

Das Flächen-Lage-Modell des Lan-
des Niedersachsen verursacht weni-
ger Aufwand als das Verkehrswert-
modell des Bundes. Allerdings ist 
der Besteuerungsgrund für die Steu-
erpflichtigen auch schlechter nach-
vollziehbar. Auch bei diesem Modell 
wird es zu Auseinandersetzungen 
vor einem Verfassungsgericht kom-
men. Nach der Anhörung bleiben 
Zweifel, ob es dem Niedersächsi-
schen Finanzministerium gelungen 
ist, allen rechtlichen Bedenken hin-
reichend Rechnung zu tragen.

Für die Niedersächsischen Kom-
munen stehen drei Herausforde-
rungen ins Haus. Zunächst muss 
der digitale Datenaustausch mit der 
Finanzverwaltung auf der Basis von 
Elster eingerichtet und verstetigt 

werden. Dann sind die Bürger:innen 
vom Sinn der neuen Berechnungs-
methode zu überzeugen und neue 
Hebesätze zu vermitteln. Zuletzt 
könnten auch Auseinandersetzun-
gen unter den Kommunen über Art 
und Umfang der zukünftigen Be-
rücksichtigung der Grundsteuer B 
im kommunalen Finanzausgleich 
zu befürchten sein. 

Der Autor:  
Marco Mensen, 
Niedersächsischer 
Städte- und Gemeindebund

IN UNSERER REIHE 
BISHER ERSCHIENEN:

03/21
	 FLORIAN SCHILLING, 

Anpassungen beim 
	 Bundesmodell

02/21 
	 HANS-PETER MAYER, 

Der Bayerische Weg

01/21  
	 CAROLIN RADTKE, 

Thüringen – 
	 Grundsteuer verbindet

04/20 
	 EDITH SITZMANN, 

MdL, Baden-Württem-
berg – Die Bodenwert-
steuer

03/20
	 FLORIAN SCHILLING, 

Grundsteuerreform

1 Umfangreiche Darstellung der verfassungsrechtlichen Diskussion in: „Ergänzender Schriftlicher Bericht – Entwurf eines Niedersächsischen Grundsteuergesetzes“, LT-Drs. 18/9632
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Es ist angebracht, sich einmal 
mit einem Thema zu befassen, 
welches nicht allein Brüsseler 

Bezüge hat, sondern tendenziell 
auch auf der Bundes- und Landes-
ebene relevant ist. Das Problem ist 
auf den ersten Blick banal auf den 
zweiten eben nicht. Es ist das The-
ma: Beteiligung kommunaler Ver-
treter an den verschiedenen Bera-
tungsgruppen der Zivilgesellschaft 
gegenüber der EU-Kommission/des 
EP oder der Bundesregierung. Der 
Autor sitzt in Brüssel oft in diesen 
Gruppen und zurzeit aus Vertre-
tungsgründen auch noch in man-
chen der nationalen Ebene. Zwei 
seien exemplarisch genannt: Die 
Gremien zu den „EU-Stakeholder 
(Interessenvertreter) zu Taxono-
mie und Energie“ in Brüssel sowie 
zur „Atomendlagersuche durch 
das Bundesamt für die Sicher-
heit der nuklearen Entsorgung“ in 
Deutschland. Was verbindet beide? 
Vor allem die Menge der Teilneh-
mer und Redner, die nur zu einem 
geringen Teil von der kommuna-

len Ebene kommen. Es dominiert 
die Zivilgesellschaft. Noch nicht 
einmal die „kommunalverrück-
ten“ Deutschen treten im Brüsse-
ler Fall gehäuft auf; im nationalen 
Fall – je nach Rechnung – sind 
sie allerdings häufiger vertreten. 
Doch kommen wir zunächst zur 
Ausstattung und zum Ablauf der 
Sitzungen. Beide Beratungsgremien 
werden von hochkarätigen Exper-
ten der Regierungsebene geführt. 
Sie sind kompetent und auch – das 
kann der Autor bestätigen – sehr 
hilfsbereit. Also könnte man sa-
gen: Was will man als Kommunaler 
mehr? 

Von der Regierungsebene eigent-
lich gar nichts. Das Problem liegt 
bei den sogenannten NGOs, den 
Nichtregierungsorganisationen. 
Diese dominieren quantitativ und 
zwar gerade im Bereich des Klima- 
und Umweltschutzes die Diskus-
sion; nicht vollkommen aber doch 
sehr bemerkbar. Zudem – auch das 
darf nicht vergessen werden – ar-

gumentieren sie in der Regel nach-
vollziehbar, heißt rational. Auch 
sie kann man meist als hochkarätig 
bezeichnen, was den Autor als His-
toriker daran erinnert, dass sich seit 
langem ein gewisser Teil der akade-
misch gebildeten Bevölkerung in 
Europa und speziell in Deutschland 
mit Verve den oben genannten The-
men widmet. Es ist nicht mehr viel 
von den chaotischen Diskussionen 
der Achtzigerjahre des 20. Jahrhun-
derts zu spüren. Auch das ist eigent-
lich zu begrüßen, denn ein mehr an 
Wissen ist per se positiv zu sehen. 
Wiederum gefragt: Wo liegt dann 
das Problem? An zwei Dingen, wo-
bei das erste an uns Kommunalen 
liegt und das zweite an – wie sagte 
Kant – dem Ding an sich und an den 
Kommunalen.

Das erste Problem ist folgender-
maßen zu beschreiben: Gerade in 
Brüssel ist die Lobbyistendichte der 
NGOs hoch. Viele von ihnen haben 
sogar ihr europäisches Zentrum oder 
sogar ihr internationales in der bel-
gischen Hauptstadt. Das liegt an der 
günstigen Gelegenheit in Brüssel, 
Politik mindestens für einen ganzen 
Kontinent zu machen. Zudem ist der 
Staat – das heißt die EU-Kommissi-
on – sehr an diesen NGOs interes-
siert, gleichen sie doch das naturge-
mäß fehlende Wissen der Behörde 
am Rond Point Schumann tenden-
ziell aus. Und: Die EU-Kommission 
hat zum Teil Verträge mit den NGOs. 
Sie zahlt demnach für den Ratschlag. 
Das Ganze hat zur Folge, dass eine 
große Anzahl von NGOs sich in die 
jeweilige Diskussion einmischt. Wie 
häufig das ist, kann man erahnen, 
wenn man wie der Autor die Einla-
dungen zu Veranstaltungen (mo-

FOLGE 44
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mentan meist virtuell) zu irgendwel-
chen Themen zählt. 

Der Punkt rührt natürlich an der 
Frage nach der quantitativen „Men 
Power“ der Kommunalen in solchen 
Gremien. Dieser Punkt ist schon so 
alt wie analog die Idee der deutschen 
kommunalen Selbstverwaltung, 
geistig und materiell nach Brüssel 
zu gehen, mit wieviel Leuten und 
ob man von Fall zu Fall sowie tem-
porär Nachschub aus Deutschland 
bereitstellen sollte. Doch das ist 
nur die eine Seite der Medaille. Fakt 
ist, dass die Beratungsgremien und 
zwar auch die kommunalrelevanten 
in Brüssel momentan wie Pilze aus 
dem Boden schießen und es gibt nur 
einen Grund dafür. Dieser lautet: 
Die Green Deal Politik der EU. Hier 
läuft die erste Frontlinie der kom-
munalen Seite bevor die EU-Politik 
letztlich die deutschen Amtsstuben 
erreicht und hier werden erste Ent-
scheidungen getroffen. Und genau 
hier stoßen die NGOs auch vor, zum 
Teil mit Macht. Soviel zu den quan-
titativen Aspekten des Themas.

Der zweite Aspekt ist komplizier-
ter. Die Themen, die in den Bera-
tungsgremien diskutiert werden, 
sind sehr oft sehr spezieller Natur. 
Es geht um Verbrennungsarten 
von Müll, chemischen Zusammen-
setzungen von Belegen in Sport-
stadien oder Antriebsarten beim 
ÖPNV. Die hier beteiligten NGO 
sind sehr oft Spezialisten in die-
sen Fragen und verfügen demnach 
über Fachwissen; Fachwissen, was 
ein kommunaler Vertreter oft nicht 
hat und nicht haben kann, denn er 
kann sich ja nicht den ganzen Tag 
mit den krebsauslösenden Wirk-

stoffen beim Abrieb auf der Tar-
tanbahn durch die Sportart X oder 
Y beschäftigen. Die NGOs – und es 
sind ja oft ganz kleine Einheiten – 
sind hier präsent und natürlich er-
picht auf möglichst maximale Um-
setzung ihrer Ideen. Bezahlen und 
umsetzen müssen das jedoch ande-
re. Im Übrigen meist auch nicht die 
Kommission, die ja gerade in einem 
intensiven Dialog mit den NGOs 
steht. Hier wäre auch zu überle-
gen, ob man von kommunaler Sei-
te nicht stärker auf seine Experten 
zurückgreift, die dann – nach Covid 
– allerdings auch mal nach Brüssel 
reisen müssten. Diese Personen hat 
man ja. Ein Blick in die Feuerweh-
ren, Gesundheitsämter oder Müll-
verbrennungsanlagen genügt. 

Was folgt aus all dem? Nun zum ei-
nen, dass die kommunalen Interes-
sen in manchen Bereich in gewisser 
Weise in Gefahr stehen, durch Drit-
te etwas marginalisiert zu werden. 
Das liegt – im Fall der Beratungs-
gremien – an der Unterzahl der 
kommunalen Seite in den Diskussi-
onen, mindestens in Europa. Quan-
tität ist sicher nicht immer besser 
als Qualität. Aber viele Hunde sind 
eben auch des Hasen Tod, selbst 
wenn sie gar nicht speziell an ihm, 
sondern an der großen Sache inte-
ressiert sind. Hinzu kommt, dass 
viele Beratungsthemen eigentlich 
den Austausch von Spezialisten er-
fordern, die bei guter Vorbereitung 
durchaus Einfluss auf die Entschei-
dungsebene haben können. Diese 
wären allerdings auch von kommu-
naler Seite relativ leicht zu stellen. 

Was ist nun zu tun? Ganz einfach. 
Das nutzen, was der DStGB hat und 

vor allem kann. Der Verband ver-
fügt über eine lange europäische 
Erfahrung und zwar in allen De-
zernaten, die eben belastbarer ist 
als die mancher anderen Verbände. 
Erkanntem zu begegnen ist immer 
einfacher als relativ unbekanntem. 
Daraus folgt, dass man die quanti-
tative Überlegenheit der anderen in 
den Gremien (daran ist eben nichts 
zu machen) durch eine quantitative 
Flankierung anderswo relativiert. 
Wie? Etwa durch Fachgespräche 
mit den Organen der EU zu eben 
den Themen, die auch in den Be-
ratungsgremien  anstehen. Das 
ist in Brüssel relativ einfach, wohl 
einfacher als in Berlin, und so hat 
der DStGB auch, zum Teil mit den 
Schwesterverbänden, in den letz-
ten Monaten eine große Anzahl von 
diesen Gesprächen geführt. Es ging 
um Notifizierungen im Baurecht 
(Bauleitpläne), um die Position des 
DStGB im Asylrecht, um gefährde-
te Infrastrukturen (Cybersecuri-
ty) oder um Veranstaltungen zum 
Fachkräftemangel oder Digitalisie-
rung. Durch solche Aktionen kann 
man im „Einflussparallelogramm“ 
die notwendige Relativierung her-
stellen. Was natürlich nicht heißt, 
dass keine Verbesserungen möglich 
sind. Auch im Bereich der Gremien. 
Ein guter Ratschlag eines kommu-
nalen Müllverbrenners in der Bera-
tungsgruppe „Abfall und Energie“ 
der EU-Kommission zur Einschät-
zung der Zukunft der Verbren-
nungsmethoden wäre schon ganz 
hilfreich. Gerade wenn vorher die 
Vertreterin von „Fridays for Future“ 
gesprochen hat. 

BRÜSSELER GERÜCHTE
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HANDBUCH DER 
GRUNDSICHERUNG 
UND SOZIALHILFE 
TEIL I: SGB II – GRUNDSICHERUNG 
FÜR ARBEITSUCHENDE
GESAMTKOMMENTAR
Herausgeber: Mergler/Zink 

Gesamtwerk inklusive 44. Lieferung
2278 Seiten inkl. 2 Ordner. 219 Euro.
ISBN 978-3-17-018573-9

Kohlhammer Deutscher Gemeinde 
Verlag, Heßbrühlstraße 69, 
70565 Stuttgart, www.kohlhammer.de

Die 45. Ergänzungslieferung enthält eine 
umfassende und detaillierte Kommen-
tierung der das SGB II betreffenden Vor-
schriften des sogenannten „Sozialschutz-
paketes I und II“ (§§ 67 und 68 SGB II). 
Geregelt werden dort im Wesentlichen 
befristete Verfahrensvereinfachungen zur 
Entlastung der Leistungsberechtigten 
und der Bewilligungsbehörden. Damit 
verbunden sind materielle Besserstel-
lungen zum typisierenden Ausgleich der 
Corona-bedingten Einbußen der Leis-
tungsberechtigten. Diese Besserstellun-
gen betreffen insbesondere die Höhe des 
zu berücksichtigenden Vermögens, die 
anzuerkennenden Aufwendungen für 
Unterkunft und Heizung sowie die Kosten 
für die selbstorganisierte Mittagsverpfle-
gung, soweit diese wegen Schulschließun-
gen dort nicht mehr angeboten werden 
kann. Entsprechendes gilt für Kinderta-
gesstätten. Die Kommentierung stellt den 
Rechtsstoff in seiner Gesamtheit dar und 
bietet zur Klärung entstandener Streitfra-
gen praktikable Lösungswege an.

Die grundlegende „Einführung“ in das 

SGB einschließlich dem umfangreichen 
Verfahrensanhang wird unter Verarbei-
tung der einschlägigen Literatur und 
Rechtsprechung ergänzt und auf den ak-
tuellen Stand gebracht. Die Kommentie-
rung einer Reihe von Einzelvorschriften 
wird ebenfalls aktualisiert (§§ 1, 3, 37 und 
56), zum Teil inhaltlich überarbeitet (§§ 
9 und 12).

Die vorliegende 46. Lieferung zum SGB 
II enthält die Aktualisierung der §§ 4, 5, 
10 bis 11b, 13, 18d, 31 bis 32 und 43. Den 
Schwerpunkt bildet die komplette Über-
arbeitung der Kommentierung zu den 
Vorschriften über das zu berücksichti-
gende und nicht zu berücksichtigende 
Einkommen sowie die vom Einkommen 
abzusetzenden Beträge (§§ 11, 11a, 11b). 
Größere Ergänzungen erfuhren die Re-
gelungen über die Leistungsformen (§ 4) 
sowie über die Pflichtverletzungen und 
die sich daraus ergebenden Folgen für 
den Leistungsbezieher (§§ 31, 31a); eben-
falls aktualisiert wurde die Kommentie-
rung der die zeitlichen Modalitäten einer 
Minderung des Auszahlungsanspruches 
infolge einer Pflichtverletzung regelt (§ 
31b). Schließlich wurde § 4 (Leistungs-
formen), § 5 (Verhältnis zu anderen 
Leistungen), § 10 (Zumutbarkeit), § 13 
(VO-Ermächtigung), § 18d (örtliche Bei-
räte), § 32 (Meldeverhältnisse) und § 43 
(Aufrechnung) auf den neuesten Stand 
gebracht. (Gesetzesstand: 1. November 
2020).	                                                 (Ursula Kickl)

SOZIALGESETZBUCH XII 
SOZIALHILFE 
LEHR- UND PRAXISKOMMENTAR 
Herausgeber: Bieritz-Harder / 
Conradis / Thie

12. Auflage. 2020. 1594 Seiten, Hardcover. 
78 Euro. ISBN 978-3-8487-6359-7

Nomos Verlagsgesellschaft, 
Waldseestraße 3-5, 76530 Baden-Baden
www.nomos-shop.de 

Durch die Reform des Schwerbehinder-
tenrechts und die damit verbundenen 
umfangreichen Änderungen des Bun-
desteilhabegesetzes (BTHG) in den Art. 
11 bis 13 sowie den Korrekturen durch das 
Gesetz zur Änderung des Neunten und 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und 

anderer Rechtsvorschriften sind weitrei-
chende und umfangreiche Änderungen 
im SGB XII in Kraft getreten, die zu um-
fassenden Änderungen der Zuständig-
keiten und der materiellen Ansprüche 
führten. 

So wurden mit der Herauslösung der 
Eingliederungshilfe aus dem SGB XII im 
Grundsicherungsrecht die Fachleistun-
gen der Eingliederungshilfe von den exis-
tenzsichernden Leistungen getrennt und 
grundlegende Änderungen im Vertrags-
recht notwendig. Weitere aktuelle und 
wichtige Änderungen im SGB XII erfolg-
ten durch das Starke-Familien-Gesetz, 
das Angehörigen-Entlastungsgesetz, das 
AusländerbeschäftigungsförderungsG 
sowie die Regelbedarfsstufen-Fortschrei-
bungsVO 2019. Berücksichtigt wird 
zudem die Flut neuer Entscheidungen 
deutscher wie europäischer Gerichte, 
u. a. das Sanktionen-Urteil des BVer-
fG. Bereits kommentiert ist auch die 
Übergangsregelung aus Anlass der CO-
VID-19-Pandemie (Corona) aus dem So-
zialschutz-Paket.

Die Kommentierungen reflektieren Ge-
setzgebung und Rechtsprechung um-
fangreich und kritisch und versuchen 
zugleich wissenschaftlich fundiert und 
für alle Adressaten sprachlich verständ-
lich zu bleiben.

Der Kommentar ist weiterhin ein unver-
zichtbares Werk für MitarbeiterInnen in 
den Sozialverwaltungen, den Gerichten 
und bei Wohlfahrtsverbänden, Juristin-
nen und Juristen aus der Praxis aber auch 
für Leistungsberechtigte, Studierende 
und Lehrende an Hochschulen.

(Ursula Kickl)

BUCHBESPRECHUNGEN

http://www.kohlhammer.de
http://www.nomos-shop.de 
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SGB IX – REHABILITATION 
UND TEILHABE BEHINDER-
TER MENSCHEN 
KOMMENTAR 
Herausgeber: Hauck/Noftz

Stand März 2021. Loseblatt-Kommentar. 
3484 Seiten, 3 Ordner inkl. Ergänzungs-
lieferung 1/21, 104 Euro. 
ISBN: 978-3-503-06031-3 

Erich Schmidt Verlag GmbH & Co. KG, 
Genthiner Straße 30G, 10785 Berlin
www.esv.info

Das Sozialgesetzbuch IX hat die Situati-
on behinderter Menschen wesentlich er-
leichtert. Die vom Gesetzgeber seitdem 
mehrfach ergänzten und geänderten 
Vorschriften werden von fachlich hoch 
kompetenten Autoren aus dem Bereich 
Rechtsprechung und Verwaltung fun-
diert und praxisorientiert kommentiert. 
Wie die weiteren Kommentare im Rah-
men des Hauck/Noftz Sozialgesetzbuch 
Gesamtkommentar bietet auch dieses 
Werk hohe inhaltliche Qualität, erleich-
tert das Verständnis der Vorschriften, 
auch im Gesamtzusammenhang mit den 
übrigen Teilen des SGB, und bietet ver-
lässliche Hilfe für ihre Anwendung.

Mit der 47. Lieferung erhalten die Bän-
de des SGB IX eine neue Struktur: Die 
Bände 1 und 2 des SGB IX 2001 werden 
komplett eingestellt. Band 3 des SGB 
IX 2018 wird um einen weiteren, neuen 
Band ergänzt und beide werden aktuell 
als Bände1 und 2 des SGB IX 2018 in 2. 
Auflage fortgeführt.

In dieser Lieferung kommentiert Bernd 
Götze im Rehabilitationsrecht die Leis-
tungsverantwortung bei einer Mehrheit 
von Rehabilitationsträgern (§ 15). Dr. 
Egbert Schneider komplettiert den Ab-
schnitt zur Teilhabeberatung (§§ 32-35). 
Dr. Stefan Gutzler erläutert die Leistun-
gen im neuen Eingliederungshilferecht 
(§ 102), für Ausländer (§ 100) und Beson-
derheiten (§ 104). Zudem erläutert er im 
Schwerbehindertenrecht die Aufgaben 
des Integrationsamtes (§ 185); als prak-
tische Arbeitshilfe wird die aktuelle Ver-
waltungsvereinbarung zur Abgrenzung 
von Leistungen der begleitenden Hilfe 
im Arbeitsleben von denen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben beigefügt (§ 185 Anh. 1). 
Aktualisiert sind auch Vorschriften zur 
Schwerbehinderten-Ausgleichsabgabe-
verordnung (§ 162 und Anh. 1).

Mit der 2. völlig neu bearbeiteten Aufla-
ge des SGB IX wird die jahresbezogene 
Zählweise der Lieferungen (01/2021) im 
Gesamtkommentar des SGB angepasst. 
Im Rehabilitationsrecht aktualisiert 
Bernd Götze die praktisch bedeutsame 
Vorschrift der Erstattung selbstbeschaff-
ter Leistungen von § 18 mit Anh. 1, neben 
§ 54 mit Anh. 1. Der neue Autor Konrad 
Frerichs gibt sein Debüt mit der Erläu-
terung der Aufgabe der Eingliederungs-
hilfe in § 90 und des Beitrags nach § 92. 
Ebenfalls im Eingliederungshilferecht 
werden Normen neu kommentiert: die 
Leistungsberechtigten nach § 99 und 
die Übergangsregelung für ambulant Be-
treute in § 149 von Dr. Stephan Gutzler; 
die medizinische Rehabilitation nach 
§ 109 von Dr. Dagmar Oppermann; die 
Vergütungskürzung des § 129 von Dr. 
Bettina Süsskind. Im Schwerbehinder-
tenrecht erläutert Dr. Tobias Mushoff 
den Inklusionsbeauftragten nach § 181 
und Dr. Stephan Gutzler die Integrati-
onsämter nach § 184 mit Anh. 1. Aktu-
alisierungen der Werkstätten-Mitwir-
kungsverordnung enthält § 227 Anh. 2.  
(Ursula Kickl)

GK-WHG
GEMEINSCHAFTSKOMMENTAR 
ZUM WASSERHAUSHALTSGESETZ
KOMMENTAR
Schink / Fellenberg

1. Auflage 2021, Seitenzahl 1832, gebun-

den. 179 Euro, ISBN 978-3-452-28986-5

Verlag Carl Heymanns Verlag (Wolters 
Kluwer), Wolters-Kluwer-Straße 1
50354 Hürth, www.wolterskluwer.de

Mit dem GK-WHG, herausgegeben von 
Schink/Fellenberg, erscheint nun der 
vierte Kommentar in der Reihe der Ge-
meinschaftskommentare zum Umwelt-
recht.

Das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) bil-
det den Hauptteil des deutschen Wasser-
rechts. Es enthält Bestimmungen über 
den Schutz und die Nutzung von Ober-
flächengewässern und des Grundwas-
sers, außerdem Vorschriften über den 
Ausbau von Gewässern und die wasser-
wirtschaftliche Planung sowie den Hoch-
wasserschutz.

Der GK-WHG bietet den Lesern eine 
aktuelle und übersichtliche sowie an-
wendungsorientierte Darstellung des 
Wasserhaushaltsgesetzes, die zugleich 
auch wissenschaftlichen Ansprüchen ge-
nügt. Ziel des Kommentars ist es, prak-
tisch verwertbare Lösungen anzubieten. 
Besonderer Wert wird auch auf die Her-
ausarbeitung der EU-rechtlichen Grund-
lagen gelegt. Ebenso finden das unter-
gesetzliche Regelwerk sowie technische 
Regelwerke aufgrund ihrer hohen Bedeu-
tung für die praktische Anwendung der 
Vorschriften des WHG Berücksichtigung 
und werden in Grundzügen dargestellt. 
Schließlich wird das einschlägige abwei-
chende Landesrecht in der Kommentie-
rung jeweils aufgelistet und kurz erläu-
tert:
•	 Der GK-WHG zeichnet sich aus durch 

eine wissenschaftliche, systematische 

http://www.esv.info
http://www.wolterskluwer.de
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und nach einheitlichem Schema ge-
staltete Kommentierung, die auch die 
Rechtsprechung sorgfältig auswertet 
und kritisch einordnet.

•	 Der Kommentar ermöglicht für die 
praxisrelevanten Fragen ein vertieftes 
Eindringen in die Rechtsmaterie und 
berücksichtigt sowohl das Unions- als 
auch das Landesrecht jeweils an geeig-
neter Stelle.

•	 Das untergesetzliche Regelwerk sowie 
technische Regelwerke finden auf-
grund ihrer hohen Bedeutung für die 
praktische Anwendung der Vorschrif-
ten des WHG Berücksichtigung und 
werden in Grundzügen dargestellt.

•	 Der Kommentar bietet als Gemein-
schaftswerk ein breites, der Komple-
xität des Rechtsstoffes angemessenes 
Kompetenzspektrum; die Autorinnen 
und Autoren sind ausgewiesene Ex-
perten aus Wissenschaft und Praxis. 

(Bernd Düsterdiek)

STADTFINANZEN - ALTE PRO-
BLEME UND NEUE HERAUS-
FORDERUNGEN 
Gunnar Schwarting

1. Auflage 2021, 182 Seiten, kartoniert, 
24,90 Euro. ISBN: 978-3-8293-1650-7

Kommunal- und Schul-Verlag GmbH & 
Co. KG, Konrad-Adenauer-Ring 13
65187 Wiesbaden, www.ksv-medien.de

Das Buch gibt einen Überblick über ein 
breites Spektrum an aktuellen Frage-
stellungen aus dem Finanzbereich, mit 
denen die Kommunen in der heutigen 
Zeit konfrontiert werden. Das Themen- 
spektrum deckt die Covid-19-Pandemie 
und den Finanzausgleich ebenso ab wie 
die Digitalisierung, die Haushaltskon-
solidierung und den Bürokratieabbau. 
Ein großes Problem stellen die nach wie 
vor großen Ungleichheiten in der Wirt-
schafts- und Finanzkraft der Kommunen 
dar. Dazu gehören Themengebiete wie 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 
und demographischer Wandel, der sich 
nicht nur in Regionen manifestiert, die 
rückläufige Bevölkerungszahlen und ein 
steigendes Durchschnittsalter der Be-
völkerung aufweisen, sondern auch in 
wachsenden Städten und Gemeinden 
neue Herausforderungen an die Infra-

struktur stellt. Die Entscheidung, wel-
che Aufgaben die Kommunen in eigener 
Regie erledigen wollen und können oder 
sich lieber Dritter bei der Aufgabenerfül-
lung bedienen („Make or Buy“) aber auch 
der interkommunalen Zusammenarbeit 
hat aktuell durch die Diskussion über 
bezahlbaren Wohnraum an Dynamik 
gewonnen. Weitere Themen sind der Fi-
nanzausgleich und die Rolle von Zweck-
zuweisungen.

Durch die klare Gliederung, Konzentra-
tion auf praxisrelevante Probleme und 
die gut verständliche Sprache bietet das 
Werk eine schnelle und gute Orientie-
rung zu den aktuellen Finanzproblemen 
und Herausforderungen für die Entwick-
lung von Städten, Gemeinden und Krei-
sen und ist nicht nur für finanzpolitisch 
Verantwortliche in den Kommunen, son-
dern auch für eine an diesen Themen in-
teressierte breite Öffentlichkeit geeignet.

Gunnar Schwarting war Beigeordneter 
und Stadtkämmerer sowie Geschäfts-
führer des Städtetages Rheinland-Pfalz; 
zurzeit ist er als Honorarprofessor an der 
Deutschen Universität für Verwaltungs-
wissenschaften Speyer tätig.

(Uwe Lübking)

JAHRBUCH FÜR 
ÖFFENTLICHE 
FINANZEN 2-2020
SCHRIFTEN ZUR ÖFFENTLICHEN 
VERWALTUNG UND ÖFFENTLICHEN 
WIRTSCHAFT, BAND 249
Herausgeber: Martin Junkernheinrich, 

Stefan Korioth, Thomas Lenk, Henrik 
Scheller, Matthias Woisin

2020, 405 Seiten, kart., 71 Euro. ISBN 
978-3-8305-5073-0, 978-3-8305-4237-7 
(E-Book)

Berliner Wissenschafts-Verlag GmbH, 
Behaimstr. 25, 10585 Berlin 
www.bwv-verlag.de 

Das Jahrbuch für öffentliche Finanzen, 
das nunmehr zweimal jährlich erscheint, 
ist eine gemeinsame Anstrengung 
von Autorinnen und Autoren aus den 
Fachdisziplinen Finanz-, Politik- und 
Rechtswissenschaft sowie aus der Ver-
waltungspraxis. Der inhaltliche Schwer-
punkt dieser Ausgabe liegt in der fachli-
chen Diskussion zu den Auswirkungen 
der Corona-Krise auf die öffentlichen 
Haushalte. Insgesamt umfasst der Band 
2-2020 des Jahrbuchs für öffentliche Fi-
nanzen 25 lesenswerte Fachbeiträge zu 
aktuellen finanzpolitischen Themen im 
Zusammenhang mit der Corona-Pan-
demie, mit grundsätzlichen Fragestel-
lungen zum Fiskalföderalismus und mit 
Ausführungen zur öffentlichen Kredit-
aufnahme oder zum Investitionsverhal-
ten von Bund, Ländern und Kommunen. 
Aus kommunaler Perspektive sei neben 
den Beiträgen zur kommunalen Infra-
struktur und zur Reform der Kommu-
nalfinanzierung auf den Beitrag zu den 
aus Pendlerbewegungen erwachsenden 
kommunalen Ausgabenlasten und Ein-
nahmepotenzialen sowie auf die Artikel 
zur Doppik und Kreisumlagefestsetzung 
aufmerksam gemacht.

(Florian Schilling)

BUCHBESPRECHUNGEN
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Corona-Nothilfe weltweit
Jetzt spenden!
Das Coronavirus verändert alles. In Deutschland und auf der ganzen Welt. Die 
Menschen in den ärmsten Ländern tri� t es besonders hart. Aktion Deutschland 
Hilft leistet Nothilfe. Mit Hygienekits, Medikamenten und sauberem Trinkwasser. 
Helfen Sie uns, Leben zu retten. Jetzt mit Ihrer Spende! 
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Danke an alle, 
die helfen!

Schwere Fluten haben großes Leid verursacht. Dank Ihrer Spenden 
helfen wir den Menschen. Das gesamte Bündnis sagt DANKE!
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